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Kirchliches Arbeitsrecht 
Landeskirchenamt 
Az.: 11468/98/A 07-02 

Bielefeld, den 24. 2. 1998 

Die Rheinisch-Westfälisch-Lippische Arbeitsrechtliche Kommission hat aufgrund von § 2 Absatz 2 des 
Arbeitsrechts-Regelungsgesetzes (ARRG) die nachstehenden Arbeitsrechtsregelungen beschlossen, die 
hiermit gemäß § 12 Absatz 1 ARRG bekanntgemacht werden. Die Arbeitsrechtsregelungen sind gemäß 
§ 3 Absatz 1 ARRG verbindlich. 
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I. 
Arbeitsrechtsregelung zur Änderung 

der Altersteilzeitordnung (ATZO) 

Vom 21. Januar 1998 

§ 1 
Änderung der Altersteilzeitordnung 

Die Arbeitsrechtsregelung zur Förderung eines 
gleitenden Übergangs in den Ruhestand (Alters­
teilzeitordnung - ATZO) wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

,,Ordnung zur Förderung eines gleitenden Über­
gangs in den Ruhestand (Altersteilzeitordnung -
ATZO)" 

2. In § 3 Abs. 2 Ziffer 1 werden die W9rte „mehr 
als geringfügig" durch das Wort „versicherungs­
pflichtig" und die Bezeichnung ,,§ 8 SGB IV" 
durch die Worte „Dritten Buches des Sozial­
gesetzbuches" ersetzt. 

3. § 4 Abs. 1 wird um folgenden Satz ergänzt: 

„Durch Dienstvereinbarung nach § 36 MVG 
kann der Aufstockungsbetrag bis zu einem 
Betrag erhöht werden, der der Mitarbeiterin 
oder dem Mitarbeiter während der Alters­
teilzeitarbeit ein Nettoarbeitsentgelt bis zur 
Höhe von 85 % des um die gesetzlichen Abzüge 
verminderten Vollzeitarbeitsentgelts gewähr­
leistet." 

§ 2 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. April 1998 
in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1998 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Drees 

II. 
Arbeitsrechtsregelung zur Änderung 

der ABM-Mitarbeiterordnung 

Vom 21. Januar 1998 

§ 1 
Änderung der ABM-Mitarbeiterordnung 

Die Ordnung für den Dienst der im Rahmen von 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz beschäftigten Mitarbeiter 
(ABM-Mitarbeiterordnung) wird wie folgt ge­
ändert: 

1. In der Überschrift werden die Worte „nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz" gestrichen. 

2. In § 1 wird die Angabe ,,§§ 93, 97 Arbeitsförde­
rungsgesetz" durch die Angabe ,,§§ 217 bis 224 
sowie §§ 260 bis 271 des Dritten Buches des 
Sozialgesetzbuches (SGB III)" ersetzt. 

3. In § 3 Abs. 3 und § 4 Abs. 3 wird jeweils die 
Angabe ,,§ 93 AFG" durch die Angabe ,,§§ 260 
bis 271 SGB III" ersetzt. 

4. § 5 Satz 1 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Das Arbeitsverhältnis kann mit einer Frist von 
einem Monat zum Schluß des Kalendermonats 
gekündigt werden. Weiterhin kann das Arbeits­
verhältnis mit Mitarbeitern in nach §§ 260 bis 
271 SGB III geförderten Maßnahmen gemäß 
§ 270 SGB III ohne Einhaltung einer Frist 
gekündigt werden, 

1. vom Mitarbeiter, wenn er 
a) eine Ausbildung oder eine andere Arbeit 

aufnehmen kann, 

b) an einer Maßnahme der Berufsausbildung 
oder der beruflichen Weiterbildung teil­
nehmen kann oder 

c) aus der Arbeitsbeschaffungsmaßnahme 
abberufen wird, 

2. vom Arbeitgeber, wenn der Mitarbeiter ab­
berufen wird." 

§ 2 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 
1998 in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1998 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Drees 

III. 
Arbeitsrechtsregelung zur Änderung 
der Richtlinien zur Altersversorgung 

nichtversicherungspflichtiger und 
nichtzusatzversicherungspflichtiger 

kirchlicher Mitarbeiter 

Vom 21. Januar 1998 

§ 1 
Änderung der Richtlinien zur Altersversorgung 

Die Richtlinien zur Altersversorgung nichtversi­
cherungspflichtiger und nichtzusatzversicherungs­
pflichtiger kirchlicher Mitarbeiter der Evange­
lischen Kirche im Rheinland vom 26. Januar 1967 
(KABl. R. 1967 S. 27) und die gleichnamigen Richt­
linien der Evangelischen Kirche von Westfalen 
vom 23. Februar 1967 (KABl. W. 1967 S. 53) werden 
wie folgt geändert: 
In§ 3 Abs. 1 wird die Angabe „5,25 v. H." durch 
die Angabe „4,75 v. H." ersetzt. 
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§ 2 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 
1998 in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1998 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Drees 

IV. 
Arbeitsrechtsregelung zur Änderung 

der Ordnung über die Bewertung 
der Personalunterkünfte 

Vom 21. Januar 1998 

§ 1 
Änderung der Bewertungsordnung 

Die Ordnung über die Bewertung der Perso­
nalunterkünfte für kirchliche Mitarbeiter vom 
19. März 1993 wird wie folgt geändert: 

1. Die Übersicht in § 3 Abs. 1 Unterabs. 1 erhält 
folgende Fassung: 

Wertklasse Personalunterkünfte DM je m' Nutz-
fläche monatlich 

„1 ohne ausreichende Gemein- 11,67 
schaftseinrichtungen 

2 mit ausreichenden Gemein- 12,90 
schaftseinrichtungen 

3 mit eigenem Bad oder 14,76 
eigener Dusche 

4 mit eigener Toilette und 
eigenem Bad oder eigener 

16,42 

Dusche 

5 mit eigener Kochnische und 
Toilette sowie eigenem Bad 

17,49" 

oder eigener Dusche 

2. In § 3 Abs. 4 Unterabs. 3 wird der Betrag 
,,DM 6,79" durch den Betrag „6,99 DM" ersetzt. 

3. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Worte „sind jeweils zu demselben Zeit­
punkt und um denselben Vomhundertsatz zu 
erhöhen oder zu vermindern" werden durch 
die Worte „erhöhen oder vermindern sich 
zu demselben Zeitpunkt und um denselben 
Prozentsatz" ersetzt. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Die angepaßten Beträge werden von der 
Geschäftsstelle der Rheinisch-Westfälisch­
Lippischen Arbeitsrechtlichen Kommission 
ermittelt und den in der Kommission ver­
tretenen Landeskirchen, Diakonischen Werke 
und Vereinigungen von Mitarbeitern zugelei­
tet. Sie werden von den Landeskirchen und 
Diakonischen Werken bekanntgemacht." 

§ 2 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 
1998 in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1998 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Drees 

V. 
Arbeitsrechtsregelung zur Änderung 

der Zuwendungsordnungen 

Vom 21. Januar 1998 

§ 1 
Änderung der Zuwendungsordnungen 

Die Ordnung über eine Zuwendung für kirchliche 
Angestellte, 
die Ordnung über eine Zuwendung für kirchliche 
Arbeiter und 
die Ordnung über eine Zuwendung für kirchliche 
Mitarbeiter in der Ausbildung 
werden wie folgt geändert: 
Im jeweiligen § 3 Abs. 1 Unterabs. 4 werden die 
Worte „bis zum 31. Dezember 1997" gestrichen. 

§2 
Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 
1998 in Kraft. 

Iserlohn, den 21. Januar 1998 

Rheinisch-Westfälisch-Lippische 
Arbeitsrechtliche Kommission 

Der Vorsitzende 
Drees 

Jubiläumszuwendung 
Landeskirchenamt 
Az.: 8956 II/98/B 09-01 

Bielefeld, den 26. 2. 1998 

Mit Art. 14 Nr. 1 des „Gesetzes zur Stärkung 
der Leistungsfähigkeit der Kreise, Städte und 
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen" vom 25. 11. 
1997 (GV. NW. 1997 S. 430 (440]) ist die „Verord­
nung über die Gewährung von Jubiläumszuwen­
dungen an die Beamten und Richter im Lande 
Nordrhein-Westfalen (Jubiläumszuwendungsver­
ordnung - JZV)" aufgehoben worden. Die Jubi­
läumsverordnung fand aufgrund von § 20 Abs. 4 
PfBVO i. V. m. entsprechenden Kirchenleitungs­
beschlüssen für die Theologinnen und Theologen 
und aufgrund von § 1 Abs. 1 KBVO für die Kir-
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chenbeamtinnen und Kirchenbeamten in Rhein­
land und Westfalen Anwendung. 

Aufgrund von § 20 Abs. 4 PfBVO und § 1 Abs. 1 
KBVO hat die Kirchenleitung am 19. Februar 1998 
beschlossen: 

Die Verordnung über die Gewährung von Jubi­
läumszuwendungen an die Beamten und Richter 
im Lande Nordrhein-Westfalen (Jubiläumszu-

wendungsverordnung - JZV) in der bis zum 
31. Dezember 1997 gültigen Fassung findet in der 
Zeit vom L Januar 1998 bis 31. Dezember 1999 für 
Pfarrerinnen und Pfarrer, Predigerinnen und Pre­
diger sowie Kirchenbeamtinnen und Kirchen­
beamten weiterhin entsprechend Anwendung. Für 
die Pfarrerinnen und Pfarrer beginnt die zu 
berücksichtigende Dienstzeit weiterhin mit dem 
Tag der Ordination. 

Neufassung der Arbeitsvertragsmuster mit kirchlichen Angestellten, 
Arbeiterinnen und Arbeitern 

sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Ausbildung 
Landeskirchenamt 
Az.: 50085/97/A 7-02 

Die als Anlagen 1 bis 16 nachstehenden Muster 
für Arbeitsverträge mit kirchlichen Angestellten, 
Arbeiterinnen und Arbeitern sowie Mitarbeite­
rinnen und Mitarbeitern in der Ausbildung sind 
vom Landeskirchenamt als Durchführungsbestim­
mungen zu der jeweiligen Ordnung beschlossen 
worden. Alle neuen Arbeitsverträge sollten ab sofort 
entsprechend gefaßt werden. Bestehende Arbeits­
verträge sollten bei zukünftigen Änderungen an 
die neuen Vertragsmuster angepaßt werden. 

Sie nehmen die Entwicklung des Tarifrechts der 
letzten Jahre auf, insoweit hat es auch inhaltliche 
Veränderungen gegenüber den bisherigen Ver­
tragsmustern gegeben. Die neuen Vertragsmuster 
berücksichtigen insbesondere auch die Vorgabe 

Muster 
Arbeitsvertrag 1'

2 

Anlage 1 
(Angestellte) 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten im Dienst 
und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
Vertrag geschlossen: 

§1 

(1) Herr/Frau ..... , geboren am 
(A.nachrlft) 

(Anschrift) 

wird, vorbehaltlich der kirchenaufsichtlichen Genehmigung3 ab . . ....................... bei der 
Kirchengemeinde/dem Gemeindeverband/dem Kirchenkreis 

{Anad\rtft) 

als ...... ... , ............... eingestel!Vweiterbeschäftigt. 

(2) Herr/Frau ............. wird 
- vollbeschäftigt. 
- teilzeitbeschäftigt 

- mft ................... der durchschnittlichen regelmäßigen wöehentuchen Arbeitszeit von entspre-
chend vollbeschäftigten Angestellten.'4 

- mit einer durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von ..... Stunden. 

(3) Herr/Frau .......... wird 

- auf unbestimmte Zelt eingesteltVwellerbeschäftigt. 

- befristet für die Zeit bis zum Ablauf des .................................. elngesteUt/weiterbeschättigt. 
(Datum) 

Es handelt sich um ein Arbeitsverhältnis nach dem Beschäftigungsförderungsgesetz. 5 

- befristet für die Zeit bis zum Ablauf des ... 

Grund für die Befristung ist .... 

- befristet zur Vertretung von ...... 

eingesteltUweiterbeschäftigt. 

. .... eingestellVweiterbeschäftigt. 
(Datum) 

(Zw&dl) 

.. für die Dauer ....... . 
(Vertretungsgnmcl) 

Das Arbeitsverhältnis endet auch mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses des/der Vertrete­
nen. 

Bielefeld, den 25. 2. 1998 

des seit 20. Juli 1995 geltenden Nachweisgesetzes, 
mit dem die Richtlinien der Europäischen Gemein­
schaft vom 14. 10. 1991 über die Pflicht des Arbeit­
gebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers über 
die für einen Arbeitsvertrag oder sein Arbeits­
verhältnis wesentlichen Vertragsbedingungen um­
gesetzt wurden. 
Wir erlauben uns ergänzend noch folgenden 
Hinweis: 
Die Einzelarbeitsverträge sind so zu fassen, daß sie 
innerhalb der in den Vertragsmustern genannten 
Alternativen nur die jeweils zutreffende Formulie­
rung enthalten. In diesem Zusammenhang bitten 
wir auch um Beachtung der Fußnoten, die als 
Arbeitshilfen gedacht, in die tatsächlichen Arbeits­
verträge aber nicht aufzunehmen sind. 

§2 

Für das Arbeitsverhältnis getten 

1. die BAT-Anwendungsordnung und die sich daraus ergebenden Bestimmungen des Bundes­
Angestelllentarifvertrages in der für die Angestellten im Bereich der Evangelischen Kirche von 
Westfalen jeweils geltenden Fassung (BAT-KF), 

2. die sonstigen für die Angestellten im Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen be­
schlossenen verbindlichen arbeitsrechllichen Bestimmungen in der jeweils gellenden Fassung. 

3. die sonstigen ror die Angestellten im Bereich des Arbeitgebers verbindlichen Arbeitsrechtsrege­
lungen. 

§3 

(1) Die Aufgaben von Herrn/Frau 
sung festgelegt werden. 

. . können in einer besonderen Oienstanwei-

(2) Herr/Frau ... .. wird in ................................. 
6 beschäftigt. 

(Arbeitsort) 

Die Vorschriften über die Versetzung, Abordnung und Zuweisung (§ 12 BAT-KF) bfeiben unbe­
rührt. 

§4 

Herr/Frau . . .... Jst in die Vergütungsgruppe . . ..... BAT-KF (Fallgr .......... der 
Berufsgruppe ........... des Allgemeinen Vergatungsgruppenplans zum BAT -KF) eingruppiert. 
Herr/Frau ..................... ,. .. lst in die Verg.-Gr. Kr ........... des Abschnitts ........ des Pflegepersonal-
Vergütungsgruppenplans zum BAT-KF (Fallgruppe... . ... ) eingruppiert. 

§5 

(1) Die Probezeit gemäß§ 5 BAT-KF beträgt sechs Monate5
• Sie endet mit Ablauf des .... 

§6 

Die zusätzliche Alters~ und Hinterbliebenenversorgung richtet sich nach den Bestimmungen über 
die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen. 

§ 7' 
Nebenabreden 

(1) Es wird ro1gende Nebenabrede vereinbart: 
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(2) Die Nebenabrede kann mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschluß / von .. 
schriftlich gekündigt werden. 

. ....... zum Ablauf des ..... . 

§8 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

(Siegel) ....... ,den ... 

(M!t.arbeitcrlln) (Dienstgeber) 

Die genannt&n Von.duifteo slnd In dCJ Losc-B!.alt·Sammlong .Klrd!Hches Arbeltsreeht in Westfalen" abgoorutxl Oie Sammlung kann 
bei ...................... e1noesehoo werden. 

1. Dtrr Einxe/arb$irsvol1.rag 1$1 so zu fas5'H'I, daß or nur die jflwßils zulroffern:I& Fomiu/itmmr} enl/JM. 
2. Seim Ab$chMl von Albeit$11VtWgon zwi:tMn Angeslelllen und ttJk:./UJtl Afooitgebom der DiM«mie, die niehl der verfaßten Klrehe 
~n. ist als vorietzrarParagraph (§ SJ{olgend/J &stir'rmwng aldzunel'lfrnm: 
.§ 8 Diensll}eber W'ld MllarlH1iter sind YGtpflklltet, hol Memungsvorschiedonheiten, di6 skh au:J ®m Dmn.stvettill/1/W 81g606n, 

llRl(lehsf di(l bei r:tem DlokoniSchen Worlr gobtldote Schm;htunguwlle oozund,m. Ok; &halldiung elt16s Falles VOf' rkJr 
Schln;htungssto»e schließt dia Anrufung des Atbeitsgorict;t.s nic;itt au,.· 

Derje/zig@§Bwird§9 
J Nur allfncllmfm, rotem d&r Altloo$Vffffrsg nacl\ dtir GenohmigUfl{}sveroninung der /1.llehanaufs.Jdltliehen Gcno/lmigung badalf. 
"1. Trifft zu, "9M ein abstl?lktor TeildermgelmlJJl/gonAl"Df1ifswltw,minbart wall1tm soll (z.B. Hltffe, droi V,ertet, 60 %). 
5. Dilt Befristung ist nar;h § 1 Ab11. 1 Be11chFG bis zur Dauer von zwei Jahren zul4S5/g. Bei oinom ArtailsverMlfn1s noch dem 

BesehFG richtet sieh die Dauer der Probewit. nach Prof.Notiz 6 zu Nr. 1 SR 2y BAT-KF. 
lo','Jrd derk!le Angestomo llkhl rtur on einem Off baschältigl Ist anzU(lM)en . ...... wird an ~chicdernm orten beschäftigl. • 
§ 71st nursufzunehrrnm. woon latsileh/!ch Nelxmsbroden vem/nbo/1 woroon. 
Vgl. z 8. Nr. 6 AbschnJff B Absatz S SR 2 a BAT-KF. 

Anlage2 
(Arbeiter) 

Mu sie r 
Arbeitsvertrag 1 

Der kirchliche Otenst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tal beslimmt. 
Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhallen im Dienst und außerhalb des Dien­
stes muß der Verantwortung entsprechen, die s!e als Miiarbeilerinnen und Mitarbeiter Im Dienst der Kirche 
übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender Vertrag geschlossen: 

§1 

(1) Herr!Frau ......................... ,geboren am 

{AnacM11) (l(Qll{-1on) 

wird, vorbehaltiich der klrchcnaufsichUichen Genehmigung=< ab 

kreis .... 

als .. 

Kitehengemeinde/dem Gemeindeverband/dem 

. ............ eingeSlellt/wei1erbeschäftigt. 

(2) Herr/Frau ................................. wird 
• voUbeschäftigt. 
- teilzeitbeschäfligt 

bei der 
Kirchen-

- mit .................. , der durchschnittlk:hen regelmäßigen wöchentuchen Arbeitszeit von entsprechend voU-
beschäftigten Arbettem/Arbeiterinnen.3 

- mit einer durchschnittlichen regelmäßlgen wöchentlichen Arbeitszeit von ...... Stunden. 

(3) HenlFrau .. . ...... wird 
- auf unbestimmte Zelt eingesleUVweiterbeschäfügt. 

- befristet für die Zeit bis zum Ablauf des .............................. eingestellVweiterbeschäfligt. 
(Ottvm) 

Es handelt sich um ein Arbeitsverhältnis nach dem Beschäftigungsförderungsgesetz: 

- befristet für die Zeit bls zum Abtaut des ...... . 

Grund der Befristung ist ... 

- befristet zur Vertretung von ... 

eingestelllfweilerbeschäftigl. 

(D1tltlm) 

~-, 
. .............. für die Dauer .. 

Das Arbeitsverhältnis endet auch mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses des/der Vertretenen. 

§2 
FOr das Arbeitsverhällnis gelten 

1. die MT Arb-Anwendungsordnung und die sich daraus ergebenden Bestimmungen des Manleltarifvertra­
ges für Arbeiterinnen und Arbeiter Im Bereich der Ev. Kirche von Westfalen (MTArb-KF) in der Jeweils 
geltenden Fassung, 

2. die sonstigen fOr die Arbeiterinnen und Arbel!er Im Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen 
beschlossenen verbindlichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen In der jeweils geltenden Fassung, 

3. die sonstigen für die Arbeiterinnen und Arbeiter im Bereich des Arbeitgebers verbindlichen Arbeits­
rechtsregelungen. 

(1) Die Aufgaben von Herrn/Frau 
den. 

§3 

.. können in einer besonderen Dienstanweisung festgelegt wer• 

(2) Herr/Frau ................................... wird In ............................................ ~ beschäfligt. 

Die Vorschriften über die Versetzung, Abordnung, Zuweisung(§§ 8 ff MTArb-KF) bleiben unberührt. 

§4 

Herr/Frau ................... Ist ln die Lohngruppe ........... MT/1.rb--KF {Fallgr ............ Im Lohngruppenverzeichnis 
zum MT Arb·KF) eingruppiert. 

§5 
Die Probezeit gemäß§ 5 MTArb-KF beträgt drei Monate. Sie endet mit Ablauf des. 

§8 

Die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung richtet sich nach den Bestimmungen Ober die Klrch· 
liehe Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen. 

Es wird folgen<:le Nebenabrede vereinbart: 

Die Nebenabrede kann mit einer Frist von zwei Wochen rum Monatssehluß / von 
Ablauf des .................. 7 schriftlich gekündigt werden. 

§8 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

(Siegel) ....................................... ,den ...... 

(~) 

..... zum 

Die genannten Vorschriften sind In der Lose-Blatt-Sammlung .Kirchllches Arbeitsrecht ill Westfalen" abgedruckt. Die 
Sammlung kann bei ............................ aingesehen werden. 

Deo"~151toru-.<1.i1•nut<M~Md-F~a,lfltll 
N<.-~soltitf!Oot~-0...~ff'~~boUrl 
T<lffi:u,WCMoltl~Taö<kr~~......-,:-IOll{i.8Hl/ll;t..<hl~OO,:,~ 
o,,,,~i,.ini,ct1!1~.18ftd>f'Gbls%1.11"0.U.--'zoo..i.,.,......~ 
W,d<f;ie~-nid'dllUlll!l--0'1.~llil~r••• -.ml .. ~Ol\lln~". \71:tl--,_...~~-_.... 
V<;ß.lß.Nr.6_0_,Sfl2tMl# 

MUS ter 
Arbeitsvertrag 1 

Anlage 3 
(VSBMO) 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Mit ihren Gaben, in unterschiedlichen Aufgaben~ und Verantwortungsbereichen tragen 
die kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Sie sind an die 
Heilige Schrift und an die In der Ev. Kirche von Westfalen geltenden Bekenntnisse gebunden. Ihr 
gesamtes Verhalten im Dienst und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, 
die sie als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben. Auf dteser 
Grundlage wird folgender Vertrag geschlossen: 

§1 

(1) Herr/Frau ..................... , geboren am .. 
(Anschrift) 

................. , wird, vorbehaltlich 
(AMchflft) (Konten!on) 

der kirchenaufsichtlichen Genehmigung ab . .. .. ....................... bei der . . ............ Kir~ 
chengemeinde/dem Gemeindeverband/dem Kirchenkreis „ 

(Afaehrtn.) 

als Mitarbeiter/ Mitarbeiterin in Verkündigung, Seelsorge und Bildungsarbeit/ Diakon / Oiakonin / 
Gemeindepädagoge / Gemeindepädagogin eingestel!Vweiterbeschäftigt. 

(2) Herr/Frau .. . ... wird 
- vollbeschäftigt/ teilzeitbeschäftigt 

• mit ................... der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von entspre-
chend vol!beschäftiglen Angestelllen. 2 

- mit einer durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von ...... Stunden . 

(3) Herr/ Frau . wird 

- auf unbestimmte Zeil eingestellt / weiterbeschäftigt. 

• befristet für die Zeit bis zum Ablauf des .. . .. eingestellVweiterbeschäftigt. 
{Datum) 

Es handelt sich um ein Arbeitsverhältnis nach dem Beschäfligungsförderungsgesetz. l 

• befristet für die Zeit bis zum Ablauf des ..... ........... eingestellt/ weiterbeschäftigt. 
(Oalum) 

Grund der Befristung ist . 
(Zwo,::k} 

- befristet zur Vertretung von .......... für die Dauer .......................... . 

eingesteHVwelterbeschäftigt. 
Das Arbeitsverhältnis endet auch mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses des/der Vertrete~ 
nen. 
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(4) Herr/Frau ............................. verpflichtet sich, innerhalb einer Frtst von drei Jahren einen Zer-
tifikats-Abschluß im Theologischen Grundkurs an der Evangelischen Fachhochschule Rheinland­
Westfalen-Uppe zu erwerben. Wird diese Auflage nicht erfüllt, endet das Arbeitsverhältnis mit 
Ablauf dieser Frist. 

§2 

Für das Arbeitsverhältnis gelten 

1. die BAT-Anwendungsordnung und die sich daraus ergebenden Bestimmungen des Bundes­
Angestelltentarifvertrages in der für die Angestellten fm Bereich der Evangelischen Kirche von 
Westfalen jeweils geltenden Fassung (BAT-KF}, 

2. die Bestimmungen der Ordnung für die Ausbildung und den Dienst der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in Verkündigung, Seelsorge und Bildungsarbeit (VSBMO) in der jeweils geltenden 
Fassung, 

3. die sonstigen für die Angestellten im Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen be· 
schlossenen verbindlichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen in der jeweils geltenden Fassung, 

4. die sonstigen für die Angesteltten im Bereich des Arbeitgebers verbindlichen Arbeitsrechtsrege­
lungen. 

§3 

Die Arbeitszeit verteilt sich auf ................... Wochentage. Wird Herr/Frau . . ............ mit 
regelmäßigem Sonntagsdienst beauftragt, wird in jedem Vierteljahr ein Wochenende (Samstag 
und Sonntag) arbeitsfrei gehalten; dieses Wochenende wird als ein freier Wochentag gerechnet. 

(1) Die Aufgaben von Herrn/Frau 
ren Dienstanweisung festgelegt. 

(2) Herr/Frau ....... 

§4 

. .. wird in 

. werden in einer besonde· 

..••••.••• 
4 beschäftigt. 

(Arbeil:5ort) 

Die Vorschriften über die Versetzung, Abordnung und Zuweisung (§ 12 BAT-KF) bleiben unbe· 
rührt. 

§5 

Herr/Frau ....... .. ist in die Vergütungsgruppe 
BAT-KF (Fallgruppe .................. . .. der Berufsgruppe 1.1 des Allgemeinen Vergütungsgrup· 
penplans zum BAT-KF) eingruppiert. 

§6 

Die Probezeit gemäß§ 5 BAT-KF beträgt sechs Monate3
• Sie endet mit Ablauf des .. 

§7 

Die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung richtet sich nach den Bestimmungen über 
die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rheintand·Westfalen. 

§ e' 
Nebenabreden 

Es wird folgende Nebenabrede vereinbart: 

Die Nebenabrede kann mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschluß / 
von ................................. zum Ablauf des .. . 
schriftlich gekündigt werden. 

§9 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

(Siegel) .... , den ... 

(Mitarbeiter/ln} (Dienstgeber) 

KirchenaufsichUich genehmigt 

Evangelische Kirche von Westfalen 
- Das Landeskirchenamt -

Bielefeld, den ... 

In Vertretung (Siegel) 

Oio genannten Vo,schrlften sind in der Loso-B1all-Samml11ng .Kifchhchas Arbeitsrecht In We:5tfa100· abgedrucilt. Die Si!mm!ung kann 
OOl ....... _, ............ etrlQ(!sehenwer11011. 

1. Der Einzclarboilsvortrag Ist so w faJSM, daß er nur die Jewoils zutrr;ffond(I Fo,mu/ion.mg onlh-aJI. 
2. Tnffl zu, wenn ein abslmkt&r Teil der rof]OJmtllligen Arbeitszeil von·11nbaff weltlcn soll (z.B. dio HD/tro, dmi Viorlel, 60 Prown/J 
J Die Befnslung isf nsch § 1 Abs. 1 BoschFG bis wr Dawr von 2 Jahren zulässig. 861 vinom ArtwilJvorMttnis nach dem BaschFG 

richlel .s;eh dJo Dauer cterProbcroil nach Prot.NoUz 6 zu Nr. 1 SR fyBAT-KF. 
4. Wutt dorldio AngtlsltJllfo nich1 nur 1,n einem Ot1 00$<:hMUgt, lsl Mzvgeoon: .............. wird an vorschiodonM Orten b,uchdftigt. • 
5. § 8 ist nur aufzunehmon, wenn rstskhlk:h Nebenabrooon vornmbl.lrt werden 
6. VQJ. z.B. Nr. 6AbschnittBAbsaUSSR 2aBAT-KF. 

MUSTER 
Praktikantenvertrag 1 

Anlage4 
(VSBMO-Praktikanten) 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimm!. Mit ihren Gaben, in unterschiedlichen Aufgaben· und Verantwortungsbereichen tragen 
die kirchlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes 
Verhalten im Dienst und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage 
wird folgender Vertrag geschlossen: 

§1 

Herr/ Frau ... . .... geboren am 
(Am.dw.l) 

Konfession ....... . .. wird während des Berufspraktikums nach § 13 Abs. 3 der Ordnung 
für die Ausbildung und den Dienst der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Verkündigung, Seelsor-
ge und Bildungsarbeit (VSBMO} in der jeweils geltenden Fassung bei der .......... Kirchenge-
meinde I dem Gemeindeverband / dem Kirchenkreis ... . . als Praktikanl / Prak· 
tikantin beschäftigt. ,.wCN!tl) 

§2 

Für das Praktikantenverhältnis gelten 

1. die in§ 1 genannte Ordnung in der jeweils geltenden Fassung, 

2. die Bestimmungen über die Regelung der Arbeitsbedingungen der Praktikanten für den Beruf 
des Erziehers ( des Sozialpädagogen / Sozialarbeiters) in der jeweils für den Bereich der 
Evangelischen Kirche von Westfalen geltenden Fassung, 

3. das Berufsbildungsgesetz in der jeweils gellenden Fassung, soweit es sich aus § 19 des Ge­
setzes ergibt. 

§3 

(1) Das Praktikantenverhältnis beginnt am ...... und endet mit Ablauf des .. 
Findet das abschließende Kolloquium vor diesem Z~itpunkl statt, endet das Praktikumsverhältnis 
mit Ablauf des Tages, an dem Herr/Frau.... . ..... das Kolloquium bestanden hat. Findet 
das abschließende Kolloquium später statt, kann das Praktikantenverhältnis entsprechend ver­
längert werden. 

(2) Hat Herr/Frau ..... . ................ mehr als einen Monat der Praktikantenausbildung versäumt 
oder hat sich sein / ihre Eignung für den kirchlichen Dienst während des Berufspraktikums noch 
nicht in dem erforderlichen Maß erwiesen, so kann die Ausbildungszeit bis zu sechs Monaten 
verlängert werden; Herr/Frau . ............ . .......... und der Mentor sind vorher zu hören. In diesem 
Fall endet das Praktikantenverhältnis mit Ablauf der Verlängerungsfrist; Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

(3) Die ersten drei Monate des Praktikantenverhältnisses sind Probezeit 

§4 

Herr/Frau ... .. .. wird in ....... .. ...•••••••••••••. 
2 beschäftigt. 

§5 

Die durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit beträgt .............. Stunden wöchentlich und verteilt 
sich auf ................... Wochentage. Wird Herr / Frau 
mit regelmäßigem Sonntagsdienst beauftragt, wird in jedem Vierteljahr ein Wochenende 
(Samstag und Sonntag) arbeitsfrei gehalten; dieses Wochenende wird als ein freier Wochentag 
gerechnet. 

§ s' 

{1) Es wird folgende Nebenabrede vereinbart: 

Für die Berechnung des Wertes der Frau/Herrn ..... ,. zur Verfügung gestellten Per­
sonalunterkunft gilt die Ordnung über die Bewertung der Personalunterkünfte für kirchliche MitarM 
beiter vom 19. März 1993 (KABI. 1993 S. 126) in der Jeweils gültigen Fassung

2
• 

(2) Die Nebenabrede kann mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschluß 
von . . zum Ablauf des .. 
schriftlich gekündigt werden. 

§7 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

(Siegel) 

(Mitarbeiter/in) (Dienstgeber) 

............ ,den 

Kirchenaufsichtlich genehmigt 

Evangelische Kirche von Westfalen 
- Das Landeskirchenamt ~ 

Bielefeld, den .. 

In Vertretung (Siegel) 

Die ganaf\nlen Vornchrilten sind In der Los&-Blall-Samm!ung "K!tc.hlichos Arbelt&rechl In Westfalen" abgedruci(t. Olo Sammlung kann 
bei . . ..... emgesehen werden. 

Der E«uelartieilsverttag Ist .so zu lss.sen, daß er nurdio j6W8i1s zultutrimde Folmulien.mg enthlJII. 
W1n1 dor Prall.tillan/ldie Proktlkanün nicht an eioom Ort bo$Chllftigl /Jt anzuget,on: ....... . .. wird 11n verschiedenen Orttln bo-
schäftigt. • 

J § tl ist nur aufzunehmen, wenn fslsädllich N&benabmden venimtultt wen:ten. 
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Anlage 5 
(hauptberufliche Küster) 

Muster 
Arbeitsvertrag 1 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mit· 
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten Im Dienst 
und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Milarbeitefinnen 
und Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
Vertrag geschlossen: 

§1 

(1) Herr/Frau.. .. ................ , geboren am 
(Anschrift) 

.............................. 
(Anschrift) (Konfes.slon) 

wird, vorbehalUich der kirchenaufsichtlichen Genehmigung2 ab ..... bei der 
........... Kirchengemeinde/dem Gemeindeverband/dem Kirchenkreis . 

(Anschrift) 

als Küster / Küsterin eingestellVweiterbeschäftigt. 

(2) Herr/Frau . . ... Wird 
- vollbeschäftigt / teilzeitbeschäfligt. 
- mit einer durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von .......... 3 

- vollbeschäftig-
ter Küsterinnen und Küster. 

- mit einer durchschnittlichen regelmäßigen wöehentlichen Arbeitszeit von .......... Stunden. 

(3) Die Aufteilung der wöchentlichen Arbeitszeit ergibt sich aus § 4 Abs. 1 der Küsterordnung. 

(4) Herr/ Frau ......... wird 

- auf unbestimmte Zeit eingestellt / weilerbeschäftigt. 

- befristet für die Zelt bis zum Ablauf des ... eingestel!Vweiterbeschäftigt. 
(Datum) 

Es handelt sich um ein Arbeitsverhältnis nach dem Beschäftigungsförderungsgesetz. 4 

- befristet für die Zeit bis zum Ablauf des ..... . . ...... eingestellUweiterbeschäftigl. 
{Da!um) 

Grund der Befristung Ist 
{Zweck) 

- befristet zur Vertretung von .. .......... für die Dauer .... 
(VertrefLITTgsgNntl) 

eingestellVweiterbeschäfligt. 
Das Arbeitsverhältnis endet auch mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses des/der Vertrete­
nen. 

§2 
Für das Arbeitsverhältnis gelten 

1. die BAT~Anwendungsordnung und die sich daraus ergebenden Bestimmungen des Bundes· 
Angestelltentarifvertrages in der für die Angestellten im Bereich der Evangelischen Kirche von 
Westfalen jeweils geltenden Fassung (BAT-KF), 

2. die Bestimmungen der Ordnung für den Dienst der Küster In Rheinland, Westfalen und Lippe 
(KOsterordnung - KüsterO) in der jeweils gellenden Fassung, 

3. die sonstigen für die Angestellten im Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen be­
schlossenen verbindlichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen in der jeweils geltenden Fassung, 

4. die sonstigen für die Angestellten im Bereich des Arbeitgebers verbindlichen Arbeltsrechlsrege­
lungen. 

§3 

(1) Die Aufgaben von Herrn/Frau .............. werden in einer besonderen Dienstanweisung fest-
gelegt. 

(2) Herr/Frau . .................. wird in ............. . .. .... beschäftigt. 
{Arbeitsort} 

Die Vorschriften über die Versetzung, Abordnung und Zuweisung (§ 12 BAT·KF) bleiben unbe­
rührt. 

§4 

Herr/Frau.... . ...... ist in die Vergütungsgruppe .... BAT-KF (Fallgruppe .... der Berufsgruppe 
1.6 des Allgemelnen Vergütungsgruppenplans zum BAT-KF) eingruppiert. 

§5 

Die Probezeit gemäß§ 5 BAT-KF beträgt sechs Monate~. Sie endet mit Ablauf des .. 

§6 

Die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung richtet sich nach den Bestimmungen über 
die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen. 

Es wird folgende Nebenabrede vereinbart: 

Die Nebenabrede kann mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatssch!uß / 
von . . . zum Ablauf des .. 
schriftlich gekündigt werden. 

§7' 

§8 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

... , den .. 

(Siegel) 

(Mitarbeiter/ln) 

(Arbeitgeber) 

(Unterschrift) 

Die genann!efl Vorschriften slnd !n der Lose-Blatt-Sammlung "Kitd'llk:hes Artleitsredll In Westlafen' abgedrucilt. Die Sammlul'lg karm 
bei ................. emgesehen werden. 

1. Der Ei/UolatbmtsYGrtn,o ist s.o :v fM&e/1, dall er mJT dio jeweils zutruffendo Formulienmg enthält. 
2. Nur a1.1fnettrrion. !IOfem der Atbellsvettmg rwch OOr Geoolilnigungs.wrordnung der klrchenaufsJt;ht/ichen Genehmipvng bedtuf. 
3. Trrfft zu, 1ttmn ein abstrakter Toif der regefmälligon Atooitszeit Vflnlinbatt wordr;n so# (z.B. Hälfte, droi V-,e,ti;/, 60 %} 
4 Dia Befri:itung &I noeh § 1 Abs. f Besd!FG Ist bis zur Dauer von rwoi Jahron zultls:sig. Bei einem ArbcitsvetMltni:i noch dem 

BeschFG richtet sieh die Daucrdot Probezeil nadl Prot.Nrmz 6w Nr. 1 SR 2y8AT.-KF. 
5. § 7 1st lltJt aufzunehmen, wenn tatsächlich NobentJbroden veremba/1 W1'rdetl 

Anlage 6 
(nebenberufliche oder gering­

fügig beschäftigte Küster) 

MUS ler 
Arbeitsvertrag 1 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten im Dienst 
und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeilerinnen 
und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
Vertrag geschlossen: 

§1 

(1) Herr/Frau ... . .... , geboren am 
(Ansctuffl) 

Konfession: ........ ; wird vorbehaltlich der klrchenaufsichtlichen Genehmigung 
durch den Superintendenten ab .... bei der . ...... Kirchengemeinde/dem Ge-
samtverband/dem Gemeindeverband/dem Kirchenkreis ............. als Küster/ Küsterin 

(Anschrift) 

eingestellVweiterbeschäftjgt. 

(2) Herr/Frau ........ wird teilzeitbeschäffigt 
- mit ................... der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von entspre-

chend vollbeschäftigten Angestellten.2 

- mit einer durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von ...... Stunden. 

(3) Herr/ Frau .. . ..................... wird 

- auf unbestimmte Zeit eingestellt / weilerbeschäftigt. 

- befristet für die Zeit bis zum Ablauf des ... . .......... eingesteUVweiterbeschäftigl. 
(Datum) 

Es handell sich um ein Arbeitsverhältnis nach dem Beschäftigungsförderungsgesetz. 3 

- befristet für die Zeit bis zum Ablauf des ... . ....... eingestellt / welterbeschäftigl. 
{Datum} 

Grund der Befristung ist 
{Zwoek) 

w befristet zur Vertretung von ..... . ........ für die Dauer 

eingestellt / weiterbeschäftigt. 
Das Arbeitsverhältnis endet auch mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses des/der Vertrete· 
nen. 

§2 
Für das Arbeitsverhältnis gelten 

1. die für die nebenberuflich oder geringfügig beschäftigten Küster gellenden Bestimmungen der 
Ordnung für den Dienst der Küster ln Rheinland, Westfalen und Lippe (Küsterordnung - Kü­
sterO) in der jeweils geltenden Fassung, 

2. die sonstigen für die nebenberuflich oder geringfügig beschäftigten Küster im Bereich der 
Evangelischen Kirche von Westfalen beschlossenen verbindlichen Arbeitsrechtsregelungen in 
der jeweils gellenden Fassung, 

3. die sonstigen für die nebenberuflich oder geringfügig beschäftigten Küster im Bereich des Ar­
beitgebers gellenden verbindlichen Arbeitsrechtsregelungen. 

(1} Die Aufgaben von Herrn/Frau . 
sung festgelegt. 

§3 

. . werden in einer besonderen Oienstanwei-

(2) Herr/Frau ....... .. ...... wird in . . .............. beschäftigt.'' 
(Arbeitsort) 

§4 

Herr/Frau ............................ ist in die Vergütungsgruppe ......... BAT-KF (Fallgruppe . . .. der 
Berufsgruppe 1.6 des Allgemeinen Vergütungsgruppenplans zum BAT-KF) eingruppiert. 

§ 5 

Die Probezeit gemäß§ 5 Abs. 2 KüsterO beträgt sechs Monate. Sie endet mit Ablauf des ... 

§ s' 

(1) Es wird folgende Nebenabrede vereinbart: 
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(2) Die Nebenabrede kann mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschluß 
von ................................ zum Ablauf des .. 
schriftlich gekündigt werden. 

§7 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

........ ,den ....... . 

...................... 
(Mitarbelter<in>) (Arbeitgeber) 

Die genannlen VCfScilriften sind In def LOSt1-Bl.lt1-S;immlung "Kifehllche:s Arbeitsrecht In Westfalen" abgedruckt Die Sammlung kann 
bei ................ e!J1Qesehen werdef'l. 

1. Der EinzolarlHttbverlrztg Ist so tt.J fassen, da!! or nur die jewtills zutnlffende Formviierung &nthalt. 
2. Trifft zu, IWnn oin &bs!mkter TeH der rogslmSOigen Ameit.sz&ll venJinbarl -ttfen soll (z.B. HMfte, droi VitJrlel, 60 %). 
:1. Dffl Befristung lsl nach§ 1 Abs. f BoschFG bis zur Dauer von zwei Jahnm zulässig 
4. Wm1tkuldieNl9flslellto nkh 1111 &ittem OrlbeschlJ/tig!, isl anzugeben:~·.. . . ... wifrf an w,rochie<lorn,n Orlen beJch/Jfl,r,t.· 
5. § 6 /Jt nur R(i(z1m&11men, wenn tatslchlich Nobflnabterkm vereinbart wemen. 
6. vr;il. z.B. Nr. 6 A/Mchnfft 8 Absatz 5 SR 211 BAT-KF. 

MUS te r 
Arbeitsvertrag 1 

Anlage 7 
(hauptamtliche 

Kirchenmusiker) 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten im Dienst 
und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
Vertrag geschlossen: 

§1 

(1) Herr/Frau ..... .. .. , geboren am ... 
(Anschnlt) 

Konfession . . ................... , wird vorbehaltlich der kirchenaufsichtlichen Genehmigung2 ab 
.... ... bei der Kirchengemeinde/dem Gesamtverband/dem Ge-

meindeverband/dem Kirchenkreis .......... .. als hauptamtliche(r) Kirchenmu-

siker(in) elngestellt/weiterbeschäftigt. 

(2) Herr/Frau ................................. wird 
- vollbeschäftigt / teilzeitbeschäftigt 

- mit ................... der durchschnittlichen regelmäßigen wöehentlichen Arbeitszeit von entspre-
chend vollbeschäftigten Angestellten. 3 

- mit einer durchschnittlichen regelmäßigen wöehentlichen Arbeitszelt von ...... Stunden. 

(3) Herr I Frau . . ......... wird 

- auf unbestimmte Zeit eingestellt / weiterbeschäftlgt. 

- befristet für die Zeit bis zum Ablauf des ............................... eingesteUt/weiterbeschäftigt. 
(Datum) 

Es handelt sich um ein Arbeitsverhältnis nach dem Beschäftigungsförderungsgesetz.4 

- befriste! für die Zeit bis zum Ablauf des .. . ...... eingestellt / weiterbeschäftigt. 
(Datum) 

Grund der Befristung ist ... 
(Zw«:l() 

- befristet zur Vertretung von .......................... . . ....... für die Dauer .. 
(Vertretungsgrund) 

eingestellt / weiterbeschäftigt. 
Das Arbeitsverhältnis endet auch mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses des/der Vertrete­
nen. 

§2 

Für das Arbeitsverhältnis gelten 

1. die BAT-Anwendungsordnung und die sich daraus ergebenden Bestimmungen des Bundes­
Angestelltentarifvertrages in der für die Angestellten im Bereich der Evangelischen Kirche von 
Westfalen jeweils geltenden Fassung (BAT-KF), 

2. die Bestimmungen der Ordnung für den Dienst der hauptamtlichen Kirchenmusiker in der 
Evangelischen Kirche von Westfalen in der jeweils geltenden Fassung, 

3. die sonstigen für die Angestellten im Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen be­
schlossenen verbindlichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen in der jeweils geltenden Fassung; 

4. die sonstigen für die Angestellten im Bereich des Arbeitgebers verbindlichen Arbeitsrechtsrege­
lungen. 

§3 

Herr/Frau ........ . . . erhält ats Ausgleich für den Sonntagsdienst den ......... als 
dienstfreien Tag. 

(1) Die Aufgaben von Herrn/Frau .... 
sung festgelegt. 

(2) Herr /Frau .... .. ...... wird in 

§4 

. .... werden in einer besonderen Dienstanwei-

. . . . . . beschäftigt. 5 

j.Alt)eltsoft) 

Die Vorschriften über die Versetzung, Abordnung und Zuweisung(§ 12 BAT-KF) bleiben unbe­
rührt. 

§5 

Herr/Frau .... . ... ist ln die Vergütungsgruppe ....... BAT-KF (Fallgruppe ..... der Berufs-
gruppe 1.3 des Allgemeinen Vergütungsgruppenplans zum BAT-KF) eingruppiert. 

§6 

Die Probezeit gemäß § 5 BAT-KF beträgt sechs Monate4
• Sie endet mit Ablauf des .. 

§7 

Die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung richtet sich nach den Bestimmungen über 
die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen . 

Es wird folgende Nebenabrede vereinbart: 

Die Nebenabrede kann mil einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschluß 
von . . ................ zum Ablauf des .. . 
schriftlich gekündigt werden. 

§8' 

§9 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

(Siegel) 

(Mitarbeiter) 

Kirchenaufsichtlich genehmigt. 

Evangelische Kirche von Westfalen 
- Das Landeskirchenamt -
In Vertretung 

.... ,den ...... 

(Dienstgeber) 

Bielefeld, den ........ . 

(Siegel) 

Dia genannten Vorscnrlrtcn sind in der Lose-Blatt-Sammlung "Kirchliches Arbeltsredll In Westfalen· a.bgedrudlt Dm Sammlung kann 
bei . .. ..... eingesehen werden. 

1. C>sr Einzolsrbelt.sve,tmg Ist .so zu fasSBn, d111l er nur dio jeweils zutn,ffllnde Formulierung 1tn!Mtt 
2. Nur au/i»hmon, .s(l(om d&f Arba.it.wortntg nach der GenehmigungsvetMtrning der l<irchen11uf:slchlfichon GontJhmigung bedarf. 
J. Trifft zu, -nn ein rJbstraJrtat Teil der rogt,Jm4111QM AtOOilszait vorom.bllrt wo"1on soll (:t.B. Hälffa, droi \rlQrl&I, 6C/ %) 
4 Dia Befrislunt:, isl nacll § 1 Abs. 1 ~schFG bis zur DaUM von ""'8/ Jehrvn zuläs&ig. Bel olnom AfOOitwortlßltnis nach dom 

BoschFG nchtot sich tJKJ DauerdorProlxlzeil nach Pror.Notl2 6 zu Nt. 1 SR 2y BAT-KF. 
Winl Wrfdle Mg1Jsto/lfe nicht an oinam 011 beschäff,gt, i&t enzugoben: r ......... ....... wird an vo~chiedtJnen Orton besch/J/figl. • 
§ 8 i.st nur aufzunehmen, wenn tatslk.hlich Nebanatm1d8n 110minbart worrJ'ln 

AnlageB 
(nebenamtliche 

Kirchenmusiker, 
die unter BAT -KF fallen) 

Muster 
Arbeitsvertrag 1 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tal 
bestimmt. Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mil· 
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten im Dienst 
und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
Vertrag geschlossen: 

§1 

(1) Herr/Frau .. . ............. , geboren am .. 
iAnschnft) 

Konfession: .......... ; wird vorbehaltlich der kirchenaufsichUichen Genehmigung durch den Superin· 
tendenten ab .......... bei der .................. Kirchengemeinde/dem Gesamtverband/dem Ge-
meindeverband/dem Kirchenkreis ............................ als nebenamtlicher Kirchenmusiker / als 

{AMchrift) 

nebenamlllche Kirchenmusikerin <ggf.: Organist(in)/Chorleiter(in)> eingestellt/ wetterbeschäfligt. 

(2) Herr/Frau .............. . ...... wird teilzeltbeschäftigt 
- mit ................... der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von entspre-

chend vollbeschäftigten Angestellten.2 

- mit einer durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von ...... Stunden. 

(3) Herr I Frau ......... . .. .......... wird 

- auf unbestimmte Zeit eingestellt / weiterbeschäftigt. 

- befristet für die Zeit bis zum Ablauf des .. . ..... eingesteUVweiterbeschäftigt. 
(03tum) 

Es handelt sich um ein Arbeitsverhältnis nach dem Beschäftigungsförderungsgesetz.J 

- befristet für die Zeit bis zum Ablauf des ..................... . .. eingestellt / weiterbeschäftigt. 
(Datum) 

Grund der Befristung ist 
{Zweck) 

• befristet zur Vertretung von ..... für die Dauer ..... 

eingestellt / weiterbeschäftigt. 
Das Arbeitsverhältnis endet auch mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses des/der Vertrete­
nen. 
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§2 

(1) Für das Arbeitsverhältnis gelten 

1. die BAT·Anwendungsordnung und die sich daraus ergebenden Bestimmungen des Bundes­
Angestelltentarifvertrages in der für die Angestellten im Bereich der Evangelischen Kirche von 
Westfalen jeweils geltenden Fassung (BAT-KF), 

2. die Bestimmungen der Ordnung für den Dienst nebenamtllcher Kirchenmusiker (NKMusO) in 
der jeweils gellenden Fassung, 

3. die sonstigen für die Angestellten im Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen be­
schlossenen verbindlichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen In der jeweils geltenden Fassung. 

3. die sonstigen für die Angestellten im Bereich des Arbeitgebers verbindlichen Arbeitsrechtsrege­
lungen. 

(2) Aufgrund von § 9 NKMusO finden jedoch die dort angeführten Bestimmungen des BAT-KF 
und Abschnitt II NKMusO keine Anwendung. 

{1) Die Aufgaben von Herrn/Frau 
sung festgelegt. 

(2) Herr/Frau .... . .......... wird in 

§3 

........ werden in einer besonderen Dienstanwei-

.... beschäftigt.• 
(Arbeitsort) 

Die Vorschriften über die Versetzung. Abordnung und Zuweisung (§ 12 BAT-KF) bleiben unbe­
rührt. 

§4 

Herr/Frau .. ist in die Vergütungsgruppe ., .. BAT-KF (Fallgruppe ....... der 
Berufsgruppe 1. 3 des Allgemeinen Vergütungsgruppenplans zum BAT-KF) eingruppiert. 

§5 

Die Probezeit gemäß§ 5 BAT-KF beträgt sechs Monate3
• Sie endet mit Ablauf des. 

§6 

Die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung richtet sich nach den Bestimmungen über 
die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rheinland-Westfalen. 

§ 1' 

( 1) Es wird folgende Nebenabrede vereinbart: 

(2) Die Nebenabrede kann mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschluß 
von .... . ...... zum Ablauf des 
schriftlich gekündigt werden. 

§8 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

........ ,den .. 

(Mitarbeiter<in>) (Arbeitgeber) 

Die genannten Vomd'Jnften sind In der Lose-BI.all.Sammlung "Ktrehliehcs Arbeitsteehi In Westfalen" abgedrudH. Die Sammlung k3fln 
bei ... , ......... ttin9esehenwo«:htn. 

1. Der Einz&IBlboitsv,e,tnio ist so- zu fas.wn, daß ot nvr dh!J jeweils wtruffonde Fotrrwlionmg afllh4lt. 
2. Trifft.zu. W8MfJll'1 Bb$tmklerTaiJd&trog&lmMigenA!oeitszeilvoreinbaJ1w&tdan so/J(z.B. HSlffe, droiViortel. 6-0 %) 
J. I)}o Befristimg Ist nach § 1 Abs. f Bo$d!FG ~ zvr Dsuer von ZWfJi Jahren zulässig. &:Ji eklom Arooitswffl4Jtnis na<:h dem 

BeschFG richtet sidl dio Dausr der Prt>bezeif nach Prol.Noffz 6 zu Nr. 1 SR 2Y BAT-KF. 
Wiro derklio Angestellta nkh 11/J B1ncm Orl t»~fli,gt, l$l anzugeben: • .- .•. , .••. ~ an vtif'Khledenen Orfen bmschäftigl. • 
§ 7 isl nur Gvfwoohrrnm. v.wnn tatsächlich Nflbenabmdfm V0/'8/nbatt ""1n.:/tl'n. 

Anlage9 
(nebenamtliche Kirchen­

musiker, die nicht unter 
den BAT -KF fallen) 

Muster 
Arbeitsvertrag 1 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten im Dienst 
und außerhalb des Df8nstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im kirchlichen Dienst übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
Vertrag geschlossen: 

§1 

(1) Herr/Frau ..... ..,. .................... , geboren am 
(Ansdlrift) 

Konfession: ........ ; wird vorbehaltlich der klrchenaufsichtlichen Genehmigung 
durch den Superintendenten ab .......... ....... ..... bei der ... ... ... Kirchengemeinde/dem Ge-
samtverband/dem Gemeindeverband/dem Kirchenkreis ... .... . , als nebenamtlicher 

{Ansehrift) 

Kirchenmusiker/als nebenamtliche Kirchenmusikerin <ggf.: Organist(in)/Chorteiter(in)> einge­
stellt/waiterbeschäfligt. 

(2) Herr/Frau ............... wird teilzeitbeschättigt 
- mit ................... der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von entspre-

chend vollbeschäftigten Angestelllen.2 

- mit einer durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von ...... Stunden. 

(3) Herr I Frau .. .. ... wird 

- auf unbestimmte Zeit eingestellt / weiterbeschäftigt. 

- befristet für die Zelt bis zum Ablauf des...................... . .. eingestellt'weiterbeschäfligt. 
{Darum) 

Es handelt sich um ein Arbeitsverhältnis nach dem Beschäftigungsförderungsgesetz. 3 

- befristet für die Zeit bis zum Ablauf des 

Grund der Befristung ist 

- befristet zur Vertretung von ............. . 

elngesteut / weiterbeschäftigt. 

(Datum} 

{Zweek.) 

. ... eingestellt / weiterbeschäftigt. 

........ für die Dauer ...... . 

Das Arbeitsverhältnis endet auch mit der Be-endigung des Arbeitsverhältnisses des/der Vertrete­
nen. 

§2 

Für das Arbeitsverhältnis gelten 

1. die Bestimmungen der Ordnung für den Dienst nebenamtlicher Kirchenmusiker (NKMusO) in 
der jeweils geltenden Fassung, 

2. die sonstigen für die nebenamtlichen Kirchenmusiker im Bereich der Evangelischen Kirche 
von Westfalen beschlossenen verbindlichen Arbeitsrechtsregelungen in der jeweils geltenden 
Fassung, 

3. die sonstigen für die nebenamtlichen Kirchenmusiker im Bereich des Arbeitgebers geltenden 
verbindlichen Arbeitsrechtsregelungen. 

(2) Ausgenommen sind die Bestimmungen der Ordnung für den Dienst nebenamtlicher Kirchen~ 
musiker, die voraussetzen, daß der BATwKF Anwendung findet. 

(1) Die Aufgaben von Herm/Frau . 
sung festgelegt. 

§3 

. .. werden in einer besonderen Dienstanwei-

(2) Herr/Frau .... . wird In .................... . .. ., beschäfligt.4 

(Arboltsort) 

§4 

Herr/Frau . ist gemäß§ 11 NKMusO in die Vergütungsgruppe. . .. BAT-KF 
(Fallgruppe ....... der Berufsgruppe 1.3 des Allgemeinen Vergütungsgruppenplans zum BAT-KF) 
eingruppiert . 

§5 

Die Probezeit gemäß § 10 Abs. 2 NKMusO beträgt sechs Monate. Sie endet mit Ablauf des 

{1) Es wird folgende Nebenabrede vereinbart: 

(2) Die Nebenabrede kann mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschtuß 
von ........ . .... zum Ablauf des .. . 
schriftlich gekündigt werden. 

§ &' 

§7 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

..... ,den ................. . 

(Mitarbelter<in>) (Arbeitgeber) 

Die genannten Vorochntlsn sind In der Lose-BlaU·Swnmlun9 "Kifchlld'IM: Arbeitsredll In Wes.tfalen" abgedruckt Oi,o Sammtung kann 
b&I ................ emgesclMNi wefO!lfl 

1. Der EinzeJ<1rbo1tsv&nrag fal $11 zu lauen, dtl-ß t>t nur dia }Gwei/$ wf:roffGnda FormulkJ,ung örl!hält 
Trifft zu. wenn r,in s/»tn!ktsr Toi/ drJr regolmäßigon Arbe1'snil ViU&lnbart wo-n1!1n $oll (z.B. HMfta, drei Viettel, 60 %) 
Die &tmhmo ist nach§ 1 Abs. 1 BoschFG bis zutDauervon ZwttiJahtenzuJits&iQ. 
1-W(u derldiu Mgemllte nich an 6ffl6111 Ott besdläfli<Qt. ist anzugeben: ...... ........ WUT/ en Wlrsdlioden&n OMn be$CMffigl. • 
§ 6 Ist nur BUfzunehmen, WMn totslkhf/d'I Nebenstmi®n vr:reinbal1 WW'den. 

6. V{II. z.B. Nr. 6Absehnitt B AbsDtz S SR 2 a BAT-KF. 
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MUS ter 
Arbeitsvertrag 1 

Anlage 10 
(Nebenberufler) 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten im Dienst 
und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
Vertrag geschlossen: 

§ 1 

(1) Herr/Frau ........................... , geboren am ,,.,,.,.., 
Konfession .................................. , wird vorbehaltlich der kirchenaufslchtlichen Genehmigung 
durch den Superintendenten2 ab ......................... bei der ................................ Kirchengemeinde/ 

(Dalurn.E~) 

dem Gesamtverband! dem Gemeindeverband / dem Kirchenkreis ........ als 

..................... eingestellt 

(2) Die durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit beträgt ................ Stunden wöchentlich. 

(3) Herr/Frau .......... wird 

• auf unbestimmte Zeit eingesteltt/weiterbeschäftigt. 

~ befristet für die Zeit bis zum Ablauf des ................................. eingesteUUweiterbeschäftigt. 

Es handelt sich um ein Arbeitsverhältnis nach dem;chäftigungsförderungsgesetz.5 

• befristet für die Zelt bis zum Ablauf des 

Grund für die Befristung ist .. 

... eingesteUVweiterbeschäftigt. 

- befristet zur Vertretung von . 

eingeste!lt/weiterbeschäftigt. 

. .... für die Dauer .. 

Das Arbeitsverhältnis endet auch mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses des/der Vertrete­
nen. 

§2 

Für das Arbeitsverhältnis gelten 

1. die Bestimmungen für den Dienst der nebenberuflich oder geringfügig beschäftigten kirchlichen 
Mitarbeiter (NMitarbO) in der jeweils geltenden Fassung, 

2. die sonstigen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach Nr. 1 im Bereich der Evangelischen 
Kirche von Westfalen verbindlichen Arbeitsrechtsregelungen in der jeweils geltenden Fassung, 

3. die sonsUgen für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach Nr. 1 im Bereich des Arbeitgebers 
geltenden verbindlichen Arbeitsrechtsregelungen. 

(1) Die Aufgaben von Herrn / Frau 
Dienstanweisung festgelegt werden. 

§3 

........................... können in einer besonderen 

(2) Herr/ Frau ................................ wird in ................................. 4 beschäftigt. ,_, 

§4 

Herr/ Frau . . ist in die Vergütungsgruppe ......... BAT·KF (FaUgr. .... der Berufsgrup· 
pe .......... des Allgemeinen Vergütungsgruppenplans zum BAT·KF eingruppiert. 
Herr/ Frau wird in die Lohngruppe ............... MTArb·KF (Fallgr ............ im Lohngruppenver-
zeichnis zum MT Arb·KF) elngruppiert. 

§5 

Die Probezeit gemäß § 2 Abs. 2 NMitarbO beträgt sechs Monate. Sie endet mit Ablauf des 

§ s' 

(1) Es wird folgende Nebenabrede vereinbart: 

(2) Die Nebenabrede kann mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschluß 
von ...... . ... zum Ablauf des .. 
schriftlich gekündigt werden. 

§7 

Änderungen des Arbeitsvertrages sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 

(Siegel) .......... den ... 

(Mitarbeiter) (Dienstgeber) 

Oio genannten Vornc:tiriften slnd in der Lose.ßtatt-Sammh.mg "K!rthllches Artmitsrecht kl Westfalen· abgedruckt. Ote Snmm!ung kann 
bei . . ..... efngesehen werden. 

1. Der EinzeJatoodsvortmg f.st :io zu fauen, Call or nurdio jeweils zutmffsrtdfl Fonnulhmmg en/MII. 
2. Nur eufzimehmen, rofom der Arbeitsvertrag nach dor GeoohmigungsvotMtrll.lng der kln:henaufsichlliclten Genehmigung bedarf. 
3. Die 8&fri$lung Ist nadl § 1 Abs. f BeschFG bis zur Dauer VOJ1 :rwol Jllhron zul!l:ssfg, 
4. ~ dorldio Milarooiterlln nicht nur an einem Ort boschatrigt IJI anzugeben: .... ... , ....... Wird an ver.;chffldwwn Orton boscMtllgl. • 
5. § 6 is/ nur aufzunehmen, wenn tslsäch//ch NebenDbroden V1J1"11iflbart we,ooll 
6 vgl. z.B. Nr. 6 Abschnitt B Absatz 5 SR 2 a BA T-KF. 

Muster 
Praktikantenvertrag 1 

Anlage 11 
(Praktikanten) 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Mit ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mitar­
beiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten im Dienst 
und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mttarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
Vertrag geschlossen: 

§ 1 

Herr/ Frau ... . ..... , geboren am 
(Ansctmfl) 

Konfession ... . wird während der praktischen Tätigkeit, die nach der Ausbildungsordnung der 
staaUichen Anerkennung als .. ... vorauszugehen hat, 
bei der .. .. .. Kirchengemeinde/dem Gemeindeverband/ dem 
Kirchenkreis .......... . 

(Anschrift) 

als Praktikant/Praktikantin beschäftigt. 

§2 

Für das Praktikantenverhättnis gelten 

1. die Ordnung über die Regelung der Arbeitsbedingungen der Praktikantinnen und Praktikanten 
in der jeweils für den Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen geltenden Fassung, 

2. das Berufsbildungsgesetz in der jeweils geltenden Fassung, soweit es sich aus§ 19 des Ge­
setzes ergibt. 

§3 

(1) Das Praktikantenverhältnis beginnt am .. . ....... und endet mit Ablauf des .. 

(2) Die ersten drei Monate des Praktikantenverhältnisses sind Probezeit. 

§4 

Herr/Frau ............................... wird in ... beschäftigt2• 

§5 

Die durchschnittliche regelmäßige Arbeitszeit beträgt .. Stunden wöchentlicfr1. Sie verteilt 
sich auf ........... Wochentage4

• 

§6' 

(1) Es wird folgende Nebenabrede vereinbart: .. 

(2) Die Nebenabrede kann mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschluß / von 
schriftlich gekündigt werden. 

§7 

..... zum Ablauf des .. 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

(Siegel) ......... ,den .. 

(Mitarbeiter/in) (Dienstgeber) 

Kirchenaufsichtlich genehmigt. 

(Siegel) 

. ....................... ,den .. . 

Die genannten Vorsc/'Vlften sind In der Li»&,B!att-Sammlung "Kirchliches Arbeitsrecht in Westfalen" abgednlckl. Dio Sammlung kann 
bei . ... . ..... eingesehen werden. 

f. Der Elnzs/arbeitsvon,ag ist ;so zu fassen, daß M nur die }t1wcifs 1.utroffern:Jo Formulierung onthffl 
2- Wlttl' der PraktikDttlldio Pmklikantm nff:hl an einem Off bosch/Jrtigt, /;s/ 11n1.ugebon: ...... . .... wird an verscl!i&d&nen Orten *­

sch8fligt". 
J Dr/J r.1urchufmittlidlo rDflQ/1714~ WOdlent/kho Artlollsze/1 richte/ sich nach clon Bostimmungen, die fOr Oie Artx11tszvrt dor beim 

ArtmlgGOOr in don kOnft,gon Ben.,f dor PtahtikantWrlns PmMikanJen boschtlrtigt1m Anges/ol/lan gilt. 
4. Dieser SD/z ist nur einzufügen. sofM1 :i/ch die Artx11t.uoit auf mehr als fünf Wochentage vertefft. 
5 § 6 ist nur sufzum,hman. ffllnn /sts!chfich Nobonot>mden veroinbart werden, 
ti Vgl. z B. Nr. 6 Abschnitt B Ab.salz 5 SR 2 a BAT-KF. 
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Muster 
Berufsausbildungsvertrag 1 

Anlage 12 
(Ausbildung) 

Der kirchliche Dienst Ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamles Verhalten im Dienst 
und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
AusbUdungsvertrag geschlossen: 

Herr/ Frau 
geboren am ..... 
wohnhaft 

§ 1 

. .. in 

(Ort, S!raßa, Hausnummer) 
{Ausl.ubi!dende/T) 

wird vorbehaltlich der kirchenaufslchUichen Genehmigung2 unter Zustimmung seiner / seines ge­
setzlichen Vertreter(s)3 als Auszubildender/ Auszubildende für den staatlich anerkannten oder als 
staatlich anerkannt geltenden Beruf eines / einer ...... eingestellt. 

§2 

(1) Die sachliche und zeitliche Berufsausbildung ergibt sich aus dem anliegenden Ausbildungs­
plan. Die Berufsausbildung gliedert sich sachlich und zeitlich wie folgt: 

(2) Ausbilder/Ausbilderin ist Herr/Frau 

§3 

(1) Die Berufsausbildung beginnt am ....... . . .............. und endet am 

(2) Die ersten drei Monate der Berufsausbildung sind Probezeit. 

§4 

Das Berufsausbildungsverhältnis richtet sich nach: 

1. dem Berufsbildungsgesetz in der jeweils gültigen Fassung, 
2. der Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse der kirchlichen Auszubildenden (AzubiO) in 

der jeweils gültigen Fassung, 
3. der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den Beruf des Veiwallungsfachangestellten - des / 

der Verwaltungsfachangestellten - Fachrichtung Kirchenverwaltung - der Evangelischen Kirche 
von Westfalen - (APrO VfAFK) in der jeweils gültigen Fassung". 

§5 

Herr/Frau .............. _. ......... ist verpflichtet, die vorgeschriebene Berufsschule regelmäßig und 
pünktlich zu besuchen und auch an anderen Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbil­
dungsstätte teilzunehmen, für die er/sie vom Ausbildenden freigestellt ist. z.B. an 

§6 

Die regelmäßige tägliche Ausbildungszeit richtet sich nach den für die Arbeitszeit der entspre­
chenden gleichaltrigen Angestellten /Arbeiterinnen und Arbeiter jeweils geltenden Regelungen. 

§7 

Herr/Frau .................... .. .. .. erhält eine monatliche Ausbildungsvergütung nach Maßgabe 
der§§ 811. AzubiO. Sie beträgt zur Zeil: 

...... DM im ersten Ausbildungsjahr, 

. DM im zweiten Ausbildungsjahr, 

....... DM im dritten Ausbildungsjahr, 

.... DM im vierten Ausbildungsjahr. 

§8 

Herr/Frau . . ......... erhält unter Berücksichtigung des Jugendarbeitsschutzge-
setzes Erholungsurlaub nach § 14 AzubiO. Hiernach beträgt der Erholungsurlaub für die Zeit 

vom bis 31. Dezember 199 ... 

... Werktage / Arbeitstage 1, 

vom 1. Januar 199 .... bis 31. Dezember 199 

... Werktage / Arbeitstage 1, 

vom 1. Januar 199 .... bis 31. Dezember 199 ... 

........ Werktage / Arbeitslage 1• 

vom 1. Januar 199 .... bis 199 

........ Werktage/ Arbeitstage 1, 

vom 1. Januar 199 ... bis 199 ... 

.. Werktage / Arbeitstage 1, 

§9 

Der Berufsausbildungsvertrag kann nach Maßgabe des § 23 Abs. 2, 3 und 4 AzubiO gekündigt 
werden. Die genannten Vorschriften haben folgenden Wortlaut: 

,.(2) Während der ersten drei Monate (Probezeit) kann das Berufsausbildungsverhältnis jederzeit 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

(3) Nach der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis nur gekündigt werden 

a) aus einem wichtigen Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist, 

b) vom Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen, wenn er die Berufsausbil~ 
dung aufgeben oder sich für elne andere Berufstätigkeit ausbilden lassen will. 

Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden Tat­
sachen dem zur Kündigung Berechtlgten länger als zwei Wochen bekannt sind. Ist ein vorgese­
henes Güteverfahren von einer außergerichtlichen Stelle eingeleitet, wird bis zu dessen Beendi­
gung der Lauf dieser Frist gehemmt. 

(4) Die Kündigung muß schriftlich und in den Fällen des Absatzes 3 Unterabsatz 1 unter Angabe 
der Kündigungsgründe erfolgen.~ 

§10 

Änderungen dieses BerufsausbUdungsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

.......... den. 

(Ausb\ldoodef) 

(Auszubikiende/r) 

Die gesetzlichen Vertreter des/der 
AuszubildendenJ: 

{Vater) 

{Mutter) 

{VOffflul'ld) 

Dui genannten VOl"$ChriflM :sind ln dor Lose.Blall-Sammlung "Kird\licMs Arbeitsroall !n Westfalen" abgedrucl<l. Die Sammlung kann 
bei ......... emgesehen~don. 

f. Der Borvlsoulbikiungsvet1rag Ist sa zu lassen, daß fJf nur difl jeweils wtroffendo Fcnnuf,erung enthS!t. 
2. Nur Stlfnomcn. $.Olem der Berofsausbild~l'tr8g der kirr;/!Moufsiehtfieh-On Genehmigung nach dar ~hmigung5vertm:lnung ... .,,. 
3. 1$1 der aosatzlicho VoM'lter ein Vonnund O®r Pflf,(Jor, vo,pf/ichtat er skh, dw mich oon VorscMften das BürgatticJwm Gttsetzbu· 

ch&s :ur Wirll.!81TU(oit des Ve!tflJgfls orf01derllche (;(inehrn/gvtlg des Vormurn:Jsdlsflsg(Jrichts unverit>g/kh lwizubringon. 
4. Nur aufnehmen. s.dam as sich um V61Wilitung$1l~Stelfta. FfKhlicht!Jtlfl KifchMY&M'Bltuflg. handa/1. 

Muster 
Ausblldungsvertrag 1 

Anlage 13 
(Krankenpflege-Schüler) 

Der kirchliche Dienst lst durch den Auftrag der Verkündigung des Evangellums in Wort und Tat 
bestimmt. Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchllchen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten Im Dienst 
und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter im Dienst der Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
Ausbildungsvertrag geschlossen: 

Herr/ Frau . 
geboren am ... 
wohnhaft .. 

§1 

. ........ in 

{Ort. Stntea. Hauanummetl 
(~bi!dendelr) 

wird vorbehaltlich der kirchenaufsichUichen Genehmigung2 unter Zustimmung seiner/seines ge~ 
setzlichen Vertreter(s)3 als Schülerin/Schüler für den Beruf einer/eines 
eingestellt. 

§2 

Die sachliche und zeitliche Berufsausbildung ergibt sich aus dem anliegenden Ausbildungsplan. 
Die Berufsausbildung gliedert sich sachlich und zeitlich wie folgt: 

§3 

(1) Die Berufsausbildung beginnt am ....... . . ........ und endet am .......... . 

(2) Die ersten ... 4 der Berufsausbildung sind Probezeit. 

§4 

Das Ausbildungsverhältnls richtet sich nach:der Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Schülerinnen und Schüler in der Ausbildung nach dem Krankenpflegegesetz oder dem Heb­
ammengesetz (KrSchO). 
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§5 

Herr/Frau ...... .. ist verpflichtet, die vorgeschriebene Berufsschule regelmäßig und 
pünktlich zu besuchen und auch an anderen Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbil­
dungsstätte teilzunehmen, für die er/sie vom Ausbildenden freigestellt Ist, z.B. an 

§6 

Die regelmäßige tägliche Ausbildungszeit richtet sich nach den für die Arbeitszeit der entspre­
chenden gleichaltrigen Angestellten /Arbeiterinnen und Arbeiter jeweils geltenden Regelungen. 

§7 

Herr/Frau .... . .... erhält gemäß§ 10 KrSchO eine monatliche Ausbildungsver­
gütung nach der jeweiligen Ordnung für die Ausbildungsvergütung der Schülerinnen und Schüler 
in der Ausbildung nach dem Krankenpflegegesetz oder dem Hebammengesetz. Sie beträgt zur 
Zeit: 

.. DM im ersten Ausbildungsjahr, 

..... DM im zweiten Ausbildungsjahr, 

..................... , ............. DM im dritten Ausbildungsjahr. 

§8 

Herr/Frau .. . .. erhält unter Berücksichtigung des JugendarbeHsschutzge­
setzes Erholungsurlaub nach § 16 KrSchO Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung der 
Vorschriften für Angestellte der Vergütungsgruppe Kr. III BAT-KF. Hiernach beträgt der Erho­
lungsurlaub für die Zeit 

vom bis 31. Dezember 199 ... 

....... Werktage/ Arbeitstage 1, 

vom 1. Januar 199 .... bis 31. Dezember 199 ... 

. ..... Werktage/ Arbeitstage1
, 

vom 1. Januar 199 ... bis 31. Dezember 199 .... 

.. ... Werktage / Arbeitstage 1, 
vom 1. Januar 199 ... bis 199 ... 

. .. Werktage / Arbeitstage 1, 

vom 1. Januar 199 .... bis 199 .... 

..... Werktage / Arbeitstage 1, 

§9 

Der Berufsausbildungsvertrag kann nach Maßgabe des § 23 Abs. 2, 3 und 4 KrSchO gekündigt 
werden. Die genannten Vorschriften haben folgenden Wortlaut 

~(2) Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis jederzeit ohne Einhaltung einer Kün­
digungsfrist gekündigt werden. 

(3) Nach der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhältnis nur gekündigt werden 

1. ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist, 

a) wenn die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 des Krankenpflegegesetzes bzw. 
des Hebammengesetzes nicht oder nicht mehr vorliegen, 

b) aus einem sonstigen wichtigen Grund, 

2. von der Schülerin / dem Schüler in einer Kündigungsfrist von vier Wochen, wenn sie / er die 
Ausbildung aufgeben will. 

(4) Die Kündigung muß schriftlich und in den Fällen des Absatzes 3 Unterabsatz 1 unter Angabe 
der Kündigungsgründe erfolgen.~ 

§ 10 

.Änderungen dieses Berufsausbildungsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

.... ,den .... 

(Au:&bildendor) 

Die gesetzlichen Vertreter des/der 
Auszubildenden 3: 

(Vatef) 

{Mutter) 

(VOfTTIUnd) 

Die genannten VOfSChriflcn sind In oor Lose-Blatl-SammhJl"lg "Klrdlllches Arbeltsrechl In Westfalen" obgedrud(I. Olo Samm1U1'1Q kann 
bei ... , .... , ........ eingesehen wettton. 

Der Berufuu3bih1vng3vortmg /sl .so zu fa.ssen, d11ß or mir dio jeweils zufroffende Formllfierung en!Mll 
Mn aufoomon. sofern der 89ndsau.sb/lO!Jngsvertrag der l<lrtlwnaufskhllh;hon Got1ehm/gtmg nach d&I" ~hmigungsV9fOl'dnung 
becJarl. 

J. l.s/ der fltlSOWkha Vertrotsr ein Vormund odor Pf!t,g,or_ verpflichte/ &r sich, dia nach c1Gn VMchrlfüm des &itr;;orlichan Geselztw­
cho.t zur Wirlcsamheit dtls Vsrltaq,as orlonJerlldu, G9fl6hmigUIIQ des Vormund.sch.oftsgorlcht.s vnvonagljch be/zubring8n 

4. Dio Prob8zeit betnJgt IOr S~n und Sc.Mi/er lrt do.r Krankenpflege .sechs Mcns<o, tar Scllalerlnnen und Sa10/6J" In OQr Kran­
l«mpflogohiffe drol MoMltl. 

Anlage 14 
(Ärzte im Praktikum) 

Muster 

Arzt-Ausbildungsvertrag 
nach der Bundesärzteordnung in Verbindung mit der 

Approbationsordnung für ArzteJArztinnen, die die vorgeschriebene Tätigkeit 
als Arzt/Ärztin im Praktikum (AiP) ableisten, 

Der kirchliche Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat 
bestimmt. Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten im Dienst 
und außerhalb des Dienstes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiterinnen 
und Mitarbelter Im Dienst der Kirche übernommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender 
Ausbildungsvertrag geschlossen: 

§ 1 

Herr/Frau .... ............ , geboren am .... , Konfession: .... wird ab 

............. bei 

für die Zelt bis zum ·· ....... in der ...... 
{C4tum) 

als Arzl/Ärztin im Praktikum (AiP) eingestellt. 

§2 

Für das Ausbildungsverhältnis gelten 

1. die Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Ärzte und Ärztinnen im Praktikum 
(ÄiPO) im Bereich der Ev. Kirche von Westfalen in der jeweils geltenden Fassung, 

2. die sonstigen für die Arzte/Ärztinnen im Praktikum im Bereich der Ev. Kirche von Westfalen 
verbindlichen arbeitsrechtlichen Bestimmungen in der jeweils geltenden Fassung, 

3. die sonstigen für die Ärzte/Ärztinnen im Bereich des Arbeitgebers verbindlichen Arbeitsrechts­
regelungen. 

§3 

(1) Herr/Frau ....................... wird in .. . ... beschäftigt2. 
(Art.>eitsort) 

(2) Die Vorschriften Ober die Versetzung, Abordnung und Zuweisung(§ 12 BAT-KF) bleiben unbe­

rührt. 

§4 

Herr/Frau ........................................ bezieht ein monatliches Entgelt In Höhe von DM .......... ge-
mäß § 9 Abs. 1 der Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Ärzte und Ärztinnen im 

Praktikum. 

§5 

Die Probezeit gemäß§ 3 ÄiPo beträgl vier Monale. Sie endet mit Ablauf des ... 

§6 

Die zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung richtet sich nach den Bestimmungen über 
die Kirchliche Zusatzversorgungskasse Rheinland~Westfalen. 

Es wird folgende Nebenabrede vereinbart: 

Die Nebenabrede kann mit einer Frist 
von zwei Wochen zum Monatsschluß 
von .. . ........ zum Ablauf des „ 

schriftlich gekündigt werden. 

§8 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schriftlich vereinbart. 

§9 

Dienstgeber und Mitarbeiter sind verpflichtet, bei Meinungsverschiedenheiten, die sich aus dem 
Dienstverhältnis ergeben, zunächst die bei dem Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche 
von Westfalen in Münster gebildete Schlichtungsstelle anzurufen. Die Behandlung eines Faltes 
vor der Schlichtungsstelle schließt die Anrufung des Arbeitsgerichts nicht aus. 

... , den .. 

Dienstgeber Arzt im Praktikum 

Die genannten Vorschriften sind In der L0$0·Slatt-Samm!Ufl9 "Kirchlichas Arbeitsrecht in Westfalen" abgedruckt. Die Sammlung kann 
bei ............... einge!When worden, 

Der Emzelartloit.tvortrog i.Jt ro zu fiuson, dsfl er nur die jeweils zl.llroffendo Formulierung enth411.. 
§ 7 ist nur eufzunehm!>tl, wenn /stsldlfich Nobenabmdon vereinbart werden. 
Vgl. z.B. Nr. 6AbschnlttBAb!. SSR 2oBAT-KF. 
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Anlage 15 
(Nebenabreden ÄiP) 

zudem am .. 
zwischen .. 

Muster für Nebenabreden 
mit Ärzten/Ärztinnen im Praktikum 

über die Zuweisung des Bereitschaftsdienstes zu den Stufen 

Nebenabrede 

und Herrn/Frau ............................ . 
vereinbarten Ausbildungsvertrag gemäß § 2 der Ordnung zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Arzte und Ärztinnen im Praktikum (AiPO) in Verbindung mit§ 6 der AiPO und Nr. 8 Abs. 5 SR 
2cBAT-KF: 

§1 

Der von dem Arzt/der Ärztin im Praktikum zu leistende Bereltschaftsdienst
1 

. 

wird der Stufe ... . .. zugewiesen. 

§2 

Diese Nebenabrede wird ab ... . ......... wirksam. 

§3 

Für die Kündigung der Nebenabrede gilt Nr. 8 Abs. 5 Salz 2 SR 2c BAT-KF. Unabhängig von Satz 
1 tritt die Nebenabrede, ohne daß es einer Kündigung bedarf, mit sofortiger Wirkung außer Kraft, 
wenn der Arz1/die Ärztin Im Praktikum ln einem anderen Aufgabengebiel arbeitet (z.B. nach 
Wechsel in eine andere Klinik). 

....... ,den ...... . 

{Füt den Träger der Ausbildung) (Arzt/Arztm 1rn Prnkbkum) 

1 Ist der Bcra1fschaftsr:fien:J in einer Fachabteilung oder in mchreron Fachabtellungen w leisten, sallle(n) die Abteilung(en) avfge­

füM wordl:ln. 

M u sle r 
Arbeitsvertrag für ABM-Mitarbeiter1 

Anlage 16 
(ABM) 

Der kirchliche Dienst Ist durch den Auftrag der Vorkündigung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. 
Nach ihren Gaben, Aufgaben und Verantwortungsbereichen tragen die kirchlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zur Erfüllung dieses Auftrages bei. Ihr gesamtes Verhalten lm Dienst und außerhalb des Dien­
stes muß der Verantwortung entsprechen, die sie als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Dienst der Kirche 
Obemommen haben. Auf dieser Grundlage wird folgender Vertrag geschlossen: 

§1 

Herr/ Frau . .. ........................... , geboren am ....................... , 
(Anoctlnll) 

Konfession ................ , wird vorbehaltlich der kirchenaufsichtlichen Genehmigung' 
· für die Zeit bis zum Ablauf des .................... . 
• bis zum Eintritt folgenden Ereignisses3 

.. . 

ab bei der Kirchengemeinde/dem Gesamtverband/dem Gemeindever-
band/Kirchenkreis ...................................................... im Rahmen einer Maßnahme zur Arbeitsbe-

tAAwmflJ 
schaffung (ABM) gemäß§§ 217 bis 224 sowie§§ 260 bis 271 des Dritten Buches des Sozia!gesetzbuches 
(SGB III) als .. . ......................... im Angestelltenverhältnis f Arbeiterverhältnis eJngestel!f. 

§2 
Für das Arbeitsverhältnis gelten die Bestimmungen der Ordnung für den Dienst der im Rahmen von Maß. 
nahmen zur Arbeitsbeschaffung nach dem Arbeitsförderungsgesetz beschäftJgten Mitarbe!ler {ABM­
Mitarbeiter-Ordnung) in der jeweils gellenden Fassung. 

§3 

(1) Die Aufgaben von Herrn/ Frau ........................................ können in einer besonderen Dienstanwei-
sung festgelegt werden. 

(2) Herr/Frau ....................................... wird in .. 

§4 

. .............. ~ beschäftigt. 
(Arbeilsort) 

(1) Herr!Frau erhält Vergotunl nach Vergütungsgruppe ........ BAT·KF f Lohngruppe ........... MTArb-KF. 
Dies gilt nicht für die Vermögenswirksamen Leistungen. 

{2) Die durchschnltl!iche regelmäßige Arbeitszeit beträgt ................. Slunden wöchentHch. 

§5 

(1) Das Arbeitsverhältnis endet. ohne das es einer Kündigung bedarf, am .. 

Das Arbeitsverhältnis endet, ohne das es einer Kündigung bedarf, mit Eintritt des Ereignisses nach § 1. Auf 
die Beendigung soll angemessene Zeit vorher hingewiesen werden.

6 

Das Arbeitsverhältnis kann ohne Einhaltung einer Frist gekündigt werden, wenn das Arbeitsamt Herm/Frau 
.............. abberuft. 

Herr/Frau ................. kann das Arbeitsverhältnis auch dann ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn 
er/sie eine andere Arbeit findet (§ 270 SGB lll). 

(2) das Arbeitsverhältnis endet weiterhin, ohne daß es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf des Monats, in 
dem Herr/Frau .. . ............. der Bescheid eines Rentenversicherungsträgers Ober die Zuerkennung 
eines Altersruhegeldes oder einer Renle wegen Berufsunfähigkei1 oder Erwerbsunfähigkeit zugeteilt wird . 
Das Recht zur außerordentlichen Kündigung(§ 626 BGB) bleibt unberührt. 
Die Kündigung bedarf der Schriftform. 

(3) Das Arbeitsverhältnis kann jedoch auch Jederzeit unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem 
Monal zum Schluß eines Katendermonals gekündigt werden. 

§6' 

(1) Es werden folgende Nebenabreden vereinbart: 

(2) Die Nebenabrede kann 
mit einer Frist von einer Woche zum Monatsschluß von ............... zum Ablauf des ................ } schriftlich 
gekündigt werden. 

§7 

Änderungen des Arbeitsvertrages werden schrifttlch vereinbart. 

(Siegel) 

(Milarbeiter/ln) 

................................ ,den .. 

(Arbeitgeber) 

Dia genannten Vorschriften sind in der Lose-Blatt-Sammlung •Klrchlichas Arooitsfacht In Westfalen• abgedruckt. Die 
Sammlung kann boi ................ eingesehen werden. 

o.,~~~w.,,r~""•U11."4ilfll'""'~~,......-~-
14r~.....,,,..,Nc..,f......trt,;nKIIW~der-~s,;i~ 
~,~(h~......,k-fll'~~tl)ri,/tl~--~­
\.IW~-"'1"'//\'C\IM-cYt~41""~·- .... lOHF1!-°'1Jl>tle-~.· 
S:,/i;,nno/dl"'1l..-,...,Af!M.Flll/~~dl§f2'IIOMVJSGßU1-.-,s.Mnw'llkm>lbtf.~<li,o~..vfa,,,G,u,,~,o,,8/J,H•~ 
E~--d.,-n,flOu<:ll"•Cldv<Oi.e,,"~~111-..:ti.<JIG1""°"'u,,.-1ot:,,~ 
f5111=~.-,a1--.-""1!-
~·8/lr~A&•efwl!O,l/>""11,s.R,1IJAT-Kl' 

Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 
Landeskirchenamt 
Az.: 4090/98/B 9-23 

Nachstehend geben wir 
10. 12. 1997 - B 3100 
Beachtung bekannt: 

Bielefeld, den 30. 1. 1998 

den Runderlaß des Finanzministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen vom 
3.1.6 - IV A 4 - (MBL NW. 1998 S. 36) mit der Bitte um Kenntnisnahme und 
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Gewährung von Beihilfen in 
Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 

Hinweise zum ärztlichen Gebührenrecht 

RdErl. d. Finanzministeriums v. 10. 12. 1997 -
B 3100 - 3.1.6 - IV A 4 

I. 

Nach§ 3 Abs. 1 BVO sind die notwendigen Aufwendun­
gen in angemessenem Umfang beihilfefähig. Die Ange­
messenheit der Aufwendungen für ärztliche Leistungen 
beurteilt sich ausschließlich nach dem Gebührenrahmen 
der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. Februar 1996 (BGBl. I 
S. 210). Nach § 1 Abs. 2 GOÄ darf der Arzt Vergütungen 
grundsätzlich nur für solche Leistungen berechnen, die 
nach den Regeln del' ärztlichen Kunst für eine medizi­
nisch notwendige ärztliche Versorgung erforderlich sind. 
Soweit er darüber hinaus Leistungen berechnet, die er 
auf Verlangen des Patienten erbracht hat, sind die 
entsprechenden Gebühren keine notwendigen und ange­
messenen Aufwendungen im Sinne des § 3 Abs. 1 BVO. 

Zur GOÄ gebe ich folgende Hinweise: 

1 Bemessung der Gebühren 
Nach § 5 GOÄ bemißt sich die Höhe der einzelnen 
Gebühr nach dem Einfachen bis Dreieinhalbfachen, 
bei den sog. medizinisch-technischen L_eistungen - § 5 
Abs. 3 GOA- nach dem Einfachen bis Zweieinhalbfa­
chen sowie bei Laborleistungen - § 5 Abs. 4 GOÄ -
nach dem Einfachen bis l,3fachen des im Gebühren­
verzeichnis angegebenen Gebührensatzes. über­
schreitet eine Gebühr den in § 5 Abs. 2 Satz 4, Abs. 3 
oder Abs. 4 GOÄ vorgesehenen Schwellenwert (2,3/ 
1,8/1,15), so kann sie nur dann als angemessen angese­
hen werden, wenn der Rechnungsaussteller dargelegt 
hat, daß Besonderheiten der in § 5 Abs. 2 Satz 1 GOA 
angegebenen Bemessungskriterien die Überschrei­
tung der Schwellenwerte rechtfertigen. Aus der Be­
gründung der Rechnung muß also ersichtlich sein, daß 
die Leistung aufgrund der tatsächlichen Umstände 
vom Typischen und Durchschnittlichen erheblich 
abweicht. Dazu reicht im allgemeinen eine stichwort­
artige Kurzbegründung aus, in der die „Besonderhei­
ten" der einzelnen Leistung substantiiert angespro­
chen sind. 

Besonderheiten der Bemessungskriterien können in 
der Regel nur gegeben sein, wenn die einzelne Lei­
stung aus bestimmten Gründen 
- besonders schwierig war oder 
- einen besonderen Zeitaufwand beanspruchte oder 
- wegen anderer besonderer Umstände bei der Aus-

führung über das gewöhnliche Maß hinausging 

und diese Umstände nicht bereits in der Leistungsbe­
schreibung des Gebührenverzeichnisses berücksich­
tigt sind (wie z. B. bei der Nr. 2382). 

Nach dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 
~7. 2. 1994 - 2 C 10.92 - (NJW 1994 S. 3023) hat die 
Uberschreitung „den Charakter einer Ausnahme"; 
Gebühren bis zum Schwellenwert sind danach nicht 
nur für einfache oder höchstens durchschnittlich 
schwierige und aufwendige. Behandlungsfälle, son­
dern für die große Mehrzahl aller Behandlungsfälle 
zur Verfügung gestellt und decken in diesem Rahmen 
auch die Mehrzahl der schwierigeren und aufwendi­
geren Behandlungsfälle ab. In Fortführung dieser 
Rechtsprechung hat das BVerwG mit Urteil vom 30. 5. 
1996 - 2 C 10.95 - (NJW 1996, S. 3094) darauf hin­
g_ewiesen, daß die Beihilfefestsetzungsstellen zur 
Uberprüfung der ärztlichen Gebührenrechnungen 
befugt und eventuelle Zweifel anhand der Gebühren­
ordnung einschließlich des Gebührenverzeichnisses 
zu beurteilen sind. Eine vorherige Bekanntgabe der 
Auffassung des Dienstherrn sei nicht generell, son­
dern nur in den Ausnahmefällen erforderlich, in 
denen bei objektiven Unklarheiten der GOÄ ernsthaft 

widerstreitende Auffassungen über die Berechtigung 
eines Gebührenansatzes bestehen. 

Bei wahlärztlichen Leistungen, die weder vom Wahl­
arzt noch von dessen vor Abschluß des Vertrages über 
die Wahlleistungen benannten ständigen ärztlichen 
Vertreter .persönlich erbracht werden, ist ein Über­
schreiten der Schwellenwerte nicht zulässig (§ 5 
Abs. 5 GOÄ). 

1.1 Das Überschreiten der Schwellenwerte rechtfertigen 
hinsichfüch der unter Nummer 1 aufgeführten Be­
messungskriterien grundsätzlich nur solche Beson­
derheiten, die in der Person des Patienten liegen 
(patientenbezogene Bemessungskriterien), z. B. be­
sondere Erschwerung einer Unterleibsoperation we­
gen anlagebedingter starker Blutungsneigung der 
Patientin. Besonderheiten im Bereich des behandeln­
den Arztes, z.B. seine besondere Qualifikation (Chef­
arzt, Professor usw.) oder der Einsatz eines besonders 
teuren Gerätes bei de:r: Leistungserbringung scheiden 
als Gründe für die Uberschreitung der Schwellen­
werte grundsätzlich aus. 

1.2 Besonderheiten der patientenbezogenen Bemessungs­
kriterien rechtfertigen im übrigen die Überschreitung 
des Schwellenwertes jeweils nur bei den Leistungen, 
mit denen sie im Zusammenhang stehen (leistungsbe­
zogene Begründungen). Verwachsunge_n im Opera­
tionsbereich können z.B. Anlaß für das Überschreiten 
des Schwellenwertes bei der Operationsgebühr geben, 
stellen aber in der Regel keine gebührenrechtliche 
Besondheit bezüglich anderer ärztlicher Leistungen 
wie Visiten, Infusionen, Injektionen usw. dar. Als 
leistungsbezogene Begründung kann u. U. auch die 
Schwierigkeit des Krankheitsfalles angesehen wer­
den(§ 5 Abs. 2 Satz 2 GOÄ), z.B. bei Leistungen in den 
ersten Tagen nach einem Unfall mit vielfältigen 
Verletzungen. 

1.3 Werden von Krankenhausärzten (auch Belegärzten) 
Leistungen bei Nacht oder an Sonn- und Feiertagen 
erbracht, so rechtfertigt dies für sich allein nicht das 
Uberschreiten der Schwellenwerte. 

1.4 Bei Leistungen, die mittels medizinischer Großgeräte 
erbracht werden (z. B. Computertomographie - Nr. 
5369-5375 -), ist zu beachten, daß die Gebühr einen 
hohen Sachkostenanteil enthält und ein Steigerungs­
satz sich auch auf diesen Anteil erstreckt. Aus diesem 
Grund kann die persönliche Leistung des Arztes auch 
bei überdurchschnittlichen Schwierigkeiten und 
überdurchschnittlichem Zeitaufwand bei der Aus­
wertung der Untersuchung im allgemeinen innerhalb 
cl,er Regelspanne ausgeglichen werden, so daß ein 
Uberschreiten dieser Spanne regelmäßig nicht ge­
rechtfertigt ist. 

1.5 Die Begründung für die Überschreitung von Sc)::lwel­
lenwerten ist nach § 12 Abs. 3 Satz 2 GOA auf 
Verlangen des Patienten näher zu erläutern. Bestehen 
bei der Festsetzungsstelle erhebliche Zweifel darüber, 
ob die in der Begründung dargelegten Umstände den 
Umfang der Überschreitung des Schwellenwertes 
rechtfertigen, soll sie unter Darlegung der Zweifel 
den Beihilfeberechtigten bitten, die Begründung 
durch den Arzt erläutern zu lassen. Werden die 
Zweifel nicht ausgeräumt, so kann ein Gutachten 
eines Amts- oder Vertrauensarztes eingeholt oder der 
Beihilfeberechtigte auf die Möglichkeit hingewiesen 
werden, die Ärztekammer um Vermittlung zu bitten. 

1.6 Nach § 2 Abs. 1 GOÄ kann durch Vereinbarung eine 
von der Gebührenordnung abweichende Höhe der 
Vergütung festgelegt werden (Abdingung); dies gilt 
nicht für Notfall- und akute Schmerzbehandlungen 
sowie Leistungen nach den Abschnitten A (Gebühren 
in besonderen Fällen), E (Physikalisch-medizinische 
Leistungen), M (Laboratoriumsuntersuchungen) und 
0 (Strahlendiagnostik, Nuklearmedizin, Magnetreso­
nanztomographie und Strahlentherapie) des Gebüh­
renverzeichnisses. Eine Abdingung der GOÄ insge­
samt und Anwendung anderer ärztlicher Gebühren­
ordnungen ist nicht z1:1:lässig. Auch wenn eine Abdin­
gung nach § 2 GOA vorliegt, können Gebühren 
grundsätzlich nur bis zum Schwellenwert als ange-
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messen angesehen werden, es sei denn, eine Über­
schreitung des Schwellenwertes bis zum Höchstsatz 
(3,5/2,5) ist nach der gegebenen Begründung gerecht­
fertigt. 

Bei vollstationären, teilstationären sowie vor- und 
nachstationären wahlärztlichen Leistungen ist eine 
Abdingung nur für vom Wahlarzt höchstpersönlich 
erbrachte Leistungen zulässig. 

2 Selbständige Leistungen (§ 4 Abs. 2 und 2 a GOÄ) 

Nach§ 4 Abs. 2 GOÄ darf der Arzt Gebühren nur für 
selbständige Leistungen (Haupt- bzw. Zielleistungen) 
berechnen. Leistungen, die Bestandteil oder eine 
besondere Ausführung einer anderen Leistung nach 
dem Gebührenverzeichnis sind, können neben dieser 
nicht gesondert in Ansatz gebracht werden (§ 4 
Abs. 2a GOÄ). 

Welche Leistungen im konkreten Einzelfall berech­
nungsfähig und welche nicht gesondert berechnungs­
fähig sind, ergibt sich aus den entsprechenden Hin­
weisen im Gebührenverzeichnis oder aus dem medizi­
nischen, technischen oder zeitlichen Sachzusammen­
hang. 

2.1 Leistungen, die sowohl als selbständige Leistungen 
vorkommen, häufig aber auch Bestandteil einer ande­
ren Leistung sind, werden in der Leistungslegende 
des Gebührenverzeichnisses im allgemeinen mit dem 
Zusatz ,,(nur) als selbständige Leistung (abrechen­
bar)" gekennzeichnet. So ist z .. B. eine Neurolyse 
(operative Auslösung eines Nervs) nur dann nach 
Nr. 2583 abrechenbar, wenn sie als selbständige 
(Haupt-)Leistung erbracht wird. Neurolysen, die im 
Zusammenhang mit anderen operativen Eingriffen 
(z.B. nach Nr. 2565, 2566) anfallen, sind dagegen 
Bestandteil der Hauptleistung und daneben nicht 
gesondert berechnungsfähig. 

2.2 Hinweise darauf, daß eine Leistung Bestandteil einer 
anderen Leistung und deshalb nicht gesondert be­
rechnungsfähig ist, ergeben sich auch sonst in zahl­
reichen Fällen aus den I;,eistungslegenden. So schließt 
der Leistungsumfang der plastischen Operation nach 
Nr. 1128 die Leistung nach Nr. 1127 ein; diese 
wiederum umfaßt den Leistungsinhalt der Nrn. 1125 
und 1126. Neben der Gebühr nach Nr. 1128 dürfen also 
Gebühren nach Nr. 1125, 1126 und 1127 nicht berech­
net werden. 

2.3 Auch durch die Allgemeinen Bestimmungen zu ein­
zelnen Abschnitten des Gebührenverzeichnisses sind 
bestimmte Leistungen anderen Leistungen als nicht 
gesondert berechnungsfähige Nebenleistungen zuge­
ordnet. z. B. sind/ist nach den Allgemeinen Bestim­
mungen zu 
- Abschnitt C 1 Wundverbände nach Nr. 200, die im 

(unmittelbaren zeitlichen) Zusammenhang mit ei­
, ner operativen Leistung, Punktion, Infusion, Trans­
fusion oder Injektion durchgeführt werden, grund­
sätzlich Bestandteil dieser Leistung; 

- Abschnitt D bei der Anwendung mehrerer Nar­
kose- oder Anästhesieverfahren nebeneinander nur 
die jeweils höchstbewertete dieser Leistungen be­
rechnungsfähig (also z. B. Nr. 490 nicht neben 
Nr. 462); 

- Abschnitt L IV Verbände bei Einrenkung von 
Luxationen Bestandteil dieser Leistung. 

2.4 Eine Leistung ist im übrigen· - ohne besonderen 
Hinweis im Gebührenverzeichnis - auch dann Be­
standteil einer anderen Leistung, wenn sie aus medi­
zinisch-technischer Sicht kraft Sachzusammenhangs 
Voraussetzung für die Ausführung der Leistung ist. 
Dies bedeutet, daß Leistungen, die nach dem techni­
schen Ablauf der Hauptleistung notwendigerweise 
miterbracht werden müssen, Bestandteil der Haupt­
leistung sind und deshalb nicht gesondert berechnet 
werden kennen. 

Beispiele: 
- Das Öffnen und Verschließen der Brust- oder 

Bauchhöhle im zeitlichen Zusammenhang mit ei­
nem operativen Eingriff ist mit der Vergütung für 

diese Leistung abgegolten (vgl. auch die Allgemei­
nen Bestimmungen zu Abschnitt L); das gilt unab­
hängig davon, in welcher Form die notwendige 
Nebenleistung erbracht wird (z. B. besondere 
Schnittführung zur „Optimierung des anatomi­
schen Zugangs", Intrakutannaht, plastisch-chirur­
gischer Verschluß). Die Gebühren nach Nr. 2000 bis 
2005 können für die iffi' zeitlichen Zusammenhang 
mit einem operativen Eingriff erforderliche Wund­
versorgung nicht in Ansatz gebracht werden. 

- Die Befunddokumentation von Operations- und 
Untersuchungsergebnissen (z. B. OP-Bericht) .ist 
notwendiger Teil der Hauptleistung und daher 
nicht gesondert berechnungsfähig. Sie karin auch 
nicht gleichgesetzt werden mit dem „ausführlichen 
schriftlichen Krankheits- und Befundbericht" 
(Nr. 75), z. B. für den Hausarzt. 

- Mit den Narkose- bzw. Anästhesiegebühren nach 
den Nrn. 453, 460 bis 463 und 469 bis 474 sind 
grundsätzlich alle zur Einleitung und Durchfüh­
rung einer Narkose bzw. Anästhesie erforderlichen 
Leistungen abgegolten. Das gilt auch für Infusio­
nen, die zur Offenhaltung eines venösen Dauerzu­
gangs appliziert werden, für die Narkoseüberwa­
chung mittels Monitor-EKG (Nr. 650) sowie für die 
apparative Beamtmung (Nr. 427, 428, 500 und 501) 
während der Narkose und für die regelhafte (routi­
nemäßige) Gasanalyse nach Nr. 617 als Teil des 
N arkoseverfahrens. 

Gesondert berechnungsfähig sind Infusionen, die 
zur Behebung einer Komplikation während eines 
Narkoseverfahrens erforderlich werden; der Ansatz 
von Infusionsgebühren bedarf insoweit grundsätz­
lich einer einzelfallbezogenen Erläuterung. Sofern 
der Anästhesist neben der Narkose- bzw. Anästhe­
siegebühr nicht mehr als eine Infusionsgebühr nach 
Nr. 271, 272 oder 273 in Rechnung stellt, kann auf 
eine Erläuterung verzichtet werden. Werden in 
diesem Zusammenhang Arzneimittel (nicht jedoch 
Anästhetika, Anästhesieadjuvantien, Anästhesie­
antidoten) in das liegende Infusionssystem (als 
parenteralem Katheter) eingebracht, kann diese 
Lei~tung nach Nr. 261 abgerechnet werden; das 
eingebrachte Medikament ist in der Rechnung 
anzugeben. 

EKG-Leistungen sind ausnahmsweise neben der 
Narkose- bzw. Anästhesiegebühr berechnungsfä­
hig, wenn sie während der Narkose wegen eines 
drohenden oder eingetretenen Zwischenfalls not­
wendig werden und deshalb einer EKG-Registrie­
rung bedürfen. 

Die Leistung nach Nr. 617 (Gasnalyse) ist während 
der Narkose dann berechnungsfähig, wenn aus 
medizinischen Gründen eine kontinuierliche Be­
stimmung mehrerer Gase in der Expirationsluft 
notwendig ist. 

2.5 Nummer 1.5 letzter Satz gilt entsprechend. 

3 Gebühren für andere Leistungen (§ 6 GOÄ) 

3.1 Nach§ 6 Abs. 1 GOÄ sind Mund-Kiefer-Gesichtschi­
rurgeh, Hals-Nasen-Ohrenärzte oder Chirurgen, die 
Leistungen nach dem Gebührenverzeichnis für zahn­
ärztliche Leistungen - Anlage zur Gebührenordnung 
für Zahnärzte vom 22. Oktober 1987 (BGBL I S. 2316) 
- erbringen, verpflichtet, ihre Vergütungen nach den 
Vorschriften der Gebührenordnung für Zahnärzte zu 
berechnen. 

3.2 Nach § 6 Abs. 2 GOÄ können selbständige ärztliche 
Leistungen, die in das Gebührenverzeichnis der GOÄ 
nicht aufgenommen sind, entsprechend einer nach 
Art, Kosten- und Zeitaufwand gleichwertigen Lei­
stung des Gebührenverzeichnisses berechnet werden. 
Derartige Leistungen sind in dem von der Bundesärz­
tekammer erstellten „ Verzeichnis der Analogbewer­
tungen" enthalten, das als Anlage beigefügt ist. 
Darüber hinaus besteht ein Bedarf für Analogbewer­
tungen regelmäßig nur für solche ärztliche Leistun­
gen, die auf einer Fortentwicklung von medizinischer 
Wissen:;chaft und Praxis beruhen. Vermeintliche 
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Lücken im Gebührenverzeichnis oder anderweitige 
Auffassungen über den Wert einer ärztlichen Lei­
stung rechtfertigen keine analoge Bewertung. Dies 
gilt auch für Leistungen, die lediglich eine besondere 
Ausführung einer anderen nach dem Gebührenver­
zeicJ.:mis bewerteten Leistung darstellen(§ 4 Abs. 2a 
GOA). 

4 Gebühren bei stationärer Behandlung(§ 6a GOÄ) 

Nach § 6a Abs. 1 GOÄ sind bei vollstationären, 
teilstationären sowie vor- und nachstationären pri­
vatärztlichen Leistungen, die Gebühren einschließ­
lich der darauf entfallenden Zuschläge (ausgenom­
men der Zuschlag nach Buchstabe Jim Abschnitt B 
V), um 25 v. H. zu mindern. Abweichend davon 
beträgt die Minderung für Leistungen nach Satz 1 von 
Belegärzten oder niedergelassenen anderen Ärzten 
15 v. H. Der Vorschrift liegt im Interesse der Rechtssi­
cherheit und der Rechtsklarheit eine pauschalierende 
Betrachtungsweise zugrunde, die nicht darauf ab­
stellt, ob, bei wem und in welcher Höhe Sach- und 
Personalkosten für diese Leistungen im Einzelfall 
entstehen. Privatärztliche Leistungen, die in einem 
Krankenhaus, einem Sanatorium oder einer sonstigen 
Einrichtung erbracht werden, in die der Patient zur 
stationären oder teilstationären ärztlichen Versor­
gung aufgenommen ist oder in der er vor- oder 
nachstationär behandelt wird (stationäre Einrich­
tung), unterliegen daher ausnahmslos der Minde­
rungspflicht. Dies gilt - selbst wenn der Arzt für 
solche Leistungen eigenes Personal, eigene Geräte 
oder Materialien einsetzt - z.B. 
- für wahlärztliche, belegärztliche oder sonstige pri­

vatärztliche Leistungen (z. B. in privaten Kranken­
anstalten) sowie 

- für konsiliarärztliche Leistungen in der stationären 
Einrichtung. 

Ausnahmen von der Minderungspflicht können nur 
für solche privatärztliche Leistungen in Betracht 
kommen, die im Einzelfall in der stationären Einrich­
tung nicht erbracht werden und deshalb an Ärzte 
oder ärztlich geleitete Einrichtungen außerhalb der 
stationären Einrichtung vergeben werden. In solchen 
Ausnahmefällen muß. der Patient nach§ 4 Abs. 5 GOÄ 
und ggf. in einer Vereinbarung nach der Bundespfle­
gesatzverordnung darauf hingewiesen werden, daß 
ihm solche Leistungen gesondert berechnet werden. 
Andernfalls muß der Patient davon ausgehen, daß alle 
an der stationären oder teilstationären ärztlichen 
Versorgung beteiligten Ärzte der Minderungspflicht 
unterliegen. 

5 Gebührenverzeichnis (Anlage zur GOÄ) 

5.1 Die Berechnung einer Gebühr nach Nr. 4 für die 
Erhebung einer Fremdanamnese und/oder Unterwei­
sung und Führung einer Bezugsperson -ist nur ge­
rechtfertigt, wenn diese wegen der besonderen Um­
stände des Einzelfalls mit über das normale Maß 
hinausgehenden Schwierigkeiten · oder besonderem 
Aufwand verbunden ist. Sofern die Anamneseerhe­
bung über eine Bezugsperson bei bestimmten Perso­
nengruppen (z.B. bei Kindern) auch bei „normalem" 
Gesundheitszustand den Regelfall bildet, ist sie mit 
den Leistungen nach den Nm. 1 bzw. 3 abgegolten. 
Eine Berechnung im Zusammenhang mit der Behand­
lung von Kindern wird deshalb in der Regel nur bei 
Vorliegen besonderer Erschwernisse (z.B. bei behin­
derten Kindern) geboten sein. 

Im übrigen ist zu beachten, daß die Leistung nach 
Nr. 4 nur einmal im Behandlungsfall berechnungsfä­
hig ist, so daß für weitere Beratungen nur die Nm. 1 
und 3 zur Verfügung stehen. Neben der Nr. 4 sind im 
Hinblick auf § 4 Abs. 2 a Satz 1 GOÄ - in einer 
Arzt-Patienten-Begegnung die Nm. 1 und 3 nicht 
berechnungsfähig. 

5.2 Die Gebühr nach Nr. 15 ist nur während der konti­
nuierlichen ambulanten Betreuung eines chronisch 
Kranken berechnungsfähig. Sie setzt regelmäßige 
Arzt-:-Patienten-Begegnungen im Zusammenhang mit 
der chronischen Erkrankung voraus und beinhaltet 
Telefonate, Gespräche und Schriftwechsel mit ande-

ren Ärzten, stationären und sozialen Einrichtungen, 
Sozialstationen, Pflegeheimen, Krankenversicherun­
gen usw. Bei den eingeleiteten und koordinierenden 
Maßnahmen muß es sich um therapeutische und 
soziale Maßnahmen handeln. 

Die Leistung darf nur einmal im Kalenderjahr be­
rechnet werden. 

5.3 Die Gebühr nach Nr. 34 ist nur dann berechenbar, 
wenn die in der Leistungsbeschreibung genannten 
besonderen Kriterien vorliegen. Als lebensbedro­
hende Erkrankungen können alle bösartigen Erkran­
kungen (z. B. Karzinom, Leukämie) sowie die 
schweren systemischen Erkrankungen (z. B. Morbus 
Hodgkin, Aids) sowie Erkrankungen verstanden wer­
den, in denen Risikofaktoren festgestellt werden, die 
mit einer deutlichen Lebensverkürzung einhergehen 
(z. B. HIV-Infektion, schwere arterielle Hypertonie 
oder schwere Hypercholesterinämie, Tumorerkran­
kungen, bevorstehende größere Operationen wie z. B. 
Nierentransplantation, Herzklappenoperation). Als 
nachhaltig lebensverändernde Erkrankungen sind 
z.B. Erkrankungen des rheumatischen Formenkrei­
ses, Diabetes mellitus oder Asthma bronchiale zu 
verstehen. 

Für die „ üblichen" Aufklärungsgespräche, Abschluß­
besprechungen oder Erörterungen des Krankheitsbil­
des stehen die Beratungsgebühren nach den Nrn. 1 
und 3 zur Verfügung. 

5.4 Besuchsgebühren nach den Nm. 48, 50 und/oder 51 
des Gebührenverzeichnisses dürfen von Kranken­
haus- und Belegärzten für Besuche im Krankenhaus 
nicht berechnet werden (Allg. Bestimmungen Ziff. 6 
zu Abschnitt B des Gebührenverzeichnisses). Ent­
sprechendes gilt für Wegegeld nach§ 8 GOÄ; es kann 
nur liquidiert werden, wenn ein Arzt zur Ausübung 
seiner ärztlichen Tätigkeit einen Patienten an einem 
Ort aufsucht, an dem er üblicherweise nicht seiner 
beruflichen Tätigkeit nachgeht. Die übliche Arbeits­
stätte eines Krankenhausarztes sind die Einrichtun­
gen des Krankenhauses. Für Fahrten zu diesen Ein­
richtungen kann der Arzt daher kein Wegegeld be­
rechnen. Dabei spielt es keine Rolle, ob der Arzt das 
Krankenhaus während oder außerhalb seiner regel­
mäßigen Dienstzeit aufsucht. Das vorstehend Gesagte 
gilt sinngemäß für Belegärzte. 

Soweit niedergelassene Ärzte oder Ärzte anderer 
Krankenhäuser vom Krankenhaus oder vom behan­
delnden Krankenhausarzt regelmäßig zum Konsilium 
oder zur Mitbehandlung gerufen werden, kommt die 
Berechnung von Besuchsgebühren oder Wegegeld 
nicht in Betracht, weil die Tätigkeit dieser Ärzte mit 
der belegärztlichen Tätigkeit vergleichbar ist. 

5.5 Die Verweilgebühr nach Nr. 56 darf für die Zeit der 
Narkosedauer (vgl. Satz 2 der Allgemeinen Bestim­
mungen zu Abschnitt D) bei Gebühren nach Nr. 450ff. 
nicht berechnet werderi. Im Zusammenhang mit dem 
Beistand bei einer Geburt darf eine Verweilgebühr 
nach dem Satz 2 der Anmerkung zu Nr. 56 (erst) nach 
Ablauf von zwei Stunden berechnet werden. Die 
Berechnung der Verweilgebühr setzt voraus, daß der 
Arzt sich ständig bei dem Patienten aufhält und keine 
andere ärztliche Verrichtung ausführt; eine Monitor­
überwachung des Patienten von einem anderen Raum 
aus erfüllt den Leistungsinhalt der Nr. 56 nicht. 

5.6 Assistenzgebühren nach Nr. 61 dürfen von einem 
liquidationsberechtigten Arzt nur berechnet werden, 
wenn dieser Beistand bei der ärztlichen Leistung 
eines anderen (liquidationsberechtigten) Arztes lei­
stet. Eine Berechnung dieser Gebühr für die Assistenz 
<l,urch nachgeordnete (nicht liquidationsberechtigte) 
Arzte ist im Hinblick auf § 4 Abs. 3 Satz 2 GOÄ nicht 
zulässig. 

5.7 Die Inanspruchnahme der Pauschalgebühren nach 
Nr. 435 und 437 setzt eine intensivmedizinische Über­
wachung bzw. Behandlung auf der Intensivstation 
eines Krankenhauses voraus. Die Abrechnungsbe­
stimmungen der Nr. 435/437 gelten auch für sog. 
„Chirurgische Wachstationen", in denen Patienten 
nach schwierigen chirurgischen Eingriffen vorrangig 
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intensiv überwacht werden. Sie finden keine Anwen­
dung auf „Aufwachstationen", die der kurzfristigen 
Überwachung des operierten Patienten in der post­
narkotischen Phase dienen, weil eine intensivmedizi­
nische Überwachung bzw. Behandlung hier nicht im 
Vordergrund steht. Die in der Leistungslegende ge­
nannten Voraussetzungen 
- intensivmedizinische Überwachung bzw. Behand­

lung 
- Aufenthalt auf der Intensivstation (Chirurgische 

Wachstation) eines Krankenhauses 
müssen nebeneinander erfüllt sein. Der Aufenthalt 
auf der Intensivstation ohne intensivmedizinische 
Überwachung bzw. Behandlung reicht für den Ansatz 
der Pauschalgebühren nach Nr. 435/437 ebensowenig 
aus wie eine intensivmedizinische Behandlung auf 
der allgemeinen Pflegestation. Nr. 435/437 kann des­
halb nicht in Anspruch gepommen werden 
a) von einem Anästhesisten, der die Intensivstation -

nach einer am Abend oder in der Nacht durchge­
führten Operation - als Aufwachraum benutzt, 
weil eine ausreichende postnarkotische Überwa­
chung durch die Nachtschwester auf der allgemei­
nen Pflegestation nicht sichergestellt werden 
kann, 

b) von dem Chefarzt einer Intensivstation, gynäkolo­
gischen usw. Station, um dadurch eine umfangrei­
che Abrechnung von Einzelleistungen zu vermei­
den, die auf der Pflegestation erbracht worden 
sind. 

Liegen die maßgeblichen Voraussetzungen für die 
Inanspruchnahme der Nr. 435/437 vor, so hat der 
Rechnungsaussteller kein Wahlrecht zwischen Ein­
zel- und Pauschalabrechnung. 
Die Gebühren nach Nr. 435/437 stehen für eine 
Behandlungsdauer von - ggf. angefangenen - 24 Std. 
je einmal zu. Der 24-Stunden-Zeitraum ist unabhän­
gig vom Kalendertag nach derri tatsächlichen Aufent­
halt auf der Intensivstation· (Chirurgischen Wachsta­
tion) zu bemessen. Für einen Aufenthalt von 11.00 Uhr 

des Operationstages bis 10.00 Uhr des folgenden Tages 
stehen somit die Gebühren nach Nr. 435/437 nur 
einmal zu. 

5.8 Nummer 1.5 letzter Satz gilt entsprechend. 

6 Verfahrenshinweise 

6.1 Zur Beschleunigung der Beihilfefestsetzung ist die 
gebührenrechtliche Überprüfung ärztlicher Liquida­
tionen schwerpunktmäßig auf die „Selbständigen 
Leistungen" (Nr. 2) und die „Gebühren für andere 
Leistungen" (Nr. 3) zu konzentrieren. Soweit Zweifel 
bezüglich des Sachverhaltes auftreten, kann von der 
Aufklärung abgesehen werden, wenn der zweifelhafte 
Betrag je Rechnung 250 Deutsche Mark nicht über­
steigt und eine Weiterverfolgung Mehrarbeit und 
Kosten verursachen würde, die nicht in angemesse­
nem Verhältnis zu der Bedeutung der Angelegenheit 
stehen. Unzutreffende Rechtsanwendung und offen­
sichtliche Unrichtigkeiten (z. B. Rechenfehler, feh­
lende oder. unzureichende Begründungen beim Über­
schreiten der Schwellenwerte) sind jedoch aufzugrei­
fen. 

6.2 Sofern die Festsetzungsstelle die Liquidation des 
Arztes nicht in voller Höhe als beihilfefähig anerken­
nen kann, hat sie die Beanstandung deh Beihilfebe­
rechtigten schriftlich mitzuteilen. Dies soll in einer 
Form geschehen, die es den Beihilfeberechtigten 
ermöglicht, die Beanstandung an den Arzt weiterzu­
geben. Sofern der Beihilfeberechtigte es wünscht, soll 
die Festsetzungsstelle die mit der Beanstandung 
zusammenhängenden Fragen unmittelbar mit dem 
Arzt erörtern. 

Im Einvernehmen mit dem Innenministerium und dem 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales. 

II. 

Mein RdErl. v. 14. 3. 1988 (SMBL NW. 203204) wird 
aufgehoben. 

Anlage 

Verzeichnis der Analogbewertungen 

Nummer Leistung Analog- Punkt- Gebühr 
Ziffer GOÄ zahl in DM 

A 36 Strukturierte Schulung einer Einzelperson mit einer Mindest- 33 300 34,20 
dauer von 20 Minuten bei Asthma bronchiale, Hypertonie -
einschließlich Evaluation zur Qualitätssicherung zum Erlernen 
und Umsetzen des Behandlungsmanagements, einschließlich 
Auswertung standardisierter Fragebögen, je Sitzung 

A 72 Vorläufiger Entlassungsbericht im Krankenhaus 70 40 4,56 

A 353 Einbringung eines Kontrastmittels mittels intraarterieller 351 500 57,00 
Hochdruckinjektion zur selektiven Arteriographie (z. B. Nieren-
arterie}, einschließlich Röntgenkontrolle und ggf. einschließlich 
fortlaufender EKG-Kontrolle, je Arterie 

A 409 A-Bild-Sonographie 410 200 22,80 

A 482 Relaxometrie während und/oder nach einer Allgemeinanästhe- 832 158 18,01 
sie bei Vorliegen von die Wirkungsdauer von Muskelrel.axantien 
verändernden Vorerkrankungen (z. B. ACE-Hemmer-Mangel) 
oder gravierenden pathologischen Zuständen (z. B. Unterküh-
lung) 

A 496 Drei-in-eins-Block, Knie- oder Fußblock 476 380 43,32 

A 618 H2-Atemtest (z. B. Laktosetoleranztest), einschließlich Verab- 617 341 38,87 
reichung der Testsubstanz, Probeentnahmen und Messungen 
der H2-Konzentration, einschließlich Kosten 
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A 619 

A 658 

A 704 

A 795 

A 796 

A 888 

A 1157 

A 3732 

A 3733 

A 3734 

A 3757 

A4463 
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Durchführung des 13C-Harnstoff-Atemtests, .einschließlich 
Verabreichung der Testsubstanz und Probeentnahmen 

Hochverstärktes Oberflächen-EKG aus drei orthogonalen Ab­
leitungen mit Signalermittlung zur Analyse ventrikulärer Spät­
potentiale im Frequenz- und Zeitbereich (Spätpotential~EKG) 

Analtonometrie 

Kipptisch-Untersuchung mit kontinuierlicher EKG- und Blut­
druckregistrierung 

Ergometrische Funktionsprüfung mittels Fahrrad- oder Lauf­
bandergometer (physikalisch definierte und reproduzierbare 
Belastungsstufen), einschließlich Dokumentation 

Psychiatrische Behandlung zur Reintegration eines Erwachse­
nen mit . psychopathologisch definiertem Krankheitsbild als 
Gruppenbehandlung (in Gruppen von 3 bis 8 Teilnehmern) 
durch syndtombezogene verbale Intervention als therapeuti­
sche Konsequenz aus den dokumentierten Ergebnissen der 
selbsterbrachten Leistung nach Nr. 801, Dauer mindestens 
50 Minuten, je Teilnehmer und Sitzung 

Chorionzottenbiopsie, transvaginal oder transabdominal unter 
Ultraschallicht 

Troponin-T-Schnelltest 

Trockenchemische Bestimmung von Theophyllin 

Qualitativer Nachweis von Albumin im Stahl 

Eiweißuntersuchung aus eiweißarmen Flüssigkeiten (z.B. 
Liquor-, Gelenk- oder Pleurapunktat) 

Qualitative Bestimmung von Antikörpern mittels Liganden­
assay - ggf. einschließlich Doppelbestimmung und aktueller 
Bezugskurve 

615 

652 

1791 

648 

650 

887 

1158 

3741 

3736 

3736 

3760 

4462 

227 

445 

148 

605 

152 

200 

739 

200 

120 

120 

70 

230 

25,88 

50,73 

16,87 

68,97 

17,33 

22,80 

84,25 

22,80 

13,68 

13,68 

7,89 

26,22 

Ordnung der Regionalen Arbeitskreise 
für Mission und Ökumene in der 

Evangelischen Kirche von Westfalen 

Region südliches Westfalen: 
Kirchenkreise Arnsberg, Lüdenscheid, Plettenberg, 
Siegen, Wittgenstein 

Region Ostwestfalen: 
Landeskirchenamt 
Az.: C 22-09/05.06.04 

Bielefeld, den 26. 2. 1998 

Die Kirchenleitung der Evangelischen Kirche von 
Westfalen hat in ihrer Sitzung am 20./21. August 
1997 die Ordnung der Regionalen Arbeitskreise für 
Mission und Ökumene in der Ev. Kirche von West­
falen beschlossen, die hiermit bekanntgemacht 
wird. 

Ordnung der Regionalen Arbeitskreise 
für Mission und Ökumene in der 

Evangelischen Kirche von Westfalen 

1. Regionale Gliederung 

Der Gemeindedienst für Mission und Ökumene 
gliedert sich in fünf Regionen: 

Region mittleres Westfalen: 
Kirchenkreise Hamm, Münster, Soest, Steinfurt­
Coesfeld-Borken, Tecklenburg, Unna 

Kirchenkreise Bielefeld, Gütersloh, Halle, Herford, 
Lübbecke, Minden, Paderborn, Vlotho 

Region südliches Ruhrgebiet: 
Kirchenkreise Bochum, Hagen, Hattingen-Witten, 
Iserlohn, Schwelm 

Region nördliches Ruhrgebiet: 
Kirchenkreise Dortmund-Mitte, Dortmund-Nord­
ost, Dortmund-Süd, Dortmund-West, Gladbeck­
Bottrop-Dorsten, Gelsenkirchen, Herne, Lünen, 
Recklinghausen. 
In den fünf Regionen werden Regionale Arbeits­
kreise (RAK) gebildet. 

2. Zweck und Aufgabe 

Die RAK sollen entsprechend der Aufgabenbe­
schreibung des Gemeindedienstes dazu beitragen, 
daß die Aufgaben der Weltmission, der Ökumene, 
des Kirchlichen Entwicklungsdienstes, die Anlie­
gen von Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung 
der Schöpfung sowie umfassende Menschenrechts­
arbeit besser wahrgenommen und koordiniert 
werden können. 
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Im einzelnen haben sie folgende Aufgaben: 

2.1 Sie legen ihre Arbeitsschwerpunkte fest und 
beraten das Jahresprogramm des Gemeinde­
dienstes in der Region. 

2 .2 Sie begleiten den Dienst der Pfarrerin/des 
Pfarrers des Gemeindedienstes und nehmen 
den jährlichen Arbeitsbericht entgegen. Sie 
werden bei der Besetzung der Pfarrstelle 
angehört. 

2.3 Sie arbeiten an den Aufgaben der Landes­
kirche und Vereinten Evangelischen Mission 
mit und tragen zur Umsetzung von Empfeh­
lungen und Beschlüssen ökumenischer Konfe­
renzen, der Landessynode und der Organe der 
Vereinten Evangelischen Mission bei. 

2.4 Sie sammeln aus den Gemeinden und Kirchen­
kreisen ihrer Region Stellungnahmen, Anre­
gungen und Beispiele und erarbeiten Vor­
schläge, die sie in das ökumenische Gespräch 
einbringen und weiterbringen. 

2.5 Sie sollen den Kirchenkreisen, der Landes­
kirche und dem geschäftsführenden Ausschuß 
der Deutschen Regionalversammlung der Ver­
einten Evangelischen Mission alle 2 Jahre 
einen Arbeitsbericht vorlegen. 

2.6 Sie schlagen der Kirchenleitung im Einver­
nehmen mit den Kirchenkreisen die Delegier­
ten und deren Stellvertreterinnen/Stellver­
treter der Region für die Deutsche Regional­
versammlung der Vereinten Evangelischen 
Mission zur Berufung vor. 

3. Zusammensetzung, Vorsitz, Amtszeit, 
Geschäftsführung 

3.1 Die RAK bestehen aus folgenden Mitgliedern: 

- je zwei Mitglieder, die von den beteiligten 
Kirchenkreisen entsandt werden. Unter 
ihnen darf nur jeweils ein ordiniertes Mit­
glied sein; bei der Entsendung sollen die 
Synodalbeauftragten für Weltmission, Öku­
mene, Kirchlicher Entwicklungsdienst und 
Mitglieder von ökumenischen und missio­
narischen Kreisen und Gruppen, der regio­
nalen Situation entsprechend berücksich­
tigt werden; 

- zwei Mitgliedern, die vom Geschäftsführen­
den Ausschuß der Deutschen Regional­
versammlung der Vereinten Evangelischen 
Mission entsandt werden, darunter ein Mit­
glied aus dem Exekutivstab; 

- den Pfarrerinnen/Pfarrern des Gemeinde­
dienstes und den hauptamtlichen pädagogi­
schen Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern der 
Region; 

- bis zu drei durch den RAK berufene Mit-
glieder. 

Soweit die Mitglieder nicht ordiniert sind, 
müssen sie die Befähigung zum Amt einer 
Presbyterin oder eines Presbyters besitzen. 

Die zuständigen Dezernenten des Landes­
kirchenamtes werden zu den Sitzungen einge­
laden. 

3.2 Die RAK wählen aus ihrer Mitte die Vor­
sitzende/den Vorsitzenden und zwei Stellver­
tretende. Diese bilden zusammen mit der 
Pfarrerin/dem Pfarrer im Gemeindedienst den 
geschäftsführenden Ausschuß. Der geschäfts­
führende Ausschuß wird für vier Jahre ge­
wählt. Wiederwahl ist möglich. 

3.3 Die Amtszeit der RAK entspricht der Amtszeit 
der Kreissynoden. 

3.4 Die RAK treffen sich bis zu viermal im Jahr. 
Die Geschäftsführung liegt bei der Pfarre­
rin/dem Pfarrer des Gemeindedienstes. Die 
RAK geben sich eine Geschäftsordnung. 

4. Inkrafttreten 

Die Ordnung tritt zum 1. 8. 1997 in Kraft. 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
(L.S.) Winterhoff 

Allgemeine Richtlinien für das 
kirchenmusikalische Kolloquium 

Vom 10. Dezember 1997 

In Ausführung von § 3 Absatz 2 des Kirchen­
musikgesetzes (KiMuG) vom 15. Juni 1996 hat der 
Rat der Evangelischen Kirche der Union folgende 
allgemeine Richtlinien für das kirchenmusika­
lische Kolloquium beschlossen: 

1. Für die Begleitung des kirchenmusikalischen 
Dienstes der Kandidatin oder des Kandidaten 
während der Bewährungszeit wird eine Mento­
rin oder ein Mentor bestimmt. 

2. Das Kolloquium findet frühestens nach vier Mo­
naten der Bewährung im kirchenmusikalischen 
Dienst statt. Ein Votum der Mentorin oder des 
Mentors ist anzufordern und bei dem Gespräch 
zu berücksichtigen. 

3. Das Kolloquium ist ein Gespräch über die Er­
fahrungen der Kandidatin oder des Kandidaten 
in der Gemeindearbeit und ihre oder seine Moti­
vation für den kirchenmusikalischen Dienst. 
Das Kolloquium dient der Beratung und Hilfe­
stellung in den Fragen des praktischen Dienstes. 
Der Anschein einer Wiederholung der Prüfun­
gen ist zu vermeiden. 

4. Der Kommission, die das Kolloquium abhält, 
gehören an: 

a) die Landeskirchenmusikdirektorin oder der 
Landeskirchenmusikdirektor, 

b) die Mentorin oder der Mentor und - soweit 
das gliedkirchliche Recht nichts anderes be­
stimmt -

c) die Referentin oder der Referent für Kirchen­
musik des Konsistoriums (Landeskirchen­
amts), 

d) die zuständige Kreiskantorin oder der Kreis­
kantor. 
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5. Das Ergebnis des Kolloquiums (,,mit Erfolg ab­
gelegt", ,,ohne Erfolg abgelegt") ist schriftlich 
niederzulegen. 

6. Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1998 in 
Kraft. 

Berlin, den 10. Dezember 1997 

(L.S.) 

Der Rat der 
Evangelischen Kirche der Union 

Berger 

Änderung des Umlagesatzes der 
Kirchlichen Zusatzversorgungskasse 

Rheinland-Westfalen 
Landeskirchenamt 
Az.: 57449/97 /B 15-09 

Bielefeld, den 16. 1. 1998 

Die Organe der Kirchlichen Zusatzversorgungs­
kasse Rheinland-Westfalen haben mit Zustimmung 
der Kirchenleitungen der Evangelischen Kirche 
im Rheinland und der Evangelischen Kirche von 
Westfalen den Umlagesatz für den Deckungs­
abschnitt vom 1. Januar 1998 bis 31. Dezember 
2007 gemäß § 71 Absatz 1 der Satzung auf 4,75 
der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte für die 
pflichtversicherten Arbeitnehmer neu festgesetzt. 

Satzung für das Diakonische Werk 
des Kirchenkreises Schwelm 

und für das Zusammenwirken 
der Träger diakonischer Arbeit 

im Kirchenkreis Schwelm 

Präambel 

Die Kirche hat den Auftrag, Gottes Liebe zur Welt 
in Jesus Christus allen Menschen zu bezeugen. 
Diakonie ist eine Gestalt dieses Zeugnisses und 
nimmt sich besonders der Menschen in leiblicher 
Not, in seelischer Bedrängnis und in sozial un­
gerechten Verhältnissen an. Sie sucht auch die 
Ursache dieser Nöte zu beheben. Sie richtet sich in 
ökumenischer Weite an einzelne und Gruppen, an 
Nahe und Ferne, an Christen und Nichtchristen. 
Da die Entfremdung von Gott die tiefste Not des 
Menschen ist und sein Heil und Wohl untrennbar 
zusammengehören, vollzieht sich Diakonie in Wort 
und Tat als ganzheitlicher Dienst am Menschen. 
In Bindung an den Auftrag der Kirche und gemäß 
Artikel 102 der Kirchenordnung beschließt die 
Kreissynode folgende Satzung für die diakonische 
Arbeit im Kirchenkreis Schwelm: 

§ 1 
Rechtsform und Stellung 

1) Das Diakonische Werk des Kirchenkreises 
Schwelm - im folgenden Diakonisches Werk 
genannt - ist eine Einrichtung des Kirchen­
kreises Schwelm. In ihm wirken der Kirchen-

kreis und die Gemeinden des Kirchenkreises 
bei der Erfüllung ihres diakonischen Auftrags 
zusammen. 

2) Das Diakonische Werk bildet mit den anderen 
Trägern diakonisch-missionarischer Dienste, 
Einrichtungen, Anstalten und Werke, die ihren 
Sitz im Kirchenkreis haben oder in ihm tätig 
sind und die Mitglieder oder Gastmitglieder des 
Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche 
von Westfalen sind, eine Arbeitsgemeinschaft. 
Ihre Mitglieder wirken bei der Erfüllung des 
diakonischen Auftrages zusammen. 

3) Die Arbeitsgemeinschaft ist eine regionale 
Gliederung des Diakonischen Werkes der 
Evangelischen Kirche von Westfalen. 

§2 
Aufgaben 

1) Im Rahmen des Diakonischen Werkes und der 
nach § 1 Abs. 2 gebildeten Arbeitsgemeinschaft 
unterstützen und fördern sich die Träger diako­
nischer Dienste und Einrichtungen gegenseitig 
in ihrer Arbeit und helfen einander bei der 
Durchführung gemeinsamer Aufgaben. 

2) Das Diakonische Werk kann selbst diakonische 
Aufgaben übernehmen, soweit diese nicht von 
den Kirchengemeinden oder anderen Trägern 
diakonischer Arbeit im Bereich des Kirchen­
kreises wahrgenommen werden. 

Das Diakonische Werk unterhält zur Zeit ins­
besondere 

a) den übergemeindlichen Erholungsdienst, 

b) die Beratungsstelle für Wohnungslose, 

c) die Schuldnerberatungsstelle, 

d) die Arbeitslosenberatungsstelle. 

3) Das Diakonische Werk hat insbesondere fol­
gende Aufgaben: 

a) Planung und Koordination der diakonischen 
Arbeit im Bereich des Kirchenkreises, 

b) Förderung der Mitarbeiterinnen und Mitar­
beiter in der Diakonie im Kirchenkreis durch 
Beratung und Fortbildung, 

c) Vertretung der Diakonie gegenüber den Part­
nern in der öffentlichen und freien Wohl­
fahrtspflege und anderen Stellen, 

d) Mitwirkung bei der Vorbereitung diako­
nischer Sammlungen, 

e) Gewinnung, Begleitung und Förderung ehren-
amtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

f) Förderung der Selbsthilfe, 

g) Öffentlichkeitsarbeit, 

h) Unterstützung und Begleitung der gemeind­
lichen diakonischen Arbeit, 

i) Anregung und Unterstützung von Koopera­
tionen zwischen Trägern diakonisch-missio­
narischer Dienste und Einrichtungen im 
Bereich des Kirchenkreises. 

4) Dem Diakonischen Werk können weitere Auf­
gaben im Rahmen dieser Satzung übertragen 
werden. 
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§3 
Arbeitsgemeinschaft 

1) Der Arbeitsgemeinschaft als regionaler Gliede­
rung des Diakonischen Werkes der Evange­
lischen Kirche von Westfalen gehören an: 
a) Der Kirchenkreis Schwelm und die Kirchen­

gemeinden des Kirchenkreises, 
b) andere Träger diakonisch-missionarischer 

Dienste und Einrichtungen, die ihren Sitz im 
Kirchenkreis Schwelm haben oder in ihm 
tätig sind, 

wenn sie Mitglieder oder Gastmitglieder des 
Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche 
von Westfalen sind. 

2) Die Zugehörigkeit zur Arbeitsgemeinschaft 
endet mit dem Ende der Mitgliedschaft im Dia­
konischen Werk der Evangelischen Kirche von 
Westfalen bzw. bei anderen Trägern, wenn die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr 
vorliegen. 

§4 
Wahrnehmung der Aufgaben 

1) Die Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft und des 
Diakonischen Werkes werden wahrgenommen 
durch: 
a) die Versammlung der Arbeitsgemeinschaft, 
b) den Diakonieausschuß des Kirchenkreises, 
c) den/die Synodalbeauftragten für Diakonie, 
d) den/die Synodalgeschäftsführer/in für Dia­

konie. 
2) Die Stellung der Leitungsorgane des Kirchen­

kreises und der ihnen zugeordneten anderen 
Beauftragten und Gremien bleibt unberührt. 

§5 
Zusammensetzung der Versammlung 

der Arbeitsgemeinschaft 

Die Versammlung der Arbeitsgemeinschaft besteht 
aus einem/er Vertreter/in für jede Kirchenge­
meinde, einer/m Vertreter/in des Kirchenkreises, 
je einem/er Vertreter/in der als Sondervermögen 
geführten Einrichtungen (z. Zt. Feierabendhaus 
der Kirchengemeinde Schwelm und Diakonie­
stationen-Verbund des Kirchenkreises), einem/er 
Vertreter/in jedes anderen Trägers diakonisch­
missionarischer Dienste und Einrichtungen gern. 
§ 3 Abs. 1 dieser Satzung sowie dem/der Synodal­
beauftragten für Diakonie und dem/der Synodal­
geschäftsführer/in für Diakonie und den Mitglie­
dern des Diakonieausschusses des Kirchenkreises. 
Vertreter/innen örtlicher sozialer Institutionen 
können mit beratender Stimme für die Amtszeit 
der Kreissynode vom Diakonieausschuß in die 
Versammlung berufen werden. 

§6 
Aufgaben der Versammlung 

der Arbeitsgemeinschaft 

1) Die Versammlung der Arbeitsgemeinschaft hat 
folgende Aufgaben: 

a) Sie schafft ein Bewußtsein für die vielfälti­
gen Aufgaben der Diakonie im Kirchenkreis 
Schwelm. 

b) Sie fördert das einheitliche diakonische Pro­
fil der unterschiedlichen diakonisch-missio­
narischen Dienste und Einrichtungen. 

c) Sie macht Vorschläge zur Planung und 
Koordination der diakonischen Arbeit im 
Bereich des Kirchenkreises an den Diako­
nieausschuß und den Kreissynodalvorstand. 

d) Sie macht Vorschläge für die Berufung von 
Mitgliedern des Diakonieausschusses durch 
die Kreissynode. 

e) Sie entsendet Vertreter/innen in die Ver­
treter- und Vertreterinnenversammlung des 
Diakonischen Werkes der Evangelischen 
Kirche von Westfalen. 

2) Die Versammlung wird von den Diakonie­
beauftragten über die Arbeit der Diakonie im 
Kirchenkreis unterrichtet. 

§7 
Einberufung und Beschlußfassung 

der Versammlung der Arbeitsgemeinschaft 

1) Die Versammlung der Arbeitsgemeinschaft wird 
durch den/die Synodalbeauftragte für Diakonie 
mindestens einmal jährlich unter Einhaltung 
einer Frist von mindestens zwei Wochen 
schriftlich und mit Angabe der Tagesordnung 
einberufen. Sie muß einberufen werden und 
innerhalb von zwei Monaten stattfinden, wenn 
es von mindestens einem Drittel der Mitglieder 
der Arbeitsgemeinschaft mit schriftlicher Be­
gründung bei dem/der Synodalbeauftragten für 
Diakonie beantragt wird. 

2) Die Versammlung der Arbeitsgemeinschaft 
wird von dem/der Synodalbeauftragten für 
Diakonie geleitet. Sie ist beschlußfähig, wenn 
sie ordnungsgemäß einberufen ist. 

3) Die Versammlung der Arbeitsgemeinschaft 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit der 
Anwesenden. 

4) Über die Beschlüsse der Versammlung ist eine 
Niederschrift zu fertigen. Sie ist von dem/der 
Synodalbeauftragten für Diakonie und von 
dem/der Protokollführer/in zu unterzeichnen 
und den Mitgliedern der Versammlung der 
Arbeitsgemeinschaft zuzusenden. 

§ 8 
Zusammensetzung des Diakonieausschusses 

des Kirchenkreises 

1) Der Diakonieausschuß des Kirchenkreises be­
steht aus sechs Mitgliedern, von denen vier von 
der Kreissynode für die Dauer ihrer Wahl­
periode berufen werden. Dabei sollen Vertreter 
der im Kirchenkreis tätigen diakonischen Ein­
richtungen und Dienste berücksichtigt werden. 
Der/die Synodalbeauftragte für Diakonie und 
der/die Synodalgeschäftsführer/in für Diakonie 
sind geborene Mitglieder des Ausschusses. 

2) Vorsitzende/r des Diakonieausschusses ist der/ 
die Synodalbeauftragte für Diakonie, die Stell-
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vertretung wählt der Diakonieausschuß aus 
seiner Mitte. Die Wahl der Stellvertretung wird 
durch den Kreissynodalvorstand bestätigt. 

3) Der/die Superintendent/in des Kirchenkreises 
und der/die Verwaltungsleiter/in des Kreiskir­
chenamtes werden durch Einladung und Proto­
koll über die Arbeit des Diakonieausschusses 
informiert. Sie nehmen in der Regel an den 
Sitzungen teil. 

4) Zu den Sitzungen können Sachverständige oder 
Auskunftspersonen zur Beratung über einzelne 
Gegenstände hinzugezogen werden. 

5) Die Mitglieder des Diakonieausschusses sind 
verpflichtet, über Angelegenheiten, die ihrem 
Wesen nach vertraulich oder als solche aus­
drücklich bezeichnet worden sind, dauernd, 
auch nach Ausscheiden aus dem Diakonie­
ausschuß, Verschwiegenheit zu bewahren 
(Art. 97 KO). 

§9 
Aufgaben des Diakonieausschusses 

1) Der Diakonieausschuß des Kirchenkreises hat 
insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Er beschließt Grundsätze für die Arbeit des 
Diakonischen Werkes. 

b) Er koordiniert die diakonische Arbeit im 
Kirchenkreis. 

c) Er fördert die Mitarbeiter/innen in der Dia­
konie im Kirchenkreis durch Beratung und 
Fortbildung. 

d) Er beschließt über die Verwendung der von 
der Kreissynode für die Diakonie zur Ver­
fügung gestellten Mittel im Rahmen der vom 
Kreissynodalvorstand vorgegebenen Richt­
linien. 

e) Er gibt eine Empfehlung zur Einstellung der 
Mitarbeiter/innen gegenüber dem Kreis­
synodalvorstand ab. 

2) Der/die Vorsitzende des Diakonieausschusses 
und die Geschäftsführung haben dem Kreis­
synodalvorstand halbjährlich über die Ergeb­
nisse der Arbeit zu berichten. 

§ 10 
Einberufung und Beschlußfassung 

des Diakonieausschusses des Kirchenkreises 

1) Für die Einberufung und Beschlußfassung des 
Diakonieausschusses des Kirchenkreises gilt 
die Geschäftsordnung der Kreissynode des 
Kirchenkreises Schwelm. 

2) Der Diakonieausschuß tritt in der Regel acht­
mal jährlich zusammen. Ferner muß er einberu­
fen werden, wenn mindestens zwei Mitglieder 
des Ausschusses oder der Kreissynodalvorstand 
es verlangen. Er ist weiterhin einzuberufen, 
wenn die Geschäftsführung unter Benennung 
besonderer Gründe eine Einberufung bean­
tragt. 

§ 11 
Der/die Synodalbeauftragte für Diakonie 

1) Der/die Synodalbeauftragte für Diakonie wird 
durch die Kreissynode im Benehmen mit dem 
Landeskirchenamt und dem Diakonischen Werk 
der Evangelischen Kirche von Westfalen beru­
fen. Der/die Synodalbeauftragte soll ein/e im 
Kirchenkreis tätige/r Pfarrer/in sein. Der Dienst 
des/der Synodalbeauftragten wird nebenamt­
lich wahrgenommen. 

2) Der/die Synodalbeauftragte für Diakonie hat 
die Aufgabe, in Zusammenarbeit mit dem 
Diakonieausschuß und dem/der Superinten­
denten/in des Kirchenkreises sowie mit der 
Geschäftsführung des Diakonischen Werkes 
der Evangelischen Kirche von Westfalen die 
Maßnahmen zu ergreifen, die zur Wahr­
nehmung der diakonischen Verantwortung im 
Bereich des Kirchenkreises erforderlich sind. 
Einzelheiten, insbesondere die Zusammen­
arbeit mit dem/der Synodalgeschäftsführer/in, 
werden in einer Dienstanweisung geregelt. 

§ 12 
Der/die Synodalgeschäftsführer/in für Diakonie 

1) Der/die Synodalgeschäftsführer/in für Diako­
nie wird durch den Kreissynodalvorstand im 
Benehmen mit dem Landeskirchenamt und dem 
Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche 
von Westfalen berufen. 

2) Dem/der Synodalgeschäftsführer/in für Diako­
nie obliegt die Führung der laufenden Geschäf­
te des Diakonischen Werkes bzw. der nach § 1 
Abs. 2 gebildeten Arbeitsgemeinschaft, insbe­
sondere die Organisation und die Durchfüh­
rung der satzungsgemäßen Aufgaben. Einzel­
heiten seiner/ihrer Arbeit, insbesondere die 
Zusammenarbeit mit dem/der Synodalbeauf­
tragten, werden in einer Dienstanweisung ge­
regelt. 

§ 13 
Unterausschüsse 

Der Diakonieausschuß des Kirchenkreises kann 
bei Bedarf für besondere Aufgaben Unteraus­
schüsse bilden. In diese Unterausschüsse kann er 
auch Personen berufen, die nicht dem Ausschuß 
angehören. Den Vorsitz in den Unterausschüssen 
soll ein Mitglied des Diakonieausschusses führen. 

§ 14 
Geschäftsstelle 

Zur Durchführung der Aufgaben, die sich aus 
dieser Satzung ergeben, errichtet und unterhält 
der Kirchenkreis eine Geschäftsstelle (Synodal­
dienststelle für Diakonie). 

§ 15 
Gemeinnützigkeit und Zugehörigkeit 

zum Spitzenverband 

1) Das Diakonische Werk des Kirchenkreises 
Schwelm verfolgt ausschließlich und unmittel­
bar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche 
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Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegün­
stigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

2) Das Diakonische Werk ist selbstlos tätig; es 
verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaft­
liche Zwecke. 

3) Die Mittel des Diakonischen Werkes dürfen nur 
für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 
Der Kirchenkreis erhält keine Zuwendungen 
aus Mitteln des Diakonischen Werkes. 

4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck des Diakonischen Werkes fremd sind, 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütun­
gen begünstigt werden. 

5) Der Kirchenkreis hat bei Auflösung oder 
Aufhebung des Diakonischen Werkes oder bei 
Wegfall steuerbegünstigter Zwecke das Vermö­
gen unmittelbar und ausschließlich für gemein­
nützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
gemäß Abgabenordnung im Sinne des § 2 dieser 
Satzung zu verwenden. 

6) Das Diakonische Werk ist über den Kirchen­
kreis dem Diakonischen Werk der Evange­
lischen Kirche von Westfalen - Landesverband 
der Inneren Mission - e. V. und dadurch dem 
Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche 
in Deutschland e. V. als anerkanntem Spitzen­
verband der freien Wohlfahrtspflege ange­
schlossen. 

§ 16 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit dem Tage der Genehmi­
gung durch das Landeskirchenamt in Kraft. 

Schwelm, den 16. Dezember 1997 

(L.S.) Fritz Potthoff Klaus Ostermann 

Genehmigung 
Die Satzung für das Diakonische Werk des 
Kirchenkreises Schwelm wird in Verbindung mit 
dem Beschluß der Kreissynode Schwelm vom 
5. Dezember 1997 

kirchenaufsichtlich genehmigt. 

Bielefeld, den 19. Januar 1998 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
(L.S.) Kleingünther 
Az.: 2823/C 21-10 Schwelm 

Satzung 
des Kirchenkreises Lüdenscheid 

für die Familienferienstätte 
„Alter Leuchtturm" auf Borkum 

§ 1 
Name, Träger 

1) Der Ev. Kirchenkreis Lüdenscheid ist Träger 
der Familienferienstätte „Alter Leuchtturm" 
auf Borkum, Wilhelm-Bakker-Straße 2-4. Die 

Familienferienstätte wird als Sondervermögen 
im Sinne des § 21 der Ordnung für die Ver­
mögens- und Finanzverwaltung der Kirchen­
gemeinden, der Kirchenkreise und der Verbän­
de von Kirchengemeinden und Kirchenkreisen 
in der Ev. Kirche von Westfalen (Verwaltungs­
ordnung) vom 19. Juni 1986 geführt. 

2) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 
Aufgaben der Familienferienstätte 

Die Familienferienstätte erfüllt zu ihrem Teil den 
missionarisch-diakonischen Auftrag des Kirchen­
kreises und der Kirchengemeinden des Kirchen­
kreises Lüdenscheid. Arbeitsschwerpunkte sind 
die Familien-, Kinder- und Seniorenerholung und 
die Aufnahme von Gemeindefreizeiten. Darüber 
hinaus werden Ferienwohnungen an Einzelper­
sonen und Familien vermietet. 

§3 
Zugehörigkeit zum Spitzenverband 

1) Die Mittel der Familienferienstätte dürfen nur 
für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 
Der Kirchenkreis erhält keine Zuwendungen 
aus Mitteln der Familienferienstätte. 

2) Durch Ausgaben, die den Zwecken der Fami­
lienferienstätte fremd sind, oder durch unver­
hältnismäßig hohe Vergütungen darf niemand 
begünstigt werden. 

3) Die Familienferienstätte ist über den Kirchen­
kreis dem Diakonischen Werk der Ev. Kirche 
von Westfalen - Landesverband der Inneren 
Mission e. V. - und dadurch dem Diakonischen 
Werk der Ev. Kirche in Deutschland e. V. als 
anerkanntem Spitzenverband der freien Wohl­
fahrtspflege angeschlossen. 

§4 
Leitung der Familienferienstätte 

Die Familienferienstätte wird im Auftrag der 
Kreissynode und des Kreissynodalvorstandes 
geleitet von: 
a) dem Leitungsausschuß, 
b) dem Geschäftsführer/der Geschäftsführerin. 

§5 
Aufgaben der Kreissynode 

1) Die Kreissynode nimmt den Jahresbericht des 
Kreissynodalvorstandes über die Arbeit der 
Familienferienstätte entgegen. Sie erteilt Ent­
lastung aufgrund des Schlußberichtes des 
Rechnungsprüfungsausschusses des Kirchen­
kreises Lüdenscheid. 

2) Die Kreissynode beschließt über Satzungsände­
rungen. 

§6 
Aufgaben des Kreissynodalvorstandes 

1) Der Kreissynodalvorstand beschließt über: 
a) Stellen- und Wirtschaftspläne, 
b) Erwerb, Veräußerung oder Belastung von 

Grundstücken und grundstücksgleichen 
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Rechten, Genehmigung von Neuanlagen und 
Reparaturen, die im Einzelfall jeweils 
50.000,- DM übersteigen und im Wirtschafts­
plan nicht bereits enthalten sind, 

c) Übernahme von Bürgschaften und Aufnah­
me von Darlehen. 

2) Der Kreissynodalvorstand beruft den Leitungs­
ausschuß. 

§ 7 
Der Leitungsausschuß 

1) Zum Leitungsausschuß gehören: 
a) der Synodalgeschäftsführer/die Synodal­

geschäftsführerin für Diakonie des Kirchen­
kreises Lüdenscheid, 

b) der Leiter/die Leiterin der Familienferien­
stätte, 

c) drei weitere vom Kreissynodalvorstand zu 
bestellende Mitglieder, 

d) der Geschäftsführer/die Geschäftsführerin 
nimmt beratend an den Sitzungen des Aus­
schusses teil. 

2) Aufgaben des Leitungsausschusses: 
Der Leitungsausschuß hat dafür zu sorgen, daß 
der Dienst der Familienferienstätte dem mis­
sionarisch-diakonischen Auftrag entsprechend 
in rechter Weise getan wird, eine ausreichende 
Belegung sichergestellt bleibt und die Verwal­
tung und Wirtschaftsführung im Rahmen des 
genehmigten Wirtschafts- und Stellenplans 
ordnungsgemäß erfolgt. Er beschließt über die 
Benutzungsentgelte und beaufsichtigt und berät 
den Geschäftsführer/die Geschäftsführerin. 
Dem Leitungsausschuß sind die in die Zustän­
digkeit der Kreissynode und des Kreissynodal­
vorstandes fallenden Angelegenheiten von der 
Geschäftsführung zur Stellungnahme vorzu­
legen. 

Der Leitungsausschuß tagt wenigstens einmal 
im Jahr in der Familienferienstätte auf Borkum. 
Der/Die Vorsitzende des Leitungsausschusses 
hat dem Kreissynodalvorstand jährlich über die 
Ergebnisse der Arbeit zu berichten. 

§8 
Geschäftsführung 

1) Der Geschäftsführer/Die Geschäftsführerin der 
Familienferienstätte ist der Verwaltungsleiter/ 
die Verwaltungsleiterin des Kreiskirchenamtes 
Lüdenscheid. 

2) Dem Geschäftsführer/Der Geschäftsführerin 
sind verantwortlich alle Aufgaben übertragen, 
die durch diese Satzung nicht anderen Organen 
des Kirchenkreises vorbehalten sind. 

3) Die Familienferienstätte wird gerichtlich und 
außergerichtlich durch den Geschäftsführer/die 
Geschäftsführerin im Rahmen einer vom Kreis­
synodal vorstand zu erteilenden Vollmacht ver­
treten, unbeschadet des Rechts des Kreissyno­
dalvorstandes, Einzelentscheidungen an sich zu 
ziehen oder von der Zustimmung des Leitungs­
ausschusses abhängig zu machen. 

4) Der Geschäftsführer/Die Geschäftsführerin hat 
den Kreissynodalvorstand und den Leitungs­
ausschuß regelmäßig über die wirtschaftliche 
Entwicklung der Familienferienstätte und von 
wichtigen Angelegenheiten zu unterrichten. 

5) Die Verwaltungsaufgaben, die sich aus den 
Bestimmungen dieser Satzung ergeben, werden 
durch das Kreiskirchenamt Lüdenscheid wahr­
genommen. Die Familienferienstätte hat die 
Verwaltungskosten zu erstatten. 

§9 
Genehmigung, Inkrafttreten 

Diese Satzung bedarf der Genehmigung des Lan­
deskirchenamtes der Ev. Kirche von Westfalen. Sie 
tritt nach Genehmigung durch das Landeskirchen­
amt am 1. Januar 1998 in Kraft. 

Lüdenscheid, den 19. Dezember 1997 

(L.S.) 

Der Kreissynodalvorstand 
Köster, Superintendent 

Rethemeier, Mitglied 

Genehmigung 

Die Satzung des Kirchenkreises Lüdenscheid für 
die Familienferienstätte „Alter Leuchtturm" auf 
Borkum wird in Verbindung mit dem Beschluß der 
Kreissynode Lüdenscheid vom 5. November 1997 

kirchenaufsichtlich genehmigt. 

Bielefeld, den 13. Januar 1998 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Das Landeskirchenamt 

In Vertretung 
(L.S.) Dr. Heinrich 

Az.: 59271/Lüdenscheid VI/b 

Muster-Satzung 
für regionale Diakonische Werke 

in der Rechtsform eines e. V. 

Landeskirchenamt 
Az.: 10533/98/C 21-10 

Bielefeld, den 26. 2. 1998 

Die Kirchenleitung hat in ihrer Sitzung am 
17./18. September 1997 im Einvernehmen mit dem 
Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche von 
Westfalen gemäß § 3 Abs. 4 des Kirchengesetzes 
über die Ordnung der Diakonischen Arbeit in 
der Evangelischen Kirche von Westfalen vom 
3. November 1976 (Diakoniegesetz - KABl. S. 130) 
eine neue Muster-Satzung für regionale Diakoni­
sche Werke in der Rechtsform eines eingetragenen 
Vereins beschlossen, die hiermit bekanntgemacht 
wird. 

Die bisherige Muster-Satzung (KABl. Nr. 6 vom 
31. August 1979, S. 156) tritt mit sofortiger Wir­
kung außer Kraft. 
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Muster-Satzung 
für 1·egionale Diakonische Werke 

in der Rechtsform eines e. V. 

Satzung des Diakonischen Werkes im Kirchen­
kreis ... e. V. 1 

(Ggf. allgemeine Kennzeichnung der Aufgaben des 
Diakonischen Werkes in Form einer Präambel)2 

§1 
Name, Sitz, Rechtsform 

(1) Der Verein führt den Namen „Diakonisches 
Werk im Kirchenkreis ... e. V.' Er hat seinen 
Sitz in ... und soll in das Vereinsregister ein­
getragen werden. 

(2) Der Verein ist Mitglied des Diakonischen Wer­
kes der Evangelischen Kirche von Westfalen -
Landesverband der Inneren Mission - e. V. und 
dadurch dem Diakonischen Werk der Evange­
lischen Kirche in Deutschland als anerkanntem 
evangelischen Spitzenverband der Freien Wohl­
fahrtspflege angeschlossen. 

(3) Der Verein ist der Zusammenschluß der Träger 
diakonisch-missionarischer Dienste, Einrich­
tungen, Anstalten und Werke im Bereich des 
Kirchenkreises ... Er ist eine regionale Glie­
derung des Diakonischen Werkes der Evan­
gelischen Kirche von Westfalen. 

§2 
Aufgaben 

(1) Im Rahmen des Vereins unterstützen und 
fördern sich die Träger diakonisch-missiona­
rischer Dienste und Einrichtungen gegenseitig 
in ihrer Arbeit und helfen einander bei der 
Durchführung gemeinsamer Aufgaben. 

(2) Der Verein übernimmt in der Regel selbst dia­
konische Aufgaben. Soweit diese vom Kirchen­
kreis, von den Kirchengemeinden oder von an­
deren Trägern diakonischer Arbeit im Bereich 
des Kirchenkreises wahrgenommen werden, 
sollen die Aufgaben einvernehmlich zugeordnet 
werden. 

(3) Der Verein hat insbesondere folgende Aufgaben: 
a) Planung und Koordinierung der diakoni­

schen Arbeit im Kirchenkreis, 
b) Förderung der Mitarbeiterinnen und Mit­

arbeiter in der Diakonie im Kirchenkreis 
durch Beratung und Fortbildung, 

c) Vertretung der Diakonie gegenüber den Part­
nern in der öffentlichen und freien Wohl­
fahrtspflege, im Einvernehmen mit den 
anderen regionalen Diakonischen Werken, 
die im gleichen kommunalen Gebiet tätig 
werden, 

d) Mitwirkung bei der Vorbereitung und Durch­
führung diakonischer Sammlungen, 

e) Gewinnung, Begleitung und Förderung 
ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeiter, 

f) Förderung der Selbsthilfe, 
g) Öffentlichkeitsarbeit, 
h) .. .< 

Der Verwaltungsrat kann die Übernahme weiterer 
Aufgaben im Rahmen dieser Satzung beschließen. 
Das Diakonische Werk ist berechtigt, zur Verwirk­
lichung der Aufgaben andere Rechtsträger zu be­
gründen oder sich daran zu beteiligen. 

§3 
Mitglieder 

(1) Mitglied des Vereins ist der Kirchenkreis ... 

Mitglieder des Vereins können werden: 

a) die Kirchengemeinden des Kirchenkreises 
sowie die Gesamt- und Gemeindeverbände 
im Kirchenkreis,'·• 

b) andere Träger diakonisch-missionarischer 
Dienste und Einrichtungen, die ihren Sitz 
oder eine Einrichtung im Kirchenkreis haben, 
wenn sie Mitglieder des Diakonischen Wer­
kes der Evangelischen Kirche von Westfalen 
sind.7 

(2) Die Mitgliedschaft nach Abs. 1 wird erworben 
aufgrund einer schriftlichen Beitrittserklärung, 
die gegenüber dem Verwaltungsrat abzugeben 
ist und wirksam wird, wenn der Verwaltungs­
rat nicht binnen drei Monaten wegen Fehlens 
der Voraussetzungen nach Abs. 1 widerspricht. 
Gegen einen Widerspruch des Verwaltungsrates 
kann die Mitgliederversammlung angerufen 
werden. Die in Betracht kommenden kirchli­
chen Körperschaften und anderen Träger sind 
vom Vorstand unter Hinweis auf das Kirchen­
gesetz über die Ordnung der diakonischen 
Arbeit in der Evangelischen Kirche von West­
falen vom 3. Nov. 1976 (Diakoniegesetz -
KABL S. 130) und die Satzung des Diakoni­
schen Werkes der Evangelischen Kirche von 
Westfalen (KABL 1996 S. 45) aufzufordern, die 
Mitgliedschaft zu beantragen. 

Es kann auch ein Diakonisches Werk für mehrere Kirchenkreise 
gebildet werden. 

2 In Betracht kommen z. B. die Formulierungen der Präambel der Sat­
zung des Diakonischen Werkes der Evangelischen Kirche von West­
falen - Landesverband der Inneren Mission e. V. vom 27. April 1977 
(KABL 1996 S. 45). 

3 Der Name kann auch ohne den Zusatz „im Kirchenkreis" gebildet 
werden; als Untertitel sind auch andere Bezeichnungen möglich. 

4 Es können weitere Aufgaben genannt werden. 
5 Ggf. ist § 15 Abs. 3 der Verwaltungsordnung der Evangelischen 

Kirche von Westfalen vom 19. 6. 1986 i. d. F. vom 9. 9. 1993 (KABL 
1993 S. 201) zu beachten. 

6 Sollte die Aufnahme natürlicher Personen in begrenzter Zahl vorge­
sehen werden, könnte dies ggf. in einem Abs. 5 dieses Paragraphen 
wie folgt geregelt werden: Mitglieder des Vereins können auch natür­
liche Personen werden, die zur Förderung der Aufgaben des Vereins 
bereit sind. Sie erlangen die Mitgliedschaft aufgrund eines schrift­
lichen Aufnahmeantrages, der gegenüber dem Verwaltungsrat abzu­
geben ist und über den der Verwaltungsrat entscheidet. Gegen einen 
ablehnenden Bescheid des Verwaltungsrates kann die Mitgliederver­
sammlung angerufen werden. Sie verlieren die Mitgliedschaft durch 
Austritt aus dem Verein, der jederzeit durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Verwaltungsrat erfolgen kann, oder durch Ausschluß 
aus dem Verein, der durch den Verwaltungsrat wegen eines Verstoßes 
gegen Zwecke und Ziele des Vereins oder gegen Pflichten der Vereins­
mitglieder beschlossen werden kann; gegen diesen Beschluß kann die 
Mitgliederversammlung angerufen werden. 
Wo Fördervereine o. ä. auf Gemeindeebene bestehen, ist deren Mit­
gliedschaft vorzusehen. 
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(3) Die Mitgliedschaft nach Abs. 1 endet: 
a) mit dem Ende der Mitgliedschaft im Dia­

konischen Werk der Evangelischen Kirche 
von Westfalen, 

b) durch Austritt aus dem Verein, der durch 
schriftliche Erklärung gegenüber dem Vor­
stand mit einer Frist von drei Monaten zum 
Schluß eines Kalenderjahres erfolgen kann, 

c) bei anderen Trägern, wenn die Vorausset­
zungen nach Abs. 1 b nicht mehr vorliegen. 

§4 
Organe 

(1) Organe des Vereins sind: 
a) die Mitgliederversammlung, 
b) der Verwaltungsrat, 
c) der Vorstand. 

(2) Dem Vorstand und dem Verwaltungsrat können 
nur Personen angehören, die Mitglieder der 
Evangelischen Kirche sind und die die Befähi­
gung zum Presbyteramt bzw. zum Pfarramt 
haben. 0 

§5 
Zusammensetzung der Mitgliederversammlung 

Inhalt: Bestimmungen über die Zusammensetzung 
der Mitgliederversammlung und das Stimmrecht 
bzw. die Zahl der Vertreterinnen oder Vertreter 
der Mitglieder. Vorschlag für die Zusammen­
setzung z.B.: Kirchenkreis ... Vertreterinnen oder 
Vertreter; Kirchengemeinden 1 Vertreterin oder 
Vertreter bzw. 1 bis 3 Vertreterinnen oder Ver­
treter je nach Größe der Kirchengemeinde; andere 
juristische Personen 1 Vertreterin oder Vertreter 
bzw. 1 bis 3 Vertreterinnen oder Vertreter je nach 
Größe der Einrichtung. 9 Zweckmäßigerweise sollte 
jede Vertreterin bzw. jeder Vertreter nur ein 
Mitglied vertreten können, die Kumulation von 
Stimmen ist zu vermeiden. 

§6 
Aufgaben der Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung hat folgende Auf­
gaben: 
a) Sie beschließt Grundsätze für die Arbeit des 

Vereins. 
b) Sie wählt eine Vorsitzende oder einen Vorsit­

zenden.10 
c) Sie wählt die zu wählenden Mitglieder des Ver­

waltungsrates. 
d) Sie entsendet die Vertreterinnen und Vertreter 

für die Vertreterinnen- und Vertreterversamm­
lung des Diakonischen Werkes der Evangeli­
schen Kirche von Westfalen nach den Bestim­
mungen der Satzung des Diakonischen Werkes 
der Evangelischen Kirche von W estfalen. 11 

e) Sie nimmt den vom Verwaltungsrat zu erstat­
tenden Bericht über die Arbeit des Vereins ent­
gegen. 

f) Sie beschließt den Wirtschaftsplan und stellt 
die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlust­
rechnung fest. 12 

g) Sie erteilt dem Verwaltungsrat und dem Vor­
stand1' Entlastung. 

h) Sie beschließt über die Höhe der Mitglieds­
beiträge. 

i) Sie entscheidet im Falle der Anrufung über 
vom Verwaltungsrat abgelehnte Aufnahme­
anträge. 

j) Sie beschließt über die Änderung der Satzung 
und die Auflösung des Vereins. 

§7 
Einberufung und Beschlußfassung 

der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist durch die Vor­
sitzende oder den Vorsitzenden10 mindestens 
einmal jährlich unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens zwei Wochen schriftlich und 
mit Angabe der Tagesordnung einzuberufen. 
Sie muß einberufen werden und innerhalb von 
zwei Monaten stattfinden, wenn es von minde­
stens einem Drittel der Mitglieder mit schrift­
licher Begründung bei der Vorsitzenden oder 
dem Vorsitzenden beantragt wird. 

(2) Zu den Mitgliederversammlungen sind auch die 
Mitglieder des Diakonischen Werkes der Evan­
gelischen Kirche von Westfalen einzuladen, die 
die Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1 erfüllen, 
aber keine Mitglieder des Vereins sind. In der 
Mitgliederversammlung haben ihre Vertreterin­
nen oder Vertreter Stimmrecht nur zu Fragen 
nach § 2 Abs. 3 a und c sowie bei Entschei­
dungen nach§ 6 c. 

(3) Die Mitgliederversammlung wird von der Vor­
sitzenden oder dem Vorsitzenden geleitet. Sie 
ist beschlußfähig, wenn sie ordnungsgemäß 
einberufen ist. 

(4) Die Mitgliederversammlung entscheidet mit 
einfacher Stimmenmehrheit der Anwesenden. 
Beschlüsse über eine Änderung der Satzung so­
wie über die Auflösung des Vereins erfordern 
die Zustimmung vom mindestens zwei Dritteln 
der Mitglieder. 

(5) Über die Beschlüsse der Mitgliederversamm­
lung ist eine Niederschrift zu führen. Sie ist von 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und 

8 Den Satzungspflichten des Diakonischen Werkes nach § 4 Abs. 2 
Nr. 1 d genügt es auch, wenn die Mitglieder der Leitungsorgane der 
Ev. Kirche oder einer anderen der Arbeitsgemeinschaft Christlicher 
Kirchen in Deutschland e. V. zusammengeschlossenen Kirche ange­
hören. Für Diakonische Werke auf Kirchenkreisebene sollte jedoch 
die vorgeschlagene Fassung bevorzugt werden. 

9 Falls die Aufnahme natürlicher Personen vorgesehen wird, ist ihnen 
beratende Stimme beizulegen. 

10 Es besteht die Möglichkeit, das Amt der Vorsitzenden oder des Vorsit­
zenden der Mitgliederversammlung mit dem Amt der Vorsitzenden 
oder des Vorsitzenden des Verwaltungsrates zu vereinen. In diesem 
Falle entfällt § 6 Buchstabe b. 

11 Vgl. § 11 Abs. 2 Satz 1 und 2 der Satzung des Diakonischen Werkes 
der EKvW: ,,Die Diakonischen Werke auf der Ebene der Kirchen­
kreise entsenden in die Vertreter/innenversammlung (einschließlich 
der Diakoniebeauftragten) je vier Vertreter/innen, darunter minde­
stens eine/n Pfarrer/in. Umfaßt ein Diakonisches Werk mindestens 
drei Kirchenkreise, so kann es bis zu acht Vertreter/innen, darunter 
mindestens drei Pfarrer/innen, entsenden." 

12 Diese Aufgabe kann auch dem Verwaltungsrat übertragen werden. 
13 Es kann auch vorgesehen werden, daß dem Vorstand lediglich vom 

Verwaltungsrat Entlastung erteilt wird. 
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von der Protokollführerin oder dem Protokoll­
führer zu unterzeichnen und den Mitgliedern 
zuzusenden. 14 

§8 
Zusammensetzung des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus bis zu acht 
Mitgliedern. Ihm gehören an: 

a) die Superintendentin oder der Superinten­
dent des Kirchenkreises", 

b) ein Mitglied, das von der Kreissynode des 
Kirchenkreises . . . für die Dauer von vier 
Jahren entsandt wird, 

c) bis zu sechs Mitglieder, die von der Mit­
gliederversammlung für die Dauer von vier 
Jahren gewählt werden."; 

(2) Scheidet ein gewähltes Verwaltungsratsmit­
glied (Abs. 1 Buchst. c) vorzeitig aus, so kann 
die Mitgliederversammlung an seiner Stelle für 
den Rest der Amtszeit ein neues Mitglied 
wählen. 

(3) Der Verwaltungsrat wählt aus seiner Mitte die 
Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die 
stellvertretende Vorsitzende oder den stellver­
tretenden Vorsitzenden des Verwaltungsrates. 

(4) Vorstandsmitglieder können nicht zugleich 
Mitglieder des Verwaltungsrates sein. Die Vor­
standsmitglieder nehmen an den Sitzungen des 
Verwaltungsrates mit beratender Stimme teil, 
sofern der Verwaltungsrat dies nicht im Einzel­
fall ausschließt. 17 

§9 
Aufgaben des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat berät den Vorstand bei 
seiner Arbeit, sorgt für die Umsetzung der 
Beschlüsse der Mitgliederversammlung und 
überwacht die ordnungsgemäße Führung der 
Geschäfte. 

(2) Dem Verwaltungsrat obliegen ferner folgende 
Aufgaben: 
a) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglie­

der sowie Abschluß, Änderung und Kündi­
gung ihrer Dienstverträge; beim Abschluß 
dieser Verträge vertritt die Vorsitzende oder 
der Vorsitzende des Verwaltungsrates den 
Verein, 

b) Genehmigung des vom Vorstand aufgestell­
ten Wirtschaftsplans, 

c) Genehmigung des geprüften Jahresabschlus­
ses, insbesondere der Bilanz und der Gewinn­
und Verlustrechnung, 

d) Beschlußfassung über die Geschäftsordnung 
für den Vorstand, 

e) Beschlußfassung über die Aufnahme neuer 
oder über die Aufgabe bestehender Auf­
gabengebiete durch den Verein, 

f) Beschlußfassung über die Aufnahme und den 
Ausschluß von Mitgliedern, 

g) Beschlußfassung über die Erteilung von 
Vollmachten, 

h) Beschlußfassung über die Berufung der Haus­
vorstände und der Kuratorien, 

i) Zustimmung zur Aufnahme von Einzelkre­
diten ab 100.000 DM oder eines Gesamtkre­
ditvolumens ab 300.000 DM pro Geschäfts­
jahr, soweit diese nicht bereits im Wirt­
schaftsplan oder im Rahmen der bereits 
vorhandenen Kreditlinien der laufenden 
Geschäfte enthalten sind, 

j) Zustimmung zu allen sonstigen Verpflich­
tungsgeschäften, die einzeln oder zusammen­
genommen einen Betrag von 300.000 DM 
übersteigen, soweit sie nicht bereits im 
Wirtschaftsplan enthalten sind, 

k) Zustimmung zum Erwerb, zur Veräußerung 
oder Belastung von Grundeigentum oder 
grundstücksgleichen Rechten, 

1) Wahl einer Wirtschaftsprüferin oder eines 
Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschafts­
prüfungsgesellschaft als Abschlußprüferin 
oder Abschlußprüfer, 

m) Beratung und Beschlußfassung über Angele­
genheiten von grundsätzlicher Bedeutung 
sowie über alle Fragen, die ihm vom Vor­
stand zur Entscheidung vorgelegt werden. rn 

§ 10 
Einberufung und Beschlußfassung 

des Verwaltungsrates 

(1) Der Verwaltungsrat tritt nach Bedarf, jedoch 
mindestens vierteljährlich zusammen. Er wird 
von der Vorsitzenden oder von dem Vorsitzen­
den unter Einhaltung einer Frist von minde­
stens einer Woche schriftlich mit Angabe der 
Tagesordnung eingeladen. Er muß unverzüglich 
einberufen werden, wenn es von mindestens 
einem Drittel der Mitglieder mit schriftlicher 
Begründung bei der Vorsitzenden oder bei dem 
Vorsitzenden beantragt wird. 

(2) Der Verwaltungsrat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens die Hälfte seiner Mitglieder, darun­
ter die Vorsitzende oder der Vorsitzende oder 
die Stellvertretung, anwesend ist. Er entschei­
det mit einfacher Stimmenmehrheit der Anwe­
senden. In dringenden Fällen kann die Vorsit­
zende oder der Vorsitzende ohne Einhaltung 
der Frist einladen; im Verwaltungsrat müssen 
sich mehr als die Hälfte seiner Mitglieder damit 
einverstanden erklären, daß die Frist nicht ein­
gehalten ist. 

14 Es können auch weitere Regelungen, wie z. B. der Erlaß einer 
Geschäftsordnung, vorgesehen werden. 

15 Es kann hier ergänzt werden: ,,Oder ein von ihr oder von ihm ge­
nanntes Mitglied des Kreissynodalvorstandes." 

16 Andere Möglichkeiten für die Zusammensetzung: fünf bis neun Mit­
glieder, ein oder zwei vom KSV entsandte Mitglieder, drei bis sieben 
von der Mitgliederversammlung gewählte Mitglieder. Die Wahl­
periode kann auch in Anlehnung an die Presbyterwahl festgelegt 
werden. 

17 Möglich ist auch: Vorsitzende oder Vorsitzender des Verwaltungsrates 
ist die Superintendentin oder der Superintendent des Kirchenkreises. 
Verzichtet sie oder er darauf, so wählt der Verwaltungsrat aus seiner 
Mitte die Vorsitzende oder den Vorsitzenden. Die stellvertretende 
Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende wird durch den 
Verwaltungsrat gewählt. 

18 Es können weitere Aufgaben genannt werden, z. B. Wahrnehmung 
von Rechten und Pflichten aus Beteiligungen. 
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(3) Über die Beschlüsse des Verwaltungsrates ist 
eine Niederschrift zu führen. Sie ist von der 
Vorsitzenden oder von dem Vorsitzenden und 
von der Protokollführerin oder dem Protokoll­
führer zu unterzeichnen und den Mitgliedern 
des Verwaltungsrates und des Vorstandes zuzu­
senden. 

§ 11 
Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus zwei oder drei Mit­
gliedern, von denen eines eine ordinierte Theo­
login oder ein ordinierter Theologe sein soll. 19 

In der Regel sollen die Diakoniebeauftragten 
des Kirchenkreises dem Vorstand angehören. 

(2) Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer 
von acht Jahren gewählt. Wiederwahl ist zu­
lässig. Ihre Bestellung kann hauptamtlich 
erfolgen.2° 

§ 12 
Vertretung und Geschäftsführung 

(1) Die Vertretung des Vereins gern. § 26 Abs. 2 
BGB erfolgt durch jedes Vorstandsmitglied 
allein. 

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins 
in eigener Verantwortung unter Beachtung der 
Gesetze, der Satzung und der Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung und des Verwaltungs­
rates. Der Verwaltungsrat beschließt eine Ge­
schäftsordnung, in der die Aufgaben des Vor­
standes geregelt sind. 

(3) Der Vorstand ist neben der Geschäftsführung 
auch für die Einstellung und Entlassung von 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern :Zuständig. 
Die Vorstandsvorsitzende oder der Vorstands­
vorsitzende ist zugleich Dienstvorgesetzte bzw. 
Dienstvorgesetzter sämtlicher angestellter Mit­
arbeiterinnen und Mitarbeiter des Vereins. 

(4) Vorstandsbeschlüsse werden mit Stimmenmehr­
heit gefaßt. 

§ 13 
Ausschüsse 

Der Verwaltungsrat kann bei Bedarf für besondere 
Aufgaben Ausschüsse bilden. In diese Ausschüsse 
kann er auch Personen berufen, die nicht dem Ver­
waltungsrat angehören. Den Vorsitz in den Aus­
schüssen soll ein Mitglied des Verwaltungsrates 
führen. 

§ 14 
Geschäftsjahr 

Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

§ 15 
Pflichten der Vereinsmitglieder 

(1) Alle Mitglieder sind verpflichtet, die Arbeit des 
Diakonischen Werkes zu fördern und das Be­
wußtsein der diakonischen Verpflichtung in der 
Kirche zu stärken, insbesondere 

a) den jährlich stattfindenden „Tag der Dia­
konie" durchzuführen und sich an sonstigen 
gemeinsamen Veranstaltungen zu beteiligen 
sowie 

b) sich an der Durchführung der Sammlungen 
des Diakonischen Werkes zu beteiligen. 

(2) Alle Mitglieder sind verpflichtet, den Vorstand 
über ihre Planungen für die diakonische Arbeit 
zu informieren und ihm die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben notwendigen Auskünfte über 
die Durchführung ihrer Arbeit zu geben. 

(3) Alle Mitglieder haben in ihrer Satzung und in 
ihrer Geschäftsführung den Bestimmungen der 
Abgabenordnung Rechnung zu tragen. 

(4) Alle Mitglieder haben die finanziellen Lasten 
des Vereins durch Mitgliedsbeiträge mitzu­
tragen. 

§ 16 
Steuerbegünstigte Zwecke 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmit­
telbar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche 
Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegün­
stigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht 
in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungs­
mäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mit­
glieder erhalten keine Zuwendungen aus Mit­
teln des Vereins. 

( 4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem 
Zweck des Vereins fremd sind, oder durch un­
verhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 
werden. 

§ 17 
Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur mit Zu­
stimmung von mindestens zwei Dritteln der Mit­
glieder beschlossen werden. Die Auflösung bedarf 
der Zustimmung des Kirchenkreises und kann nur 
im Einvernehmen mit dem Vorstand des Diakoni­
schen Werkes der Evangelischen Kirche von West­
falen und der Leitung der Evangelischen Kirche 
von Westfalen erfolgen.21 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins 
oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt 
das Vermögen des Vereins an den Kirchenkreis ... 

19 Hier kann ergänzt werden, daß sie Vorsitzende bzw. er Vorsitzender 
des Vorstandes sein soll. 

20 Bei Bestellung von ehrenamtlichen Vorstandsmitgliedern sollte auch 
die Möglichkeit einer vierjährigen Amtsperiode vorgesehen werden. 

21 Bildung, Veränderung und Auflösung der regionalen Diakonischen 
Werke erfolgen gern. § 3 Abs. 2 Satz 3, § 4 Abs. 8 Nr. 1 Buchst. a 
des Diakoniegesetzes und gern. § 8 Abs. 4 der Satzung des Diakoni­
schen Werkes der EKvW im Einvernehmen mit der Kirchenleitung 
und dem Vorstand des Diakonischen Werkes der EKvW. 
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Er hat es unmittelbar und ausschließlich für ge­
meinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke im 
Sinne der Abgabenordnung, soweit es sich um dia­
konische Zwecke im Sinne von § 2 dieser Satzung 
handelt, zu verwenden. 

§ 18 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit dem Tage der Eintragung 
in das Vereinsregister in Kraft. 

_______ ,den ____ _ 

(Unterschriften) 

Urkunde 
über die Änderung des Namens 

des Gesamtverbandes der 
evangelischen Kirchengemeinden 
des Kirchenkreises Gelsenkirchen 

Der Gesamtverband der evangelischen Kirchenge­
meinden des Kirchenkreises Gelsenkirchen führt 
mit Wirkung vom 1. September 1997 den Namen 

,,Gesamtverband der evangelischen Kirchen­
gemeinden des Kirchenkreises Gelsenkirchen 
und Wattenseheid" 

Bielefeld, den 20. Januar 1998 

Evangelische Kirche von Westfalen 
Die Kirchenleitung 

(L.S.) Dr. Hoffmann Winterhoff 

Az.: 53442/Gelsenkirchen-Gesamtverband 1 

Urkunde 
Die durch die Urkunde der Evangelischen 
Kirche von Westfalen - Landeskirchenamt - vom 
20. Januar 1998 

- 53442/Gelsenkirchen-Gesamtverband 1-

benannte Namensänderung des Gesamtverbandes 
der evangelischen Kirchengemeinden des Kirchen­
kreises Gelsenkirchen in „Gesamtverband der 
evangelischen Kirchengemeinden des Kirchen­
kreises Gelsenkirchen und Wattenseheid" wird 
gemäß Artikel 4 des Staatsgesetzes betreffend die 
Kirchenverfassungen der Evangelischen Landes­
kirchen vom 8. April 1924 staatlich genehmigt. 

48143 Münster, den 9. Februar 1998 

- 48.4.5 -

Der Regierungspräsident 
In Vertretung 

Wirtz 

Bekanntmachung des Siegels 
der Evangelischen Kirchengemeinde 

Buer-Middelich, Kirchenkreis 
Gelsenkirchen und Wattenseheid 

Landeskirchenamt Bielefeld, den 12. 2. 1998 
Az.: 08080/Buer-Middelich 9 S 

Die durch Urkunde der Evangelischen Kirche von 
Westfalen mit Wirkung vom 1. Juli 1956 aus Teilen 
der früheren Evangelischen Kirchengemeinden 
Buer, Buer-Erle und Resse errichtete Evangelische 
Kirchengemeinde Buer-Middelich führt nunmehr 
folgendes Siegel: 

Die Bekanntmachung des Siegels erfolgt aufgrund 
von§ 26 der Richtlinien für das Siegelwesen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Siegelord­
nung) vom 31. August 1965 (KABl. 1966 S. 137). 

Das bisher geführte Siegel ist außer Kraft gesetzt 
und eingezogen. 

Bekanntmachung des Siegels 
der Evangelischen Kirchengemeinde 
Neubeckum, Kirchenkreis Gütersloh 

Landeskirchenamt Bielefeld, den 12. 2. 1998 
Az.: 50595/Neubeckum 9 S 

Die am 1. Januar 1964 durch Teilung der früheren 
Evangelischen Kirchengemeinde Oelde entstan­
dene Evangelische Kirchengemeinde N eubeckum 
führt nunmehr folgendes Siegel: 

Die Bekanntmachung des Siegels erfolgt aufgrund 
von § 26 der Richtlinien für das Siegelwesen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Siegelord­
nung) vom 31. August 1965 (KABl. 1966 S. 137). 

Das bisher geführte Siegel ist außer Kraft gesetzt 
und eingezogen. 
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Bekanntmachung des Siegels 
der Evangelischen Kirchengemeinde 

Ochtrup, Kirchenkreis Steinfurt­
Coesf eld-Borken 

Landeskirchenamt Bielefeld, den 12. 2. 1998 
Az.: 54278/0chtrup 9 S 

Die durch Urkunde des Königlichen Konsisto­
riums der Provinz Westfalen in Münster vom 
19. Januar 1895 und der Königlichen Regierung in 
Münster, Abteilung für Kirchen- und Schulwesen, 
vom 11. Februar 1895 mit Wirkung vom 1. April 
1895 errichtete Evangelische Kirchengemeinde 
Ochtrup führt nunmehr folgendes Siegel: 

Die Bekanntmachung des Siegels erfolgt aufgrund 
von§ 26 der Richtlinien für das Siegelwesen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Siegelord­
nung) vom 31. August 1965 (KABl. 1966 S. 137). 
Das bisher geführte Siegel ist außer Kraft gesetzt 
und eingezogen. 

Bekanntmachung des Siegels 
der Evangelischen Kirchengemeinde 

Wunderthausen-Diedenshausen, 
Kirchenkreis Wittgenstein 

Landeskirchenamt Bielefeld, den 12. 2. 1998 
Az.: 57375/Wunderthausen-Diedenshausen 9 S 

Die durch Urkunde der Königlichen Regierung in 
Arnsberg, Abteilung für Kirchen- und Schulwesen, 
vom 1. Juli 1891 und des Königlichen Konsisto­
riums der Provinz Westfalen in Münster vom 
11. Juli 1891 mit Wirkung vom 1. August 1891 
durch Abtrennung von der früheren Evangelischen 
Kirchengemeinde Girkhausen gebildete Evange­
lische Kirchengemeinde Wunderthausen-Diedens­
hausen führt nunmehr folgendes Siegel: 

Die Bekanntmachung des Siegels erfolgt aufgrund 
von§ 26 der Richtlinien für das Siegelwesen in der 
Evangelischen Kirche in Deutschland (Siegelord­
nung) vom 31. August 1965 (KABl. 1966 S. 137). 

Das bisher geführte Siegel ist außer Kraft gesetzt 
und eingezogen. 

Freigabe der DV-Programme 
,,KIM" (Kirchliches Meldewesen), 

„DaviP-W" (Datenverarbeitung im 
Pfarramt unter Windows) und 

,,Kbf-W" (Kirchenbuchverfahren) 
Landeskirchenamt 
Az.: A 15 - 11/07 

Bielefeld, den 12. 1. 1998 

Das Landeskirchenamt hat in seiner Sitzung am 
23. 12. 1997 bezüglich des Einsatzes der Pro­
gramme für das Einheitliche Meldewesen folgen­
den Beschluß gefaßt: 
,,Das Hintergrundverfahren ,Kirchliches Melde­
wesen' (KIM) der ECKD GmbH wird für den 
Bereich der EKvW ab 1. 1. 1998 befristet für die 
Dauer eines Jahres gemäß§ 2 der Verordnung über 
den Einsatz von elektronischer Datenverarbeitung 
in der kirchlichen Verwaltung vorläufig frei­
gegeben. 
Das vom Prüfungsausschuß der Kirchl. Gemein­
schaftsstelle für elektronische Datenverarbeitung 
e. V. (KIGST), Frankfurt/M., freigegebene Gemein­
deglieder-Datenverwaltungsprogramm Datenver­
arbeitung im Pfarramt (DaviP-W) stimmt mit dem 
Recht der EKvW überein. Nach § 2 der Verord­
nung über den Einsatz von elektronischer Daten­
verarbeitung in der kirchlichen Verwaltung gilt 
das Programm somit auch für den Bereich der 
EKvW als freigegeben. 
Das Kirchenbuchverfahren (Kbf-W) der ECKD 
GmbH wird für den Bereich der EKvW ab 
1. 1. 1998 gemäß § 2 der Verordnung über den 
Einsatz von elektronischer Datenverarbeitung 
in der kirchlichen Verwaltung vorläufig frei­
gegeben." 

Rüstzeit für Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter kirchlicher Verwaltungen 

Landeskirchenamt 
Az.: 3115/98/A 7-13 

Bielefeld, den 4. 2. 1998 

Die Rüstzeit für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
kirchlicher Verwaltungen findet in diesem Jahr in 
der Zeit von Montag, 4. Mai, bis Mittwoch, 6. Mai 
1998, statt. Begonnen wird mit einem Stehkaffee 
zum Kennenlernen am Montag um 10.00 Uhr, die 
Abreise ist am Mittwoch nach dem Mittagessen. 
Tagungsort ist wiederum die Ev. Familienferien­
stätte Usseln. Folgender Tagungsablauf ist ge­
plant: 

l\1ontag,4.l\1ai1998 

bis 10.00 Uhr Anreise mit anschließendem Steh­
kaffee 

10.30 Uhr Eröffnung und Begrüßung - Wer­
ner Pfannkuche, WLV-Vorstand -
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10.45 Uhr Aktuelle Fragen kirchlicher Arbeit 
- Vizepräsident Dr. Hoffmann, 
Bielefeld -

12.30 Uhr Mittagessen 

14.30 Uhr Kaffeetrinken 

15.00 Uhr Landeskirchliches Gleichstellungs­
gesetz - Frau Dr. Feldhoff, Frauen­
referat der EKvW, Dortmund-

17.00 Uhr Aktuelles aus dem Arbeits- und 
Dienstrecht LK-Oberverwal-
tungsrat Krah, LKA Bielefeld -

18.30 Uhr Abendessen 

20.00 Uhr Gemeinsame Abendveranstaltung 

Dienstag, 5. Mai 1998 

8.30 Uhr Frühstück 

9.00 Uhr Andacht - Pfarrer Brandt, Volks­
missionarisches Amt Witten -

10.00 Uhr Kirchensteuerdiskussion in den 
Gremien in Brüssel - Europa­
referent Böcker, Düsseldorf -

12.30 Uhr Mittagessen 

14.00 Uhr Exkursion 

18.30 Uhr Abendessen 

Mittwoch, 6. Mai 1998 

8.30 Uhr Frühstück 

9.00 Uhr Andacht - Pfarrer Brandt 

10.00 Uhr Acht Jahre danach: Zur Situation 
einer östlichen Kirche, was hat 
das mit der westfälischen Kirche 
zu tun? - Generalsuperintendent 
Dr. Wischnath, Cottbus -

12.45 Uhr Zusammenfassung der Rüstzeit­
themen - Werner Pfannkuche -

13.00 Uhr Mittagessen 
Abreise nach dem Mittagessen 

Anmeldungen sind bis zum 20. April 1998 unter 
Angabe von Namen, Anschrift und Dienststelle zu 
richten an Herrn Hans-Jürgen Bremer, c/o Kirch­
liche Zusatzversorgungskasse, Postfach 10 22 41, 
44022 Dortmund, Tel. 02 31/ 9 57 84 01. Es wird 
gebeten, den Anmeldetermin unbedingt einzu­
halten. 

Der Tagungsbeitrag in Höhe von 95,00 DM je 
Teilnehmer/Teilnehmerin ist bei Anmeldung 
auf das Konto des Westfälisch-Lippischen Ver­
bandes zu überweisen. Konto-Nr. 252 401 bei 
der Ev. Darlehensgenossenschaft e. G. Münster 
(BLZ 400 601 04). 

Teilnehmer/Teilnehmerinnen, die nur an einzelnen 
Tagen teilnehmen, zahlen 22,00 DM pro Tag (mit 
Übernachtung 33,00 DM). Die Unterbringung 
erfolgt in Doppelzimmern. Falls Sie ein Einzel­
zimmer wünschen, ist ein Zuschlag von 13,00 DM 
pro Nacht erforderlich, den Sie bitte mit der Teil­
nahmegebühr überweisen. 

Die Familienferienstätte Usseln ist zu erreichen: 

Mit dem Auto: 

Aus Ostwestfalen: 
Autobahn A 2 bis Autobahn-Dreieck Bielefeld, 
dann Autobahn A 33 und Bundesstraße B 480 über 
Brilon und Willingen nach U sseln. 

Aus dem Ruhrgebiet: 
Bundesstraße B 1/Autobahn A 44 Richtung Kassel, 
Abfahrt Soest-Ost/Erwitte/Anröchte. Durch Bri­
lon und Willingen nach Usseln. 

Aus dem Münsterland: 
Autobahn A 1 Richtung Köln, am Kreuz Unna 
auf die Autobahn A 44 Richtung Kassel, Abfahrt 
Soest-Ost/Erwitte/Anröchte. Durch Brilon und 
Willingen nach Usseln. 

Die Familienferienstätte liegt - aus Richtung 
Willingen kommend - vor dem Ortseingang U sseln 
rechts am Hang. 

Persönliche und andere Nachrichten 

Ordiniert wurden: 

Pfarrerz. A. Hansjörg Federmann am 1. Februar 
1998 in Beverungen; 

Pfarrerin z. A. Martina Fritsche am 18. Januar 
1998 in Sprockhövel; 

Pfarrer Gert Manfred Hofmann am 8. Februar 
1998 in Bochum-Werne; 

Pfarrer Rüdiger Jung am 25. Januar 1998 in 
Reken-Maria Veen; 

Pfarrer z. A. Harald M a y am 8. Februar 1998 in 
Wattenscheid-Höntrop; 

Pfarrerz. A. Armin Neuser-Moos am 15.-Fe­
bruar 1998 in Siegen; 

Pfarrerin z. A. Andrea Ohm am 18. Januar 1998 
in Selm; 

Pfarrerz. A. Detlef Rudzio am 25. Januar 1998 
in Elverdissen; 

Pfarrerin z. A. Marie-Luise Schellong am 
18. Januar 1998 in Marl-Sinsen; 

Pfarrerin z. A. Christel Schürmann am 18. Ja­
nuar 1998 in Dortmund; 

Pfarrerin z. A. Anja Vollendorf am 31. Januar 
1998 in Soest; 

Pfarrerz. A. Jörg Winkelströter am 18. Januar 
1998 in Herringen. 

Bestätigt ist: 

Die Wahl der Kreissynode des Kirchenkreises 
Dortmund-Nordost vom 1. 12. 1997: 

Pfarrer Eckhard W e de gärt n er , Brackel, zum 
1. Stellvertreter des Assessors. 
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Berufen sind: 

Pfarrerin Beatrix Eu 1 e n s t ein zur Pfarrerin 
der Ev. Kirchengemeinde Brilon (Pfarrstelle 1.2), 
Kirchenkreis Arnsberg; 
Pfarrer Jörg E u 1 e n s t ein zum Pfarrer der Ev. 
Kirchengemeinde Brilon (Pfarrstelle 1.1), Kirchen­
kreis Arnsberg; 
Pfarrerin Katrin Franke, Ev.-Luth. St.-Jakobus­
Kirchengemeinde Minden (3. Pfarrstelle), Kirchen­
kreis Minden, zur Pfarrerin des Kirchenkreises 
Bielefeld ( 4. Kreispfarrstelle); 
Pfarrerin Christine He e k er e n zur Pfarrerin des 
Kirchenkreises Bochum (7. Kreispfarrstelle); 
Pastorin Angelika M eschen a t, Ev. Kirchen­
gemeinde Weitmar (3. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Bochum, zur Pfarrerin des Kirchenkreises Bochum 
(3. Kreispfarrstelle); 
Pastor Eberhard R o 11 b u s c h , Volmarstein, zum 
Pfarrer der Ev. Kirchengemeinde Volmarstein 
(2. Pfarrstelle), Kirchenkreis Hagen; 
Pfarrer Friedrich Tom et t e n zum Pfarrer der 
Ev. Kirchengemeinde Meinerzhagen (3. Pfarrstelle), 
Kirchenkreis Lüdenscheid. 

Entlassen worden sind: 

Pfarrer Dirk Ha r ms , Iserlohn, infolge Über­
nahme in den Dienst des Landes Nordrhein-West­
falen; 
Pfarrerin Dorothea Reiß , Oberdorla, infolge Be­
rufung in den Dienst der Ev. Kirche der Kirchen­
provinz Sachsen; 
Pfarrerin Sabine Sa r p e, Bergkamen, infolge 
Übernahme eines Dienstes in der United Church of 
Christ (UCC) in USA. 

In den Ruhestand getreten sind: 

Pfarrer i. W. Johannes Ahlmeyer, früher Ev.­
Luth. Kirchengemeinde Elsey in Hohenlimburg, 
Kirchenkreis Iserlohn, zum 1. Februar 1998; 
Pfarrer Hartmut B andorski, Ev.-Luth. Kirchen­
gemeinde Oppenwehe (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Lübbecke, zum 1. Februar 1998; 
Pfarrer Hans Dieter E n g e 1 b er t , Ev. Kirchen­
gemeinde Sennestadt (4. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Gütersloh, zum 1. März 1998; 
Pfarrer Jost Klammer, Ev. Martin-Kirchen­
gemeinde Dortmund (1. Pfarrstelle), Kirchenkreis 
Dortmund-Mitte, zum l. Februar 1998; 

Pfarrer Johannes P a eh 1 , Gemeindedienst für 
Weltmission (3. landeskirchliche Pfarrstelle), zum 
1. März 1998; 

Pfarrer Hermann S c h neide r , Kirchenkreis 
Gladbeck-Bottrop-Dorsten (6. Kreispfarrstelle), zum 
l. Februar 1998; 
Pfarrer Dieter S c h ö n e b e c k , Kirchenkreis 
Bochum (3. Kreispfarrstelle), zum 1. Februar 1998; 
Pfarrer Friedrich Schreiber, Ev. Luth. Paulus­
Kirchengemeinde Bielefeld (1. Pfarrstelle), Kir­
chenkreis Bielefeld, zum 1. März 1998; 
Pfarrer Dieter W rage , Vereinigte Kirchenkreise 
Dortmund (17. Verbandspfarrstelle), zum 1. Fe­
bruar 1998. 

Verstorben sind: 

Pfarrer i. R. Otto Jung c ur t, zuletzt Pfarrer in 
Minden-Marien, Kirchenkreis Minden, am 22. Ja­
nuar 1998 im Alter von 90 Jahren; 

Pfarrer i. R. Wilhelm St u k e n b r ok, zuletzt Pfar­
rer in Massen, Kirchenkreis Unna, am 8. Februar 
1998 im Alter von 78 Jahren. 

Zu besetzen sind: 

a) Die 6. Kreispfarrstelle Bochum (Ev. Reli­
gionslehre an berufsbildenden Schulen). Beset­
zung mit mindestens der Hälfte der wöchentli­
chen Pflichtstundenzahl. Bewerbungen sind an 
den Superintendenten des Kirchenkreises Bo­
chum zu richten. 

b) Die Gemeindepfarrstellen, für die Bewerbun­
gen an die Presbyterien über die Superinten­
dentinnen/Superintendeten des jeweiligen Kir­
chenkreises zu richten sind: 

1. Kirchengemeinden mit Luthers Katechismus: 

3. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Ge 1 s e n -
k i r c h e n, Kirchenkreis Gelsenkirchen und Wat­
tenseheid; 

3. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Paulus-Kirchenge­
meinde H a gen , Kirchenkreis Hagen; 

l. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde 
Hol trup- Uff eln, Kirchenkreis Vlotho; 

l. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde H ü s t e n, 
Kirchenkreis Arnsberg; 

1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Marl­
Lenkerbe c k, Kirchenkreis Recklinghausen; 

1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde M e de­
b ach, Kirchenkreis Arnsberg; 

1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Kirchengemeinde 
01 den t r u p , Kirchenkreis Bielefeld; 

1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde S a s s e n -
b er g, Kirchenkreis Münster; 

4. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde Senne­
st ad t, Kirchenkreis Gütersloh; 

1. Pfarrstelle der Ev. Kirchengemeinde S ö 1 de , 
Kirchenkreis Dortmund-Süd; 

1. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Johannis-Kirchenge­
meinde Witten, Kirchenkreis Hattingen-Witten; 

2. Pfarrstelle der Ev.-Luth. Johannis-Kirchenge­
meinde Witten, Kirchenkreis Hattingen-Witten. 

II. Kirchengemeinde mit dem Heidelberger 
Katechismus: 

1. Pfarrstelle der Ev.-Ref. Kirchengemeinde 
Gosen b a c h , Kirchenkreis Siegen. 

Ernannt sind: 

Herr Oberstudienrat i. K. Ernst Becker, Söder­
blom-Gymnasium in Espelkamp, zum Studien­
direktor zur Koordinierung schulfachlicher Auf­
gaben im Kirchendienst (i. K.) mit Wirkung vom 
l. 1. 1998. 
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Herr Oberstudienrat i. K. Eberhard Horn, Ev. 
Gymnasium Lippstadt, zum Studiendirektor zur 
Koordinierung schulfachlicher Aufgaben im Kir­
chendienst (i. K.) mit Wirkung vom 1. 2. 1998. 

Titelverleihung: 

Herrn Landesposaunenwart Werner Karl Jakob 
Benz, Bielefeld, ist der Titel „Kirchenmusik­
direktor" verliehen worden. 

Berufung zum Kreiskantor: 

Herr Kirchenmusikdirektor Wolfgang B ahn ist 
mit Wirkung vom 1. 4. 1998 bis zum 31. 12. 2000 
erneut zum Kreiskantor des Kirchenkreises Vlotho 
berufen worden. 
Die Wiederberufung erfolgte in Kopplung an die 
Synodalperiode durch den Kreissynodalvorstand 
im Einvernehmen mit den kirchenmusikalischen 
Verbänden. 

Verkauf einer Orgel: 

Orgel mit 18 Registern, verteilt auf 2 Manuale 
und Pedal, die 3 Werke sind in selbständig auf­
gestellten trapezförmigen Gehäusen unterge­
bracht, mechanische Spieltraktur und Regiewerk, 
Berliner Orgelbauwerkstatt Prof. Schuke, Bau­
jahr 1972, heutiger Schätzpreis 500.000 DM, für 
100.000 DM vom Diakonieverbund Schweicheln 
e. V., Tel. 0 52 21/96 01 30 zu verkaufen. 

Diakonieverbund Schweicheln e.V. 
Herforder Straße 219, 32120 Hiddenhausen 

Stellenangebot: 
(ohne Textverantwortung des Landeskirchenamtes) 

Kirchenkreis Steinfurt-Coesfeld-Borken 
Wir - das Kreiskirchenamt Steinfurt - verwalten 
20 Kirchengemeinden im flächenmäßig größten 
Kirchenkreis der Evangelischen Kirche von West­
falen und suchen eine/n evangelische/n, enga­
gierte/n und qualifizierte/n Mitarbeiter/in 

als Leiter/in der Personalabteilung. 

Sie sind für uns die/der Richtige, wenn Sie die 
Verwaltungsprüfung für den gehobenen Dienst 
abgelegt haben und Erfahrungen im Bereich Per­
sonalverwaltung nachweisen können. Bewerbern/ 
innen mit der 2. kirchlichen Verwaltungsprüfung 
geben wir den Vorrang. 
Dienstsitz ist das Kreiskirchenamt in Steinfurt­
Burgsteinfurt, einer Kreisstadt mit ca. 31.500 Ein­
wohnern mitten in der münsterländischen Park­
landschaft mit vielfältigen Freizeitangeboten. 
Weiterführende Schulen sowie eine Fachhoch­
schule für Technik sind am Ort. 
Laut Stellenplan richtet sich die Vergütung nach 
Gruppe III BAT-KF. 
Bitte bewerben Sie sich mit den üblichen Unter­
lagen bis zum 18. 4. 1998 beim Kreiskirchenamt 
Steinfurt, Bohlenstiege 34, 48565 Steinfurt. 
Für telefonische Fragen vorab stehen Ihnen Herr 
Bocker (Telefon O 25 51 / 1 44 13) und Frau Buch­
wald (Telefon O 25 51/14415) gern zur Verfügung. 

Neu erschienene Bücher und Schriften 

Die Buchbesprechungen werden allein von den 
jeweiligen Rezensenten verantwortet. 

Praktische Theologie (1) 

,,Der ,ganze Mensch"'. Perspektiven lebensge­
schichtlicher Individualität. Festschrift für Diet­
rich Rössler zum siebzigsten Geburtstag. Hrsg. 
von Volker Drehsen und Dieter Henke, Reinhard 
Schmidt-Rost, Wolfgang Steck (Arbeiten zur 
Praktischen Theologie, Bd. 10), Verlag Walter de 
Gruyter, Berlin - New York, 1997, XI, 477 S., Ln., 
268,-DM. 

Dietrich Rössler, Theologe und Mediziner, ist eine 
der prägenden Persönlichkeiten der evangelischen 
Praktischen Theologie in der zweiten Hälfte unse­
res Jahrhunderts. Im Jahr 1962 hat er ein wegwei­
sendes Buch publiziert: ,,Der ,ganze Mensch'. Das 
Menschenbild der neueren Seelsorgelehre und des 
modernen medizinischen Denkens im Zusammen­
hang der allgemeinen Anthropologie". Volker 
Drehsen schreibt im Vorwort der Festschrift: ,,So 
wenig sich die Formel vom ,ganzen Menschen' mit 
bloßer einzelwissenschaftlicher Fachspezialisie­
rung verträgt, so wenig ist sie andererseits mit ab­
strakt-akademischer Praxisvergessenheit verein­
bar. Auf der Praxisebene tritt die Formel in Oppo­
sition zu all denjenigen Mustern menschlicher 
Handlungsorientierung, die sich in irgendeiner 
Weise von ,gespaltenen' Menschenbildern leiten 
lassen. Die emphatische Pointe der Formel besteht 
denn auch in der Verpflichtung des Handelns auf 
seinen Vermittlungsmodus, als dessen Inbegriff die 
Religion erscheint: Sie ist der sinnhaft-praktische 
Lebenszusammenhang, der sich allein durch Ver­
mittlung herstellt. ,Vermittlung' steht hier für die 
Erschließung der vielfältigen Möglichkeiten an zu­
handenen Lebenschancen, für den Transzendie­
rungsgestus gegenüber jeder partikularen Äuße­
rungsgestalt menschlicher Selbstgenügsamkeit" 
(S. VI). 

Die Beiträge des vorliegenden Bandes zielen auf 
eine fächerübergreifende Leitlinie, die ihn zu ei­
nem praktisch-theologischen Kompendium heuti­
ger Fragestellungen macht. Es entfaltet sich in 
drei Gesichtspunkten: I. ,,Beispiel und Erfahrung. 
Die Individualität des ganzen Menschen"; II. ,,An­
erkennung und Vergewisserung. Die Sozialität des 
ganzen Menschen"; III. ,,Orientierung und Verant­
wortung. Die Reflexivität des ganzen Menschen". 

Ich nenne einige Beispiele: zu I.: Volker Drehsen: 
„Pfarrerfiguren als Gesinnungsfigurationen. Zur 
Bedeutung des Pfarrers in Theodor Fontanes Ro­
manen"; Hans Martin Müller: ,,Der alte Luther"; 
zu II.: Werner Jetter: ,,Die Theologie und die 
Lebensgeschichte"; Wilhelm Gräb: ,,Lebensge­
schichtliche Sinnarbeit. Die Kasualpraxis als 
Indikator für die Öffentlichkeit der kirchlichen 
Religionskultur"; zu III.: Eberhard Jüngel: ,,Ganz­
heitsbegriffe - in theologischer Perspektive"; 
Friedrich Schweitzer: ,,Lebensgeschichte 
Bildung - Religion: Rekonstruktionsfähigkeit als 
Bildungsziel". K.-F. W. 
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Praktische Theologie (II) 

Stefan Knobloch: ,,Praktische Theologie". Ein 
Lehrbuch für Studium und Pastoral, Verlag Her­
der, Freiburg/Br., 1996, 383 S., geb., 78,- DM; 
ders.: ,,Was ist Praktische Theologie?" (Praktische 
Theologie im Dialog, Bd. 11), Universitätsverlag, 
Freiburg (Schweiz), 1995, 268 S., kt., 56,- DM; 
ders./Herbert Haslinger (Hrsg.): ,,Mystagogische 
Seelsorge". Eine lebensgeschichtliche Pastoral, 
Matthias-Grünewald-Verlag, Mainz, 1991, 267 S., 
kt., 32,- DM; 
Hartmut Heidenreich (Hrsg.): ,, , ... es geht um 
den Menschen"'. Aspekte einer biographischen 
Praktischen Theologie. Festschrift für Stefan 
Knobloch, Verlag Dr. Dieter Winkler, Bochum, 
1997, IX, 370 S., Ln., 78,50 DM. 
Stefan Knobloch lehrt Pastoraltheologie am Fach­
bereich Kath. Theologie der Universität Mainz. 
Die katholische Praktische Theologie geht vom 
Kirchenverständnis des 2. Vatikanischen Konzils 
aus, wonach sich das Volk Gottes in seiner Praxis 
auf die Menschen hin zu entgrenzen und nicht bin­
nenorientiert mit sich selbst zu beschäftigen hat. 
Das Ziel ist die „Subjektwerdung des einzelnen 
vor Gott". Dem haben die kirchlichen Grund­
vollzüge zu dienen. Das vorliegende Lehrbuch ent­
wickelt Lösungen des gegenwärtigen pastoralen 
Notstands in der katholischen Kirche und entwirft 
neue Strukturen der praktischen Arbeit. Der Not­
stand wird ausführlich erörtert. ,,Der Subjektwer­
dungsprozeß rührt ... an die nicht auflösbare Ge­
heimnishaftigkeit der einzelnen Person, die aus 
der Einstiftung Gottes in ihr Leben herrührt. Über 
sie ist nicht zu verfügen" (S. 362). 
Der zweite Band ist eine Einführung in die Prakti­
sche Theologie; er orientiert über verschiedene 
Entwürfe - vom „Handbuch der Pastoraltheolo­
gie" (1964-1972) über Darstellungen von Karl 
Rahner und Helmut Peukert bis zum „Deutungs­
rahmen des Säkularisierungsparadigmas" (P. M. 
Zulehner, Dietrich Rössler, Gert Otto); es hat zu­
gunsten von entsprechenden Entwürfen im „Evan­
gelisierungsrahmen" zurückzutreten. Praktische 
Theologie setzt sich ein für eine dem „Humus" des 
Lebens verpflichtete und optionale Theologie. 
Zum dritten Band: ,,Eine mystagogische Seelsorge, 
die ausdrücklich im Horizont der grundsätzlichen 
und uneingeschränkten Beziehung Gottes zu allen 
Menschen praktiziert wird, muß ernstmachen mit 
der Forderung, daß das Umgehen der Menschen 
miteinander transformiert wird zu einem kommu­
nikativen Handeln, in dem sich alle Beteiligten ge­
genseitig als gleichberechtigte Interaktionspartner 
anerkennen .... Mystagogie impliziert Solidarität. 
Das Maß dieser Solidarität ist die unbegrenzte 
Solidarität Gottes mit den Menschen" (Helmut 
Haslinger, S. 70 f.). Die altkirchliche Praxis der 
mystagogischen Katechese kann m. E. in der 
Praktischen Theologie hilfreich sein. Das zeigt der 
dritte Band. 
An der Festschrift für Stefan Knobloch haben 
zahlreiche Theologen mitgearbeitet. Ich nenne 
einige Beiträge: Hansjakob Becker: ,,Hiobsbot­
schaften - Hiobs Botschaften. Ein Beitrag zum 
Verhältnis von Bibel, Liturgie und Pastoral"; Her-

mann Steinkamp: ,,Gemeinden jenseits der Pfar­
rei"; Norbert Mette: ,,Glaube - unverdientes Ge­
schenk. Versuch einer Mystagogie für Menschen, 
die nichts mehr brauchen, weil sie schon alles ha­
ben"; Reinhard Schmidt-Rost: ,,Würze in der Kür­
ze? Überlegungen zu einer Rundfunk-Homiletik". 
Die vier Bände zeigen ein ökumenisches Interesse 
der katholischen Praktischen Theologie nach dem 
2. Vatikanischen Konzil. K.-F. W. 

Predigt (1) 

Steffen Bauer: ,,Karfreitag predigen". Wirklich­
keit und Möglichkeit der Karfreitagspredigt in un­
serer Zeit, dargestellt an exemplarischen Predig­
ten über 2. Kor. 5, 146-211 (Wechsel-Wirkungen. 
Ergänzungsreihe, Bd. 7), Verlag Hartmut Spanner, 
Waltrop, 1997, 409 S., kt., 35,- DM. 
Der Vf. legt seine Heidelberger Dissertation vor. 
Er schreibt zunächst grundsätzlich über den Ort 
des Karfreitags; sodann analysiert er Predigten 
von Hans Joachim Iwand, Werner Krusche, Hein­
rich Vogel, Horst Hirschler, Theophil Askani, 
Hartmut Weber und Eberhard Jüngel. ,,Die bitten­
de Predigt von Paulus steht in getreuer Entspre­
chung zum bittenden Handeln Gottes und zu der 
Möglichkeit, daß Gott selbst als Bittender in der 
Predigt das Wort ergreift. . Gottes Wort wirkt, 
was es verheißt" (S. 328). K.-F. W. 

Predigt (II) 

Rainer Albrecht: ,,Eine Trommel allein singt kein 
Lied". Predigt als dialogisches Geschehen in einer 
Kultur der Oralität. Untersuchungen zu Inhalt und 
Struktur evangelischer Predigt in Nordwest-Tan­
zania (Missionswissenschaftliche Forschungen NF, 
Bd. 2), Verlag der Ev.-Luth. Mission, Erlangen, 
1996, 375 S., kt., 55,- DM. 
Der westfälische Theologe Rainer Albrecht war et­
liche Jahre in Bukoba und Nairobi tätig. Er hat 
zwölf Predigten aus Nordwest-Tanzania gesam­
melt und übersetzt, die von afrikanischen Theolo­
gen unterschiedlichen Alters und sehr verschiede­
ner Vorbildung gehalten worden sind. Albrecht 
stellt die Predigten in ihren Kontext, skizziert das 
religiöse und kirchliche Umfeld und analysiert die 
Texte systematisch und homiletisch. Ein farbiges 
homiletisches Bild, das jede Predigerin und jeden 
Prediger in Deutschland auf neue Gedanken brin­
gen kann. K.-F. W. 

Kirchengeschichte (1) 

Michael Klein: ,,Leben, Werk und Nachwirkung 
des Genossenschaftsgründers Friedrich Wilhelm 
Raiffeisen (1818-1888)". Dargestellt im Zusam­
menhang des sozialen Protestantismus (Schriften­
reihe des Vereins für Rheinische Kirchenge­
schichte, Bd. 122), 1997, VIII, 255 S., geb., 32,- DM; 
Tilman Eysholdt: ,,Evangelische Jugendarbeit zwi­
schen ,Jugendpflege' und ,Jugendbewegung'". Die 
deutschen Schülerbibelkreise (BK) von 1919 bis 
1934 (Schriftenreihe des Vereins für Rheinische 
Kirchengeschichte, Bd. 14), 1997, IX, 552 S., geb., 
42,-DM; 
,,Gerhard Tersteegen - Evangelische Mystik inmit­
ten der Aufklärung". Hrsg. von Manfred Kock im 
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Auftrag der Kirchenleitung und Jürgen Thiesbo­
nenkamp im Auftrag des Kirchenkreises Moers 
(Schriftenreihe des Vereins für Rheinische Kir­
chengeschichte, Bd. 126), 1997, VI, 241 S., geb., 
30,-DM; 
alle Bände im Rheinland-Verlag, Köln. 
Der erste Band ist eine Heidelberger theologische 
Dissertation. Der Vf. berücksichtigt besonders das 
Verhältnis Raiffeisens zum protestantischen Be­
reich und die Rezeption seines Werkes im deut­
schen sozialen Protestantismus. 
Tilman Eysholdt stellt in seiner Kieler Disser­
tation die Schülerbibelkreise in pietistischer Tra­
dition, die freideutsche und bündische Kritik, die 
pädagogischen Ziele und ethischen Grundhaltun­
gen in den Bibelkreisen, Neuansätze und Reformen 
sowie das Jahr 1933 dar. Der Band hat auch einige 
Dokumente. 
Der dritte Band enthält treffliche Beiträge zu dem 
rheinischen Seelsorger, Liederdichter und Mysti­
ker Gerhard Tersteegen anläßlich des 300. Ge­
burtstages am 25. November 1997. Interessant im 
Aufsatz von Christian Bunners ist der Exkurs zur 
Rezeption von Tersteegen-Liedern bei Dietrich 
Bonhoeffer und Karl Barth. Der Band kann zu 
einem Gemeindevortrag über Tersteegen anregen. 

K.-F. W. 

Kirchengeschichte (II) 

Jean de Labadie: ,,Hand-Büchlein der wahren 
Gottseeligkeit (1727)". Übersetzung des „Manuel 
de Piete" von Gerhard Tersteegen (Faksimile-Edi­
tion des Vereins für Rheinische Kirchengeschichte, 
Nr. 3), Rheinland-Verlag, Köln, 1997, LIV, 297 S., 
geb., 29,- DM. 
Tersteegens Übersetzung hat nur eine einzige Auf­
lage im Jahr 1727 gehabt; seine Vorrede „Vom We­
sen und Nutzen der wahren Gottseeligkeit" wurde 
in seine Sammlung „Der Weg der Wahrheit" auf­
genommen und war den Frommen des Nieder­
rheins besonders wichtig. Das Werk von Labadie 
aber ist in der evangelischen Kirche nie heimisch 
geworden, denn der Labadismus hatte separatisti­
sche Tendenzen. Der Nachdruck des Exemplars, 
das aus dem Nachlaß von Wilhelm Goeters 
stammt, verfolgt in erster Linie eine historische 
Absicht. K.-F. W. 

Paramentik 

Kurt Wolff: ,,Der Augenblick Gottes". Die Werk­
statt für evangelische Paramentik im Diakonie­
werk Kaiserswerth. Eine unvollständige Bestands­
aufnahme (Schriftenreihe des Archivs der Evange­
lischen Kirche im Rheinland, Bd. 14), Archiv der 
Evangelischen Kirche im Rheinland, Düsseldorf, 
1998, 219 S., kt., 32,- DM. 
Der vorliegende Band berichtet über die Arbeit 
einer Werkstatt für evangelische Paramentik. Sie 
ist die einzige Ausbildungswerkstatt im Gebiet der 
rheinischen und der westfälischen Kirche die 
nach künstlerischen Entwürfen Antependien,'dazu 
auch textile Objekte handwerklich gestaltet. Ein 
reicher Bildteil begleitet die Kapitel und gibt dem 
Buch Farbe. K.-F. W. 

Ökumene 

Martin Honecker: ,,Profile - Krisen - Perspekti­
ven". Zur Lage des Protestantismus (Bensheimer 
Hefte, Bd. 80), 1997, 248 S., kt., 34,80 DM; 

Reiner Marquard (Hrsg.): ,,Reformationstag -
Evangelisch - Ökumenisch". Eine Arbeitshilfe für 
Gemeinde und Schule (Bensheimer Hefte, Bd. 84), 
1997, 224 S., kt., 24,80 DM; 

Reinhard Thöle: ,,Orthodoxe Kirchen in Deutsch­
land". Mit 32 Abb. (Bensheimer Heft, Bd. 85), 
1997, 111 S., kt., 24,80 DM; 

Hans-Georg Link: ,,Bekennen und Bekenntnis" 
(Bensheimer Hefte, Bd. 86; Ökumenische Studien­
hefte, Bd. 7), 1998, 231 S., kt., 26,80 DM; 

alle Bände im Verlag Vandenhoeck & Ruprecht, 
Göttingen. 

Die vorliegenden informationsreichen Bände wer­
den vom Evangelischen Bund herausgegeben. 

Martin Honecker schreibt im ersten Band: ,,Prote­
stantismus ist . . . nicht (bloß) eine theologische 
Theorie, eine Dogmatik. Er ist immer zugleich Le­
bensform, gelebter Glaube und geprägte Kultur" 
(S. 7). Merkmale des Protestantismus sind: Selbst­
verantwortung, Autonomie und Individualität; 
Wahrhaftigkeit, wissenschaftliche Redlichkeit und 
Bereitschaft zur (Selbst-)Kritik; Weltoffenheit und 
kritischer Realismus aufgrund der Einsicht in das 
Sündersein des Menschen. Diese Merkmale treten 
zutage, wenn der Vf. über Bibel und Freiheit, 
Kirche und Bildung, Politik und Wirtschaft Ge­
sellschaft und Ökumene sowie im letzten K~pitel 
über die Frage „Ende oder Zukunft des Protestan­
tismus" schreibt. Deutlich werden der ökumeni­
sche Beitrag evangelischen Glaubens und prote­
stantischer Lebensführung sowie die Bedeutung 
des Protestantismus für die Gesellschaft. Hilfreich 
ist ein gutes Sachregister. 

Reiner Marquard legt einen Sammelband mit 
Beiträgen zum Reformationstag, mit Arbeitshilfen 
für die Gemeinde und mit Unterrichtsentwürfen 
vor. Die Texte berücksichtigen besonders das Me­
lanchthongedenken 1997, bleiben aber lesenswert 
(nicht zuletzt für die Predigtvorbereitung). 

Die Orthodoxie ist mit über einer Million Christen 
in Deutschland zur drittstärksten Konfession ge­
worden. Reinhard Thöle stellt die Geschichte der 
mehr als fünfzehn orthodoxen Kirchen in 
Deutschland, ihre Herkunft, ihr Selbstverständnis 
und ihre ökumenischen Verbindungen dar. Infor­
mationen zur Ökumene sind besonders aktuell. 
Der Band enthält ein Anschriftenverzeichnis. 

Hans-Georg Link legt in der bewährten Reihe der 
,,Ökumenischen Studienhefte" (bis jetzt sind sie­
ben Bände erschienen) wichtige Gesichtspunkte 
zum Bekenntnis vor: altkirchliche Grundlagen und 
konfessionelle Positionen sowie ökumenische Ge­
spräche und kontextuelle Entwicklungen. Berück­
sichtigt werden viele multilaterale Projekte. Der 
Schluß des Bandes zielt auf wichtige Perspektiven. 
Sehr gut sind die Register (Namen, Orte, Begriffe, 
Bibelstellen). 

Die Bände sind für die praktische Arbeit empfeh­
lenswert. K.-F. W. 
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